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Sudetendeutsche Geschichte: Historisches Thema und Politikum 


Rolf-Joachim Sattler (Celle) 


f EB) Zusammenbruch des »Dritten Rei- 
ches« im Jahre 1945 hat nicht nur Hit- 
. ler und seinem System das verdiente Ende 
bereitet; er hat nicht nur die Schrittma- 
cher, Würdenträger,:Nutznießer und Hel- 
fershelfer des Systems — wenigstens zu 
einem großen Teil — auch persönlich und 
mit gleicher Berechtigung in diesen Fall 
mitgerissen, sondern das ganze deutsche 
Volk in eine Katastrophe von historisch 
seltenem Ausmaß gestürzt. Ihr Umfang 
-und ihre Auswirkungen lassen sich für 
die Masse der davon Betroffenen weder 
mit Hilfe der Vorstellung von der »Kol- 
lektivschuld« völlig begreifen, noch gegen 
den — oft unbestreitbaren — individuel- 
-len Anteil an der Heraufführung und Er- 
möglichung solchen Unheils voll »anrech- 
nen«. Auch angesichts aller detaillierten 
Kenntnisse der historischen Abläufe und 
Zusammenhänge, die die Zeitgeschichte 
seither erarbeitet hat, und aller Einsicht 
in das vielseitige Versagen, dessen sich 
-auch die nicht zum engeren Kreis der 
NS-Anhänger Gehörenden zeihen müs- 
sen !), bleibt für die Opfer dieser Kata- 
strophe eine Last von Schicksalsschlägen, 
Leiden und Verlusten übrig, die nur als 
wirkliches Verhängnis genommen und ge- 
tragen, aber weder historisch-kausal be- 
griffen noch als berechtigt anerkannt 
werden kann ?). 


1) Für die jüngeren Generationen tritt dieser per- 
sönliche Anteil überdies. immer mehr zurück und 
verschwindet zuletzt völlig. 

2) ° Das beliebte Argument von der ‚Schuld der 
anderen‘, das die Ursache der eigenen Katastrophe 
bei‘ den Kriegsgegnern und auswärtigen Wider- 
sachern des Nationalsozialismus, in deren Unver- 
stand und Böswilligkeit finden will, enthält zwar 
in vielen Fällen eine unter mehreren zutreffenden 
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Dieses Verhängnis hat die aus den Ost- 
und Südostgebieten Mitteleuropas 1945/46 
vertriebenen Teile des deutschen Volkes 
mit besonderer Härte getroffen, die wie- 
der — von den engeren Parteigängern 
des Nationalsozialismus abgesehen — 
nicht durch ein größeres. »Schuldigsein« 


im Vergleich zu den übrigen Deutschen 


»verdient« wurde, sondern ihre Ursache 
in jenen äußeren, dem einzelnen vorgege- 
benen Zufälligkeiten hat, die der geogra- 
phischen Lage, den alliierten Planungen, 
militärischen Stellungen und Demarkatio- 
nen bei Kriegsende und den darauf be- 
ruhenden alliierten Abmachungen ent- 
sprangen. Niemanden sollte es verwun- 
dern, daß gerade diese Vertriebenen in- 
tensiv über Ursprung undFolgen ihres Ge- 
schickes grübeln, daß sieihren Anteilander 
Katastrophe von 1945 vor der Öffentlich- 
keit erörtern, wobei sie sich auch Gedan- 


‚ken über die Zukunft machen und ihre 


Wünsche und Forderungen formulieren. 


Zugleich bemühen sie sich unter vielerlei 
Formen — von der Historie bis zur Folk- 
lore — darum, die verlorene Heimat als 
geschichtliche Größe darzustellen und vor 
der eigenen Erinnerung sowie. vor der 
ihrer neuen Mitbewohner lebendig zu er- 
halten. Daß diese Bemühungen nicht von 
einzelnen Vertriebenen, sondern von 
ihren Organisationen und Gremien getra- 
gen werden, ist verständlich; denn indem 
eine Landsmannschaft oder Volksgruppe 


historischen Erklärungen, wird aber absolut gesetzt 
zu einem Ablenkungsmanöver vom diesseitigen An- 
teil und kann überdies das eigentliche Verhängnis in 
seiner ganzen Schwere und Unfaßbarkeit ebenso- 
wenig rational erklären. 
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gem Rückblick pflegt, sondern als für ihre 
Gegenwart konstitutiv und politisch trag- 
. fähig ansieht, will sie — das menschliche 
- Korrelat zum geographischen Substrat 
‚der Heimat — sich gleichfalls als eine ge- 
 schichtliche Größe erweisen. Staatliche 
Stellen in Bund und Ländern fördern 
diese literarischen und organisatorischen 
"Bemühungen, so wie sie auch bei den Ein- 
_ heimischen die engeren landsmannschaft- 
‚lichen und landesgeschichtlichen Zusam- 
:menhänge im Rahmen des größeren Gan- 
zen anerkennen und verlebendigen hel- 
‘fen. Das dürfte ebenso selbstverständlich 
‚sein. 


* 


"Alle hier einleitend vorgetragenen Über- 
legungen gelten auch und gerade für die 
-Sudetendeutschen in der Bundesrepu- 


blik), für ihre Zusammenschlüsse und In- 


 stitutionen. Von ihnen stammen zahl- 
reiche Publikationen zur Geschichte und 
zum Schicksal der Volksgruppe, die deren 


stark entwickeltes Selbstbewußtsein, ihr 


in Volkstumskämpfen geformtes Zusam- 
 mengehörigkeitsgefühl und ihren Besitz 


an historischen Erinnerungen und politi- 
schen Erfahrungen widerspiegeln. Aber 


trotz der Anerkennung, die die in diesen 


Schriften ausgebreiteten wertvollen Ge- 


‚danken und Erkenntnisse verdienen, und 
trotz der Einsicht in die Berechtigung 


solch landsmannschaftlicher Selbstbesin- 
nung will den Rez. gerade hierbei ein lei- 
ses Mißbehagen nicht verlassen, das er 
mit dem Hinweis auf die Zufälligkeit der 
hiesigen Auswahl nicht bagatellisieren 
kann. Es scheint, daß die gefestigte Eigen- 
ständigkeit und der Reichtum kultureller, 


3) In der SBZ werden alle landsmannschaft- 
lichen Bemühungen dieser Art unterdrückt. 
Wieweitb die nach Österreich ummgesiedelten Su- 
detendeutschen eigene parallele Bestrebungen zu 
denen in Westdeutschland verfolgen, wieweit sie 
sich an letzteren beteiligen oder ob sie sich stärker 
bereits in das Österreichische Volk integriert oder 
reintegriert fühlen, läßt sich aus dem vorliegenden 
Material nicht feststellen. 
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geschichtliche u ad. 


gen, die das Gesicht der dete 
Gemeinschaft innerhalb der Bundesrepu- 


 blik prägen und sie zu einer beachtlichen 


politischen Potenz machen, zugleich die 
Ursachen der hier anzumeldenden Be- 
denken sind. Diese Zusammenhänge kön- 
nen als gemeinsame Grundlage für die 
Betrachtung einiger Schriften jedoch nur 
sehr apodiktisch umrissen werden. Es soll 
keine sudetendeutsche Geschichte entwor- 
fen, sondern nur gezeigt werden, in wie 
starkem Maße sie noch lebendig — und 
damit »unbewältigt« im Sinne eines mo- 
dischen Schlüsselwortes t) — ist, so daß 
sie das Selbstverständnis der ihr Ange- 
hörenden in der Auseinandersetzung mit 
ihrer neuen Umwelt und mit ihrem jüng- 
sten Schicksal fördernd, aber auch hem- 
mend und belastend beeinflußt, ja domi- 
niert. Dabei kommt der Phase 1918—1945 
besondere Bedeutung zu: rückblickend für 
die Interpretation der ferneren Vergan- 
genheit, vor allem aber für die Bestim- 
mung des Danach und Heute. = 
Das fängt schon beim Namen an. »Sude- 
tendeutsche« und »Sudetenland« als Sam- 
melbezeichnungen für die in den alten 
österreichischen Kronländern Böhmen, 
Mähren und Schlesiena) wohnenden Deut- 
schen und für.diese Territorien sind jung 
und eigentlich erst seit dem Ende des 
1. Weltkrieges, endgültig in den 30er Jah- 
ren in Aufnahme gekommen 5). Wer rück- 
blickend in der Vergangenheit vor 1914/18 
eine sudetendeutsche Geschichte erkennt 
und behandelt, setzt sich den bekannten 
historiographischen Schwierigkeiten aus, 


4) Theodor Heuss hat statt dessen ‚„unvenarbeitet‘“ 
vorgeschlagen. 

43) Wo in dieser Abbanefüng: im folgenden von 
Schlesien die Rede ist, ist immer dieses bis 1918 
österreichische Schlesien gemeint, das auch in 
der ersten tschechoslowakischen Republik bis 1938 
ein eigenes Verwaltungsgebiet — 1928 mit Mähren 
zusammengeschlossen — blieb. Erst die Verwal- 
tungsreform- 1948/49 hat alle drei historischen Län- 
der völlig ausgelöscht. 

5) Einige der vorliegenden Schriften (s. u. An- 
merkungen 22 u. 36) gehen ausdrücklich hierauf ein. 


296 


2 A ae Mut Ahead m a ke ll na nl El I 0 AL All u un um a 2 cn 


ET 


he 


h scher re Sr ältere Epochen. stets 
mit sich bringt. Unbestreitbar sind die 
Territorialgeschichten Böhmens, Mährens 
und Schlesiens — deren jedes eine eigene 
von den beiden anderen deutlich abge- 
setzte Größe ist — und ist deren Eingebet- 
tetsein in die größere Reichsgeschichte der 
habsburgischen Monarchie, aber auch in 
die des alten, 1806 erloschenen Deutschen 
Reiches, das geschichtliche Erbe, das die 
heutigen Sudetendeutschen mit sich tra- 
gen und verwalten. Schon diese weiteren 
Bezüge bis 1806 und bis 1918 gehen über 
einen rein sudetendeutschen Aspekt hin- 
aus. Aber daneben ist diese Geschichte 
der drei alten Länder auch die Geschichte 
des tschechischen Volkes; und der Gegen- 
satz zum Tschechentum, der im Begriff 
»sudetendeutsch« zum Ausdruck kommt 
und ihm viel von seinem Inhalt gibt, ist 
in der Schärfe des National- und Natio- 
nalstaatsgedankens des 19. Jahrhunderts 
. recht jungen Datums, auch wenn er wei- 
“ ter zurückreicht — bis 1848 etwa — als 
das Wort selbst. Die Gefahr, die eine Re- 
-projizierung des Nationalbegriffes und 
seiner politischen Implikationen in ältere 
geschichtliche Phasen stets in sich birgt, 
ist hier besonders groß, weil dieser Ge- 
gensatz, ja Konflikt zwischen den beiden 
Nationen zum Hauptthema der sudeten- 
deutschen Geschichte des letzten Jahr- 
hunderts wurde und noch heute im Mit- 
telpunkt aller geschichtlichen Betrachtun- 
sen und Erörterungen steht ®). 


Im engeren Rahmen der Geschichte der 
letzten 100 Jahre wiederholt sich dieser 
Denkmechanismus; denn offensichtlich 


6) Man muß daran erinnern, daß der hier beschrie- 
benen Gefahr die tschechische Geschichtsschreibung 
vom gleichen Zeitpunkt an und bis in die Gegenwart 
aus gleichen Ursachen mit gleicher Heftigkeit er- 
legen ist. Es ist ein Zeichen für die enge und un- 
lösliche geschichtliche Verbundenheit beider Völker, 
daß alle in diesem Bericht vorzutragende Kritik 
fast völlig auch gegen die historische und politische 
Literatur der Tschechen angemeldet werden müßte, 
wenn diese zur Diskussion stünde. 
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wird auch der dann nicht zu leugnende 


“deutsch-tchechische Gegensatz ex eventu 


beurteilt, also im Lichte der Ereignisse 
und Spannungen gesehen, die in der Zeit 
der ersten tschechoslowakischen Republik 
bestimmend ‚waren und in die Katastro- 
phen von 1938/39 und 1945/46 ausmünde- 
ten. Das Bild von der Ära Franz Josephs 
bekommt scharfe Züge, die aus ihr selbst 
nicht unbedingt abgeleitet werden kön- 
nen; umgekehrt erhalten die dortigen Er- 
eignisse eine gegenwartsbezogene Aktua- 
lität, die sie zu einem Arsenal politischer 


"Argumente maäachtundihrem leidenschafts-. 


losen und distanzierten geschichtlichen 


Verständnis im Wege steht. Die sicher n 


heftigen Differenzen und Konflikte, die 
bis 1918 die Geschichte Böhmens — für 
Mähren und Schlesien gilt das weniger — 
kennzeichneten, werden dadurch leicht zu 
Kämpfen, in denen man heute Stellung 
beziehen: muß, um sie noch einmal und zu 
Ende durchzufechten. Der Außenstehende 
— manchmal als »Binnenndeutscher« apo- 
strophiert — findet hier kaum die aus 
höherer Sicht gewonnene historische Be- 
lehrung, die er erwarten darf. 
Am stärksten tritt diese noch lebendige 
politische Aktualität in den historischen 
— besser: zeitgeschichtlichen — Schilde- 
rungen der Epoche der ersten tschechoslo- 
wakischen Republik auf. Denn diese zwei 
Jahrzehnte bilden auch im Sinne histori- 
scher Kausalität die unmittelbare Vor- 
geschichte der beiden Katastrophen von 
1938/39 und 1945/46’). Die unleugbar 


7) Es ist unerläßlich, das tschechische und deutsche 
Schicksal in den bis dahin gemeinsam bewohnten 
Territorien als eine Serie von Katastrophen in eng- 
stem Zusammenhang zu sehen, wenn historisch 
richtige Proportionen gewonnen werden sollen. Der 
billige Hinweis, daß die Tschechen im Protekiorat 
wegen ihrer Wichtigkeit für die Rüstungsindustrie 
gut mit Lebensmitteln versorgt worden seien, und 
der sonderbare Versuch, die 70000 Opfer des 
NS-Terrors, den die Tschechen errechnet haben, 
auf 10 000 herunterzuhandeln (beides findet! sich bei 
Franzel, S. 408 ff., s. u. Anm. 22) wollen vor dieser 
harten geschichtlichen Wirklichkeit kneifen. Andere 
sudetendeutschen Autoren lehnen dergleichen daher 
ausdrücklich ab (s. u. Anm. 36). Man darf auch 
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“= ' "scharfen Spannungen und harten inner- 


politischen Kämpfe zwischen beiden Völ- 
kern, die für die erste Republik kenn- 
 zeichnend sind, wurden damals nicht 
wirklich ausgeglichen oder ausgetragen, 
sondern beide Male durch einen Macht- 
spruch von außen, durch den Eingriff und 
die fördernde Duldung fremder Groß- 
mächte einseitig, ungerecht und wirklich- 
‚keitsfremd beendet, ohne daß eine trag- 
fähige, beiden Seiten zumutbare Lösung 
‘gefunden wurde. Das hat zur Folge, daß 
alle damaligen Diskussionen und Streit- 
gespräche fortgeführt werden); auch im 
historischen oderhistorisch sein wollenden 
Bericht zur Zeit nach 1918 tritt das pole- 
mische, an damaligen Frontstellungen 
orientierte Moment stark, bisweilen do- 
minierend hervor. 

Nun besteht kein Anlaß, an der tschechi- 
schen Politik nach 1918 eine Mohrenwä- 
sche vorzunehmen. Ihre zahlreichen Feh- 
ler, Versäumnisse, ja Böswilligkeiten 
chauvinistischer Natur sind bekannt und 
in ihren verhängnisvollen Auswirkungen 
nicht zu übersehen. Gerade aus den Rei- 
hen der »Aktivisten«, den Angehörigen 
jener deutscher Parteien, die nach 1918 
den neuen Staat anerkannten, die zur 
Mitarbeit bereit waren und diese schließ- 
lich auch leisten konnten, kamen und 
kommen berechtiste Vorwürfe. Die Staats- 
loyalität der deutschen »Aktivisten« be- 
stand trotz dieser klar erkannten Mängel 
und sah in der maßvollen, auf immanente 
Abhilfe bedachten Kritik den ersten 
Schritt zur gleichberechtigten deutschen 
Teilnahme am Staat). Aber daneben tref- 


nicht übersehen, daß der nächste harte Schlag, der 
die Tschechen 1948 mit der tolttalen kommunistischen 
Vergewaltigung traf, eine seiner tiefsten Ursachen 
im Hitler-Stalin-Pakt vom August 1939 hat. 

8) Das trifft auch für die parallelen Bemühungen 
der tschechischen Emigration weithin zu. 

9) Im Lebensweg und in der politischen Wirksam- 
keit Ludwig Czechs ab 1918 und in den Kommen- 
taren seines Biographen sowie bei Hans Schütz (s. 
u. Anm. 38 und 36) wird diese Einstellung deutlich. 
Das gibt den hier ehedem erhobenen und heute er- 
newertien Vorwürfen ihr Gewicht. 
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fen wir auf eine Kritik an der Politik der 
Republik und des tschechischen Staats- 
volkes, die nicht wahrhaben will, daß 
ohne den zweimaligen äußeren Eingriff 
1938 und 1945 das Verhältnis der Deut- 
schen zu den Tschechen und zum gemein- 
samen Staat nicht unbedingt zum Bruch 
führen mußte, sondern daß durchaus der 
Weg zu einem wirklichen »Ausgleich« 
offen gestanden hätte. Zu leicht wind 
übersehen, daß sich gegen Ende der 20er 
Jahre mit dem Eintritt deutscher Parteien 
in die Regierung eine Entspannung an- 
bahnte, deren erste bescheidene Erfolge 
weitere Schritte in dieser Richtung er- 
warten ließen. Erst die Weltwirtschafts- 
krise mit ihren verheerenden Auswirkun- 
gen auch auf das Wirtschaftsleben der 
CSR und in enger zeitlicher aber auch 
ursächlicher Verbindung damit der 
Machtantritt Hitlers, der zur Gründung 
der Henlein-Partei und zur zunehmenden 
Radikalisierung der Deutschen auf den 
Nationalsozialismus hin führte 1%), haben 
die hier liegenden Möglichkeiten — viel- 
leicht endgültig — zerstört. 


Die Schlüsselfigur auf tschechischer Seite 
ist in den 30er Jahren Eduard Benesch 
— ab 1935 Staatspräsident —, der schon 
von der Nazi-Propaganda um 1938 zum 
Popanz erhoben wurde. Beneschs unbe- 
streitbarer, verhängnisvoller und ent- 
scheidender Anteil an den Vorgängen von 
1945/46 hat in den Augen seiner sudeten- 
deutschen Betrachter und Kritiker das 
Bild von ihm geprägt. Indem man dieses 
Porträt retrospektiv in der Gesamtepo- 
che ab 1918 scheinbar wiedererkennt, ent- 
steht eine doppelte Verzerrung. Denn ein- 
mal war Benesch lange Zeit -— auch als 
Angehöriger der »Burg«, des engeren 
Kreises um Masaryk — Befürworter einer 
vernünftigeren und entgegenkommen- 


10) Dabei besteht ein gewisses Wechselspiel zwi- 
schen deutschen und tschechischen Aktionen und 
Reaktionen, wodurch sich beide Seiten in ihrer 
Animosität gegenseitig in die Höhe trieben. 
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| deren Politik gegenüber den Deutschen, 
' die deren Aussöhnung mit dem neuen 
Staat und ihre Heranziehung zu politi- 
scherGleichberechtigung und Mitarbeitbe- 
wirken sollte. Deswegen ist er vom tsche- 
‚ chischen Chauvinismus heftig angefein- 
ı det worden; an der Ehrlichkeit und Ernst- 
haftigkeit dieses Zuges seiner Politik be- 
‚ steht unter Einsichtigen kaum noch Zwei- 
' fel. Erst im Londoner Exil hat sich ab 1940 
in ihm nach und nach jener Wandel voll- 
zogen, der ihn wahrscheinlich zugleich 
aus taktischen Gründen — um die kom- 
munistische Propaganda zu übertrump- 
fen — und im Zuge eines Gesinnungs- 
‚ wechsels zum Wortführer und Vollstrek- 
‚ ker der brutalsten Gewaltlösung machte. 
Soweit die Genesis dieses späten Benesch 
‚ heute wissenschaftlich rekonstruiert wer- 
den Kann, hat Brügel!!) das unlängst in 
überzeugender Weise getan. Der Benesch 
. der 20er und 30er Jahre und die Politik 
, der ersten Republik lassen sich von die- 
ser Spätphase her jedoch nicht richtig und 
"nicht aus sich selbst interpretieren. 


Zum anderen ist Benesch in der Rolle, 
die er um 1945 spielte, und auch mit sei- 
ner schon recht starren, an ein Vabanque- 
spiel erinnernden Haltung in den Krisen- 
monaten von 1938 — wobei er vor Mün- 
chen primär nicht die sudetendeutsche 
Volksgruppe, sondern die außenpolitische 
Bedrohung des Staates durch das natio- 
nalsozialistische Deutschland bekämpfte 
und zwischen Deutschen und Nationalso- 
zialisten zu unterscheiden wußte ?) — 
für viele abermals zur b&te noire histori- 
scher Betrachtung und politischer Argu- 
mentation geworden. Er gilt als der 
Haupt- und Alleinschuldige an dem Un- 
heil, das die Sudetendeutschen getroffen 
hat. Ihn anzuprangern, seine Fehler nach- 
zuweisen und seinen bösen Absichten 
nachzuspüren, scheint zu genügen, um 


11) s. u. Anm. 46 
12) Brügel, S. 136, s. u. Anm. 38 
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diesen Teil der jüngsten Geschichte zu 
erhellen. Sicher hat die Geschichtsschrei- 
bung über Benesch noch nicht das letzte 
Wort sprechen können; und auch eine 
fundierte, kritisch und leidenschaftslos 
erarbeitete Biographie wird dermaleinst 
manchen negativen Zug an ihm, manches 
Versäumnis und manche Schuld endgül- 
tig feststellen müssen. Aber jene auf Be- 
nesch konzentrierte monokausale Be- 
trachtungsweise übersieht — das ist 
in deutschen Publikationen besonders 
peinlich und verwerfich —, daß 
die tiefste und letzte Ursache. für 
die »Sudetenkrise« von 1938 und in 
deren Gefolge für den Gegenschlag 
von 1945 in Hitlers geist- und prinzipien- 
loser Machtpolitik liegt; einer Politik, der 
auch die Belange der Deutschen außer- 
halb der Reichsgrenzen nur Mittel zum 
Zweck, nur willkommene Propaganda- 
thesen waren, mit denen er seine eigent- 
lichen Ziele verfolgte. Daß die Masse der 
Sudetendeutschen,in näherliegendeneige- 
nen Nöten und Sorgen befangen, das 1938 
nicht erkennen konnte, darf man ihr zu- 
billigen '3); heute gilt, diese Entschuldi- 
gung nicht mehr. Wer heute alle Schuld 
bei Benesch sucht, setzt sich dem — hof- 
fentlich unverdienten — Verdacht aus, 
daß er nach der Methode »Haltet den 
Dieb« Hitler aus der Schußlinie ziehen 
will, wenn den Ursachen der deutschen 
Katastrophe überhaupt und der sudeten- 
deutschen im besonderen nachgegangen 
wird. Jeder Fluch über Benesch, dem 
nicht ein doppelter Fluch über Hitler vor- 
angeht, ist unglaubwürdig und hat 


13) Es scheint, daß in der besonderen politischen 


Mentalität des Sudetendeutschtums, wie sie sich im 
alten Österreich gebildet und während der ersten 
Republik versteift hatte, eine spezielle Prädisposi- 
tion lag, sich recht unkritisch durch die Hitler- 
schen Sirenentöne düpieren zu lassen. Es ist eine 
Ironie der Geschichte, daß der hier lebendige Na- 
tions- und Volksbegriff in seinen Besonderheiten 
sehr stark an parallelen tschechischen Vorsbellun- 
gen orientiert war, auch in der direkten Über- 
nahme dortiger Anregungen; die beiden Aufsätze 
Lembergs gehen darauf ein. 
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Be für die, die ihn hören schen — vor allen 
h im Ausland —, keine Überzeugungs- 


Der zweite Aspekt, unter dem man das 
 noch»unbewältigte« Weiterwirken damali- 
ger Spannungen und Auseinandersetzun- 
ur gen in der heutigen sudetendeutschen Ge- 
- schichtsschreibung und Selbstbesinnung 
registrieren muß, zeigt sich dort, wo von 
den deutschen Parteien in der ersten Re- 
publik berichtet wird. Hans Schütz hat 
& mit Recht kritisiert), daß die Sudeten- 
deutschen 1918 im neuen Staat unverän- 
' dert und ohne Anpassung an die neue La- 
ge mit jenem Parteisystem angetreten 
seien, das sie aus dem alten Österreich 
mitgebracht hatten. Dieser Anfang wirkte 
bis 1938 nach. Dem außenstehenden Be- 
trachter will erscheinen, daß parallel dazu 
‚die Parteiungen der 20er und 30er Jahre, 
. in die die Deutschen in der CSR sich auf- 
gliederten, noch heute lebendig sind. Das 
ist teilweise verständlich und wohl auch 
unvermeidlich, hat aber zur Folge, daß die 
damaligen Richtungskämpfe und Riva- 
litäten — der Parteien untereinander, in- 
nerhalb jeder von ihnen und bis ins Per- 
sönliche hinein 16) — zumindest nebenbei, 
verklausuliert, aber nicht ohne Emphase 
fortgesetzt werden, sei es, um offenge- 
bliebene Differenzen neu auszutragen, sei 
es, um anzuklagen oder zu rechtfertigen. 
Ein sonst unerklärliches, unterirdisch 
dumpfes Grollen, das viele dieser Schrif- 
ten durchzieht, findet hierin seine Erklä- 
rung. Es mag zwangsläufig, für die Be- 
teiligten vielleicht sogar heilsam sein, 
sich diesen überkommenen, noch nicht 
RR ausgeglichenen Spannungen abermals zu 


14) Als eine Bestätigung der hier vorgetragenen 

Überzeugung kann auf Hans Rothfels verwiesen 

* werden, der soeben im Vorwort zu Brügels Benesch- 

A Aufsatz (s. u. Anm. 46) vor diesem Taschenspieler- 
trick zugunsten Hitlers gewarnt hat. 


1 15) S. 82, s. u. Anm. 28 


16) Das gilt selbst für Spannungen innerhalb der 
deutschen Emigration, 
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nicht deutlich formuliert un ausdrü: 
lich behandelt, sondern einem weithin 
ahnungslosen und unorientierten größe- 
ren deutschen und ausländischen Publi- 
kum quasi »unterschwellig« im Rahmen 
geschichtlicher Berichte und gegenwarts- 
politischer Betrachtungen vermittelt wer- 
den sollen, leidet deren eigentliche The- 
matik; und auch die reinigende Wirkung, 
die von einer offenen Aussprache über 
ernsthafte Differenzen ausgehen könnte, 
wird dadurch verhindert. Zwar müssen 
die Sudetendeutschen diese Konflikte, so- 
weit sie sie als immer noch aktuell und 
ungelöst empfinden, zunächst unter sich 
austragen; soweit sie aber der Geschichte 
der 20er und 30er Jahre angehören, soll- 
ten sie Gegenstand eines ehrlichen und 
ungeschminkten zeitgeschichtlichen Be- 
richts sein!®). Darauf hat eine breitere 
Öffentlichkeit Anspruch, wenn sie das Ge- 
schick der Sudetendeutschen verstehen 
und mitfühlend als einen Teil der gesam- 
ten deutschen Geschichte anerkennen soll. 
Es wäre schade und auf die Dauer unheil- 
voll, wenn taktische Erwägungen — um 
die Einheit nach außen nicht zu gefähr- 
den — der Erhellung der jüngsten sude- 
tendeutschen Geschichte im Wege stün- 
den. 


17) Als Beispiele — ohne dabei Stellung nehmen 
zu wollen — sei erinnert an jene bis in die Anfänge 
der Republik zurückreichenden Differenzen, die 
heute in der recht unterschiedlichen Beurteilung 
Lodgmans von Auen ihren Ausdruck finden, wobei 
Franzel und Brügel die beiden extremen Positionen 
beziehen; an die Vorgänge, die im Frühjahr 1938 
zum Führungswechsel bei den Sozialdemokraten und 
damit zur Ablösung Minister Ozechs führten; an die 
Gegensätze und Spaltungen innerhalb der sozial- 
demokratischen Emigration in London; an die Riva- 
lität der verschiedenen ursprünglichen Gruppen, 
aus denen die keineswegs homogene Henlein-Parteii 
sich bildete; an das Trauma, das die schließliche 
Verschmelzung aller deutschen Parteien — außer 
den Sozialdemokraten — mit der Henlein-Partei 
offensichtlich bei manchen Angehörigen der älteren 
Parteien zurückgelassen hat. 

18) Die zeitgeschichtliche, aber auch die Memoi- 
ren-Literatur Deutschlands und Österreichs lehrt, 
daß das für die Zeit von 1918 bis 1933 oder 1938 
nach und nach durchaus möglich geworden ist. 
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einem weiteren Gesichtspunkt erklären 
sollte, kann kurz ausfallen, weil Hartmut 
Jäckel eben erst in dieser Zeitschrift !%) 
Allgemeingültiges hierzu gesagt hat. Ge- 


. meint sind jene sudetendeutschen Ver- 


suche, die mit Hilfe des Völkerrechts 
eigene Forderungen und Ansprüche be- 
gründen wollen, die mit juristischen Argu- 
menten die deutsche und die Weltöffent- 
lichkeit von der Notwendigkeit zu über- 
zeugen trachten, dieses Programm zu 
übernehmen und an seiner Verwirkli- 
chung mitzuarbeiten. Neben dem allen 
Vertriebenengruppen eigenen Bemühen, 
die Vertreibungen von 1945/46 als völ- 
kerrechtliches — und moralisches — Un- 
recht nachzuweisen, worüber auf Grund 
positiver WVölkerrechtssätze ein Kon- 
sensus erreichbar ist, steht auch hier die 
Umkehr des Vertreibungsverbotes in das 
»Recht auf Heimat«, woraus ein positiver 


« Anspruch auf Rückkehr und Wiederein- 


setzung in den alten Stand abgeleitet wer- 


- den soll. Jäckel hat nachgewiesen, daß 


diese behauptete Norm derzeit kein Be- 
standteil des positiven Völkerrechts ist 
und daß schon die Prinzipien des ultra 
posse nemo obligatur und des quieta non 


" movere mit Erfolg dagegen angeführt 


werden könnten ?). Ihre Besonderheit 
aber bekommt die sudetendeutsche Völ- 
kerrechtsargumentation durch den Ver- 
such, das Münchner Abkommen von 1938, 
die ihm vorangehenden bkritisch-franzö- 
sischen Vereinbarungen mit der CESR und 
damit die Abtretung der Sudetengebiete 
an das damalige Deutsche Reich als noch 
gültig und völkerrechtlich nicht aufge- 
hoben nachzuweisen. Diese Auffassung 


19) ‚Die Heimatvertriebenen und das Völker- 
recht‘, NPL V/60, Sp. 685 fi. 

20) Obgleich Jäckel sich ausschließlich mit der 
deutsch-polnischen Seitie des Problems befaßt, kön- 
nen seine Gedankengänge auch für den deutsch- 
tschechischen Bereich voll herangezogen werden. 
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kollidiert nicht nur mit.der bekannten offi- 


ziellen Forderung — die zugleich eine Be- 


schränkung ist — nach den Grenzen von. 


1937, die der Politik der Bundesrepublik 
zugrunde liegt, sie wirft auch eine Fülle 
von juristisch nicht voll faßbaren poli- 
tischen Fragen auf). 


Mit diesen Überlegungen wurde ein Groß- 


teil der Kritik an vielen der vorliegenden 
Schriften 
nommen, so daß diese jetzt nur noch in 
Einzelheiten besprochen zu werden brau- 
chen. 


Emil Franzel?) ist seinem Untertitel 
dadurch gerecht geworden, daß er weder 
einzelne Stellenbelege zur Fülle seiner 
Aussagen, noch allgemeinere Literatur- 


angaben brinst; aber er schreibt in der 


Tat einen flüssigen Stil, der einen brei- 
ten Leserkreis anregen und leicht durch 
das umfangreiche und vielseitig behan- 
delte Thema führen wird. Das Buch ist 
eine Fundgrube interessanter Details zur 
sudetendeutschen Geschichte und zur 
böhmisch-mährisch-schlesischen Territo- 
rialgeschichte; seine breiten wirtschafts-, 
sozial- und kulturgeschichtlichen Partien 
erschließen selbst dem nicht spezialisier- 
ten Historiker weites Neuland neben der 
bekannteren politischen Geschichte; pro- 
fundes Wissen und seschichtlicher Sinn 
erlauben es dem Verf. immer wieder, 
Querverbindungen zwischen allgemeiner 


21) Es dürfte mehr als ein Zufall sein, daß solche 
völker-, aber auch staatsrechtlichen Argumenta- 
tionen, wie sie von sudetendeutscher Seite vorge- 
tragen werden, den Betrachter manchmal leise an 
das magyarische Verfahren zur Zeit der Donaumon- 
archie erinnern, sich ohne Rücksicht auf histo- 
rische, juristische und politische Gegengründe oder 
auch nur auf die Opportunität auf ‚Rechte‘ zu 
berufen, um in Forderungen und in der Abwehr 
anderer Forderungen den eigenen Standpunkt zu 
behaupten, eigene Ziele durchzuselizen. 


22) Emil Franzel, Sudetendeutsche Geschichte, Eine 
volkstümliche Darstellung. 439 S., Adam Kraft 
Verlag, Augsburg 1958. 
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zusammenfassend vorwegge- 


. 


und Landesgeschichte herzustellen und 
letztere der Gefahr einer isolierten Be- 
s trachtung zu entziehen. So weit, so gut; 
aber was soll man zu einer 1958 erschie- 


nenen Publikation sagen, in der sich Ma- 
saryk die »Sympathien des Weltjuden- 
tums« erworben und als »Freimaurer« sei- 
ne außenpolitischen Verbindungen aufge- 
baut hat (S. 337); in der von »Blutzeugen« 
(S. 5 u. S. 339) berichtet wird und davon, 
daß der »sudetendeutsche Freiheitskampf 
seine Blutweihe empfangen« hat (S.333)??); 


in der von »der kläglichen Schwäche der 


deutschen Republik« (S. 350) — gemeint 
als Vorwurf, sich um 1920 nicht für die 


'Sudetendeutschen eingesetzt zu haben — 
und vom Völkerbund als 
'"Attrappe« (S. 377) erzählt wird; in der 


»lächerlicher 


Hitlers 1932 bevorstehender und 1933 voll- 
zogener Machtantriit als »Vormarsch der 


deutschen Revolution im Reich« (S. 352) 


bezeichnet wird, womit für die Sudeten- 
deutschen »die Erfüllung der nationalen 
Sehnsucht näherrückt« (S. 324)? »Viel- 
leicht hängen Hitlers märchenhafte Er- 
folge aber auch damit zusammen, daß die 
nationalsozialistische Revolution, als sie 
die Forderung nach der Beseitigung des 
Versailler Systems stellte und das Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker auf ihre 
Fahnen schrieb, eine gerechte Sache ver- 


23) Das Opfer derer, die umkamen, und der 
Schmerz der Hinterbliebenen können gewürdigt 
werden, wie sie es verdienen, ohne daß man zu 
einer Phraseologie Zuflucht nimmt, die unüberhör- 
bar im Zusammenhang mit jenem NS-Jargon steht, 
der in der ‚„Blutfahne‘“ und im ‚Blutorden‘‘ von 
1923 sein Symbol fand, von allem anderen Blut- 
Gerede des Nationalsozialismus abgesehen. Überdies 
vermißt man, daß die nach 1938 umgebrachten 
Tschechen und eigenen sudetendeutschen Lands- 
leute vom Verf. mit gleichen, von ihm offenbar 
rühmend gemeinten Epiteta ausgezeichnet werden, 
Der den Heydrich-Attentätern gemachte Vorwurf, 
„sie waren feige genug, sich verborgen zu halten“ 
(S. 407), zeugt zumindest von schrecklicher Naivität 
und erstaunlicher Ahnungslosigkeil‘ hinsichtlich der 
Bedingungen, unter denen ein unterdrücktes Volk 
sich gegen eine totalitäre Tyrannis zur Wehr setzen 
muß, Fast scheint es, als ob damit die vom SD 
angeordneten Erschießungen anderer Tschechen 
etwas entlastet werden sollen. 
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trat und eine wirkliche gesch 
Sendung zu Ende führte« (S. 382) *). In 
einem anderen, gleich zu besprechenden 
Aufsatz desselben Verf.®) treten Hitler 
ohne jeden Kommentar — nicht einmalin 
»„Gänsefüßchen« gesetzt — als Führer und 
Reichskanzler (S. 7 u. 39) und der Natio- 
nalsozialismus als »deutsche Weltanschau- 
ung« (S. 19), zu der sich die Sudetendeut- 
schen »bekennen« wollten, auf; » das 
Deutschland von 1938 firmiert — vom 
Verf. offensichtlich ernst gemeint und re- 
spektvoll rezitiert — unter seinem an- 
gemaßten Titel als »Großdeutsches Reich« 
(S. 46) 2°). Genug der Belege}; es wird schon 
so deutlich, daß hier — unkontrolliert 
oder absichtlich — ein Phrasenschatz fröh- 
liche Urständ feiert, den man endgültig 
überwunden glaubte und der seine enge 
und engste Verwandtschaft mit der NS- 
Terminologie nicht verleugnen kann. Wel- 
che historischen Unwahrhaftigkeiten, aber 
auch welche Gefahren hierin liegen, dürf- 
te einsichtig sein ?”). 


24) Ähnlich zu 1938: ... der ‚Erfolg, den Deutsch- 
land 20 Jahre nach der Katastrophe ohne Blutver- 
gießen, nur dank seiner Macht und nicht zuletzt 
dank dem moralischen Gewicht seiner Argumente 
errungene hätte...“ (S. 399). 

25) s. u. Anm. 28 

26) Ähnlich in der ‚Sudetlendeutschen Geschichte‘ 
S. 402 f. 

27) Der Verf. ist historisch einsichtig — oder vor- 
sichtig — genug, um manche zutreffende Kritik am 
NS und an Hitler zu üben. Er verschweigt auch die 
sudetendeutschen und tschechischen Opfer, die der 
Nationalsozialismus umbrachltie, nicht völlig; aber er 
bagatellisiert sie: „wie das bei revolutionären Vor- 
gängen unvermeidlich ist‘‘ (S. 399), oder er er- 
wähnt sie nur eben. 

Die Zwiespältigkeit im Zugang und im Verhältnis 
zum Nationalsozialismus, die für das vor-38er 
Sudetendeutschtum kennzeichnend und wenigstens 
teilweise aus seiner besonderen Situation — auch 
aus mangelnder praktischer Erfahrung mit dessen 
Herrschaft — zu erklären ist, mag auch hier eine 
Rolle spielen, Aber eigentlich hätten sich bei einem 
Historiker mittlerweile und bis 1958 die Begriffe 
und die Vorstellungen geklärt haben müssen. In der 
Art, wie von der CSR, von den Tschechen - und 
von Benesch berichtet wird, ist noch die ganze 
Summe von Einseitigkeiten, Animositäten und Ver- 
dammungen lebendig — auf S. 338 werden der CSR 
und ihrer Politik gleich dreimal „Lüge“ und „Ver- 
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‚ Eine drei Aufsätze von Franzel, Hermann 
Raschhofer und Hans Schütz ent- 


haltende Broschüre ®) war anscheinend 
als Entgesnung auf dieStudie Celovskys *) 
gedacht. Franzels Beitrag, dessen sprachli- 
che Wunderlichkeitenschon erwähnt wur- 
den, bringt wieder eine Fülle interessanter 
Details und bemüht sich um den Nachweis, 
daß Benesch, nichtHitler die Vorgänge von 
1938 provoziert habe. Trotz kritischer Ein- 
wendungen auch gegen Hitler und seine 
Politik ist die Absicht, ihn zu exkulpieren 
— um daraus Folgerungen für heute, 
nämlich die weiterbestehende Gültigkeit 
der Abmachungen vom Herbst 1938, ab- 
zuleiten — deutlich genug. Raschhofers 
Aufsatz, der in seiner subtilen juristi- 
schen Gedankenführung wissenschaftlich 
von hohem Reiz ist, versucht den völker- 
rechtlichen Nachweis, daß die Abtretung 
der Sudetengebiete an Deutschland nicht 
in München am 29. September 1938, son- 
dern in den britisch-französisch-tsche- 
choslowakischen Vereinbarungen und auf 


logenheit‘‘ als Grundlage vorgeworfen, ohne daß 
ein einziges Mal expressis verbis gesagt 
würde, was allein 1938 Hitler und Henlein alles zu- 
sammengelogen haben —, die dem 38er Vokabular 
angehören, obgleich wir seither wissen, wieviel da- 
von in Berlin von Goebbels und seinen Institutionen 
entworfen und selbst den Sudetendeutschen erst 
suggeriert werden mußte. Die in der Tai noch weit- 


- hin unerforschte oder zumindest nicht genügend 


bekannte, sehr wverwickelte Geschichte der Su- 
detendeutschen Partei Henleins mit ihren vielfälti- 
ge Ursprüngen und internen Richtungskämpfen und 
selbst partiellen Gegensätzen zur NSDAP — auch 
die komplizierte Persönlichkeit Henleins selbst — 
werden vielseitig, maßvoll, mit vielen richtigen 
Einzelfeststellungen und mit der berechtigten War- 
nung vor einseitigen Klischeeansichten behandelt; 
aber der eben kritisierte Rückfall ins Vokabular der 
„siegreichen deutschen Revolution‘ übertönt diese 
Passagen und beeinträchtigt ihre Überzeugungs- 
kraft. Abschließend sei ausdrücklich gesagt, daß die 
der älteren, vor 1918 liegenden Geschichte gewid- 
meten Partien des Buches hier ohne nähere Erörte- 
rung bleiben mußten. 

28) München 1938 — eine offene Frage, = Schrif- 
tenrehe der Ackermann-Gemeinde, Heft 12. 98 S., 
Verlag Preßverein ‚Volksbote‘“, München 1958; die 
Schrift ist vergriffen und soll nach Mitteilung des 
Verlages nicht wieder aufgelegt werden, 

29) vgl. deren Besprechung von J. W. Brügel in 
NPL IV/1959, Sp. 2 ff. 
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Grund eines »Ultimatums« der beiden 


Westmächte am 21. September 1938 er- 
folgte und daß die einseitigen Ungültig- 
keitserklärungen dieser Abmachungen °°) 
wirkungslos seien. Er schränkt zwar die. 
Tragweite seiner zweiten Folgerung da- 
durch ein, daß er die »Sudetenfrage« als 
»völkerrechtlich offen« bezeichnet, was 
kein starres Festhalten an der Lösung von | 
1938 bedeute. Aber abgesehen von der 
Frage, ob diese juristische Präzision die 
Leser überhaupt beeindruckt und von 


'massiveren Konsequenzen abhält, gelten 


auch hier alle juristischen und politi- 
schen Bedenken aus dem erwähnten Auf- 
satz Jäckels ®!). Außerdem ist der Ver- 
such — er mag aus den besten Absichten 
stammen —, ein von Hilter erpreßtes und 
ergaunertes Vertragswerk ?) als über die 
Katastrophe von 1945 hinweg gültig zu 
behaupten, in seinen Konsequenzen für 
eine rigorose Auseinandersetzung mit 
dem Nationalsozialismus gefährlich, in 
seiner politischen Wirkung selbst auf 
wohlwollende ausländische Betrachter be-. 
denklich, einer höheren, nicht paragra- 
phenreitenden Gerechtigkeit gegenüber 
unhaltbar und im ganzen unklug. Mit al- 
ler Schärfe gilt auch hier Jäckels kriti- 
scher Hinweis”), daß die Vertriebenen 
ihre völkerrechtliche Theorie intern und 
unter völligem Ausschluß selbst der west- 
lichen internationalen Völkerrechtswis- 
senschaft entwickelt haben. Solange sie in 
diesem größeren Forum nicht einmal zur 
Kenntnis genommen, diskutiert und zu 
einem — wie immer gestalteten — wirk- 


30) Benesch namens der tschechoslowakischen 
Exilregierung im Juli 1941, die britische Regierung 
im August 1942. 

31) s.o. Anm. 19 

32) Denn der juristische Nachweis, daß Deutsch- 
land an der Abmachung vom 21. September nicht 
beteiligt war, also auch an dem dabei gefallenen 
Beschluß zur Loslösung der Sudetengebiete von der 
CSR nicht unmittelbar teilnahm, ist historisch und 
politsch doch eine arge Verniedlichung der Rolle, 
die Hitler dabei spielte. ; 

33) aaO., Sp. 698 f. und 708 f. 
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bleibt sie bloße Spekulation, die zur 
 Selbsttäuschung und Verkennung der 


Eu 
N rische und politische Einzelbemerkungen 
—, muß man ihn als eine maßvolle und 
fundierte Zusammenfassung dessen, was 
_ die politische Führung der Sudetendeut- 


34) Es ist wieder Rothfels, der in der erwähnten 
_ Vorbemerkung (s. u. Anm. 46) vor den Gefahren 
warnt, die die Theorie von der „Rechtskontinuität‘ 
in ihrer speziellen Ausprägung auf deutscher und 
auf tschechischer Seite jeweils mit sich bringt. 
35) Sch. gehörte als Christlichsozialer zu jenen 
„aktivistischen‘‘ Politikern, die bis Anfang 1938 in 
loyaler Zusammenarbeit mit dem Staat versucht 
haben, die der CSR von außen und von der Hen- 
lein-Partei drohenden Gefahren abzuwehren. Das 
berechtigt ihn zu seiner heutigen Kritik an der 
Republik und an Benesch; denn er war seinerzeit 
alles andere als ein blinder Anhänger des National- 
 sozialismus und seines Oberhauptes. Aber daß 
selbst Sch, eine ‚einwandfreie moralische Position 
Hitlers‘ neben ‚seinen unmoralischen Drohungen 
mit Waffengewalt‘‘ erkennen will (S. 87), glorifi- 
ziert abermals um der eigenen Sache willen den 
Diktator unzulässig und ist schon deswegen falsch, 
weil diese ‚moralische Position‘ für Hitler eben 
nur ein Propagandatrick zur Erlangung seiner 
höchst unmoralischen Ziele war. Offensichtlich 
fällt es dem Selbstverständnis der Sudetendeut- 
schen schwer, sich einzugestehen, daß sie samt 
ihren Sorgen und Wünschen — genau wie die 
„Beichsdeutschen‘‘ — für Hitler nur Schachfiguren 
in seinem Spiel, keine Eigenwerte darstellten. Daß 
in einem „poltischen Kommentar‘ auf wenigen 
Seiten (S. 82, 83, 87) dreimal hintereinander eine 
Behauptung ‚bei Gott‘‘ bekräftigt wird, ist zumin- 
dest nicht erforderlich. Und daß ‚am 8. Mai 1945 
Admiral Döniliz seinen Degen auf den Tisch vor die 
alliierten Generäle legte‘ (S. 85), ist eine anek- 
.dotische Ausschmückung, die wenigstens einen 
A Lektor hätte stutzig machen sollen. 
Fir, 36) Sudetendeutsches Geschichlisbild in Vergan- 
genheit und Gegenwart, = Schriftenreihe der Acker- 

mann-Gemeinde, Heft 7. 100 S., Verlag Preßverein 

} „Volksbote‘‘, München 1954, 
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berg, Helmut STasn ee nd h 
von Hoffmann®%). Die Schrift ver- 


von Eug 1 em = 


= 


dient schon deswegen eine verspätete, 
wenn auch knappe Würdigung, weil ihre 
Beiträge in Wissenschaftlichkeit, Ver- 
ständnis für die tschechische Seite, Ver- 
ständigungsbereitschaft und politische 
Verantwortung bei Vorschlägen und For- 
derungen zeigen, welche konstruktiven, 
für die Zukunft verheißungsvollen Mös- 
lichkeiten in der historischen und politi- 
schen Selbstbesinnung der Sudetendeut- 
schen beschlossen lagen. Der Hinweis auf 
die »gemeinsame Schar von Toten«, die 
als »Opfer für Freiheit und Selbstbestim- 
mung«, die Deutschen und Tschechen mit- 
einander verbinden, und die Aufforde- 
rung, »den tschechischen Brüdern im 
Glauben und in der Not beizuspringen« 
(S. 80), kennzeichnen den Geist, aus dem 
heraus die Autoren in wohlfundierten 
fachlichen Erörterungen das Verhältnis E 
beider Völker zueinander und den sude- 
tendeutschen Anteil an der Geschichte der 
böhmischen Länder leidenschaftslos und 
kritisch neu darstellen und bedenken 
wollten. Man kann sich des betrüblichen 
Eindrucks nicht erwehren, daß es seither 
im Zuge allgemeinerer »restaurativer« 
Tendenzen zu einem Rückfall in ältere 
Denkschemata und zur Verhärtung ge- 
genüber den Problemen sudetendeutscher 
Geschichte kam. 

Einer weiteren Arbeit Franzels?”) eig- 
nen alle die Vorzüge, die schon oben dem 
Kenntnisreichtum des Verf., seiner Ge- 
staltungsgabe und seinem Erzählertalent 
nachgerühmt werden konten. Es handelt 


36a) Auch der vierte Vortrag von Geerg Kiesinger 
„Deutsche Zukunft in Europa‘ zeigt unter der 
mittlerweile überholten Konstellation von 1953 
das damalige Bemühen, die sudetendeutischen Pro- 
bleme versöhnlich und in größerem Rahmen zu 
sehen, 


37) Emil Franzel, Der Donauraum im Zeitalter des 
Nationalitätenprinzips (1789—1918), = Dalp-Ta- 
schenbücher, Bd. 343. 166 S., Lehnen Verlag Mün- 
chen 1958. 
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scher Aussägekraft als Hauptteil eine von 
ihm selbst verfaßte Biographie enthält. 

Daß B. als langjähriger engster Mitarbei- 
ter Czechs auch aus eigenen Erinnerungen 
schöpfen kann ’®®), macht seinen Bericht 
umso mehr zu einer wertvollen zeitge- 

schichtlichen Arbeit. Hier ist eine jener 


3 ( de um ' Geschichte des 
alten Österreichs unter dem besonderen 
| Blickwinkel des Nationalitätenprinzips. 
In diesem Rahmen kommen auch die Ter- 
| ritorialgeschichte der böhmischen Länder 
' und die Geschichte der Sudetendeutschen 
mit zur Darstellung. Da der Bericht mit 


1918 endet, werden die dann zu erwarten- 
den Schwierigkeiten, die sich aus den 
Affinitäten und Animositäten des Verf. 


Biographien gelungen, die im Leben ihres 
Helden wie in einem Spiegel eine ganze 
Epoche unter einem bestimmten Aspekt 


‚ ergeben müßten, klug vermieden. Die einfängt und verlebendigt. Die sozialde- e 

 »reichsdeutschen« Leserund jüngere Jahr- mokratische Bewegung im alten Öster- 
gänge überhaupt werden vielseitig und reich, der sich der Jurist Czech schon als 
verständnisvoll in das letzte Jahrhundert Zwanzigjähriger anschloß und in der er "as 
der Donaumonarchie, in ihre Vielvölker- — ohne in den Reichsrat zu gelangen — 
natur, in Wesen und Geschichte ihrer Völ- als Mitglied leitender Gremien und als e 


| 


- der deutschen Sozialdemokratie 


ker eingeführt. Die geistes- und literatur- 
geschichtlichen Partien sind besonders in- 
struktiv und bringen manches Neue oder 
doch kaum Bekannte. Daß das alte Öster- 
reich in diesem Bericht von stereotypen 
Vorwürfen entlastet und in seinen histo- 
rischen Leistungen gewürdigt wird, ent- 
spricht dem historischen Befund. Aber der 


= Rezensent gesteht, daß er diese Bestäti- 


gung eigener Ansichten mit uneinge- 

- schränkterem Vergnügen und rückhaltlo- 
serer Zustimmung gelesen hätte, wenn 
ihm die beiden anderen etwa gleichzeitig 
erschienenen Arbeiten aus derselben Fe- 
der unbekannt geblieben wären. 


= * 


In für heutige Verhältnisse fast unvor- 
stellbar schlichter Aufmachung hat Jo- 
hann Wolfgang Brügel°) einen Ge- 
denkband für den langjährigen Führer 
in .der. 
CSR, Parlamentsvizepräsidenten und Mi- 
nister Ludwig Czech vorgelegt, der neben 
etlichen kleineren Beiträgen in memoriam 
mit unterschiedlicher historisch-politi- 


38) J. W. Brügel u. a., Ludwig Czech,- Arbeiter- 
führer und Staatsmann. 202 S., Verlag der Wiener 
Volksbuchhandlung, Wien 1960. Das Buch enthält 
eine reiche Bibliographie mit vielen sonst kaum 
zugänglichen Titeln sowie eine Menge biographi- 
scher Angaben über sudetendeutsche Politiker. 
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Kommunalpolitiker lange vor 1914 zur 
die deutsche 
Sozialdemokratie in der CSR, deren Füh- 
rung Czech 1921 nach Seligers Tod über- 


Führungsgruppe gehörte, 


nahm und die er seit 1929 als Ministerin 


der Regierung vertrat, werden im Lebens- 


bild dieses sympathischen und von seinen Y 


Freunden hochverehrten Mannes ?%) mit 
dargestellt. Darüber hinaus erfahren — 
und das ist zeitgeschichtlich und politisch- 
wissenschaftlich ebenso bedeutsam — die 
gesamte Innenpolitik der CSR, alle Par- 
teien auf deutscher, aber auch auf tsche- 
chischer Seite vielfältige und instruktive 
Beleuchtung. Da unter der Perspektive 
von 1938 alle anderen deutschen Parteien 
außer der SdP, alle tschechischen Aspekte 
ohnehin und auch das nicht seltene 
deutsch-tschechische Zusammengehen — 
vor allem zwischen beiden Sozialdemo- 


39) Außerdem konnte B. während eines Aufent- 
haltes in der CSR nach dem Kriege für die 20er 
und 30er Jahre die größtenteils noch nicht publi- 
zierten Akten der deutschen Gesandtschaft in Prag 
auswerten. 

40) Franzel (S. 353 f. u. 384) glaubt, ihn allerdings 
für eine trockene, rechthaberische, auf eigene 
Macht bedachte Bürokratennatur halten zu müssen, 
von der keine zündende Kraft ausging; seine Ab- 
lösung 1938 sei höchste Zeit gewesen. Es handelt 
sich hier offensichtlich um eine der erwähnten 
unterirdischen Fortsetzungen damaliger Partei- 
kämpfe. Außerdem galt Czech im Sinne dessen, was 
Franzel zur ‚deutschen Weltanschauung‘ erheben 
möchte, als „nichtarisch‘! 


314 


sind und in fast allen Darstellungen zu 
kurz kommen, gleichen B.s Berichte auf 


weiten Strecken der Erschließung histori- 
schen Neulandes. Hoffentlich läuft ein 
versnobter Sinn für Äußerlichkeiten nicht 
an den hier auf billigem Papier und in 


_ billiger Broschur vorliegenden reichen 


Materialien vorüber. Um über sie zu be- 
richten, wäre eine eigene Besprechung er- 
forderlich. Sicher schreibt auch B. hier als 
Parteimann ) und dazu als eingestande- 
ner Bewunderer seines väterlichen Freun- 
des; und auch in ihm grollt der Zorn über 
‚vieles, was vor 1938 geschah, unüberhör- 


bar nach, so daß man seine Einzelurteile 
und seine Schärfen gegen andere nicht 


kritiklos übernehmen darf. Aber. diese 
Einschränkung gilt wie für alle Memoiren 
auch für alle politischen Biographien aus 
dem jeweiligen Freundeskreis; deshalb 
kann der kritische Leser sich ihr unschwer 
anpassen. Mit seiner Arbeit hat B. in der 
Art, wie er Czech ein Denkmal setzt, un- 
seren Disziplinen einen großen und nach- 
haltigen Dienst erwiesen. Den erschüt- 
ternden Leidensweg, dem Czech nach 1939 


41) Dem Leser fällt bei den eigenen Äußerungen 
Czechs auf, welche Kluft im Vokabular, aber auch 
in der Theorie und in der prinzipiellen Zielsetzung 
seine Auffassung von ‚Sozialdemokrätie‘‘ von dem 
trennt, was heutigen Vorstellungen innerhalb der 
Partei und bei deren außenstehenden Betrachtern 
entspricht, Anders als in seinen beiden wissen- 
schaftlichen Abhandlungen (s. o. Anm. 29 u. Anm. 
46) paßt sich B. diesem antiquiert anmutenden, 
etwas pathetischen Stil an. Hier macht sich nicht 
nur bemerkbar, daß die Österreichische Sozial- 


demokratie der Zeit vor 1914 — und ihre Nach- 
folgeparteien folgten ihr darin — ein etwas an- 
deres, radikaleres und von den Prämissen her 


konsequenteres Programm vertrat als ihre deutsche 
Nachbarpartei, sondern vor allem daß inzwischen 
ein Generationswechsel‘ eingetreten isl; er hat zu- 
sammen mit den am Gegenbeispiel des Kommunis- 
mus gewonnenen Erfahrungen bei den Sozial- 
demokraten der Gegenwart in den politischen Vor- 
stellungen, den Forderungen und der Sprechweise 
zu größerer Zurückhaltung geführt. Auch unter dem 
Aspekt, daß diese Biographie die Atmosphäre jener 
früheren Phase einer bedeutenden politischen Be- 
wegung konserviert und unmittelbar spürbar wer- 
den läßt, verdient sie, gelesen und beachtet zu 
werden. 
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unterworfen wurde ®), bis man ihn in 
Theresienstadt umkommen ließ *?) — was 
moralisch, wenn auch vielleicht nicht im 
Sinne des StGB, einer Ermordung gleich- 
kommt —, hat seine Gattin mit knap- 
pen Worten im Anhang zu B.s Bericht ge- 
schildert. Er sollte von der sudetendeut- 
schen Öffentlichkeit zur Kenntnis genom- 
men und als ein Menetekel gegen Hitlers 
angeblich unanfechtbare Moralpositionen 
betrachtet werden. Sage mir, welche Dei- 
ner Toten Du verschweigst, und ich will 
Dir sagen, wer Du bist. 


Der Abschluß dieser Abhandlung kann 
sich mit vier wissenschaftlichen Spezial- 
publikationen befassen, die trotz ihres 
monographischen Charakters auch für die 
Thematik dieser Zeitschrift mehr oder 
weniger bedeutsam sind; für sie treffen 
die einleitend entwickelten kritischen Be- 
merkungen nicht so sehr, vielleicht gar 
nicht zu. Wilhelm Weizsäcker**) lest 
eine Quellensammluns vor, in der Urkun- 
den, Gesetze und erzählende Texte die 
Geschichte der Sudetenländer und der in 
ihr siedelnden Deutschen illustrieren sol- 
len. Die Auswahl der Quellen, die alle 
schon anderweit publiziert waren und 
hier öfters gekürzt wurden, ist in Epochen 
gegliedert, denen der Herausgeber jeweils 
eine eigene historische Einleitung voran- 
gestellt hat. Jede Sammlung dieser Art 
hat neben dem Vorteil der Gruppierung 
um ein wichtiges Thema den Nachteil, der 
sich durch die Auslese und den Zwang 


42) Wegnahme der Wohnung, Wegnahme der Bi- 
bliothek, Wegnahme des Telephons, Wegnahme des 
Radios, Verbot Zeitungen zu beziehen (S. 157): das 
sind einige äußere Stationen dieses Schicksals. 


43) Von Theresienstadt, das iinmerhin in Böhmen 
liegt, weiß Franzels sudetendeutsche Geschichte 
(S. 412) nur die — ebenso verwerflichen — ab 1945 
geschehenen Greuel an Deutschen zu berichten, 


44) Wilhelm Weizsäcker, Quellenbuch zur Ge- 
schichte der Sudetenländer, 1. Band: Von der Urzeit 
bis zur verneuerten- Landesordnung (1627/28), Ver- 
öffentlichungen des Collegium Carolinum, Band 7. 
128 S., Verlag Robert Lerche, München 1960. 
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' zum Weglassen und zum Herauslösen aus 


anderen Zusammenhängen ergeben muß. 
Nur der spezialisierte Fachmann kann 
beides gegeneinander abwägen. Ein 
breiteres historisch gebildetes oder inter- 
essiertes Publikum — alle lateinischen 
und tschechischen Texte erscheinen auch 
in deutscher Übersetzung — findet in dem 
gediegenen und geschmackvoll bebilder- 
ten Band einen erwünschten ersten Zu- 
gang zu den Quellen. Die offenbar beab- 
sichtigte — editorisch sicher schwierigere 
— Fortsetzung dürfte aktuellere Themen 
anschneiden. 

Alfred Bohmanns®) statistisches Werk 
liefert mit der Masse seiner Zahlenkolon- 
nen und deren Auswertungen, wie das bei 
guten Publikationen dieser Gattung üblich 
ist, umfassendes Material auch zu histori- 
schen und politischen Untersuchungen 
und Betrachtungen. Der Verf. bringt in 
seinen eigenen Kommentierungen, in 
einem vorangestellten geschichtlichen 
Überblick über die älteren Landeseintei- 
lungen Böhmens und die dortigen Volks- 
zählungen sowie in einem Ausblick auf 
die territoriale Gliederung der CSR nach 
1945 kleine, aber wertvolle selbständige 
Beiträge. Das Literaturverzeichnis in sei- 
nem Reichtum an seltenen Titeln macht 
dem Verf. und den Herausgebern Ehre. 
Hoffentlich ist es möglich, dieses wichtige 
Sonderthema durch parallele Erarbeitun- 
gen für Mähren und Schlesien abzuschlie- 
Ben. 

Johann Wolfgang BrügeLl*) hat, anders 
als in seiner sehr persönlich gehaltenen 
Czech-Biographie, in einem Aufsatz an 


45) Alfred Bohmann, Bevölkerungsbewegungen in 
Böhmen 1847—1947 mit besonderer Berücksichti- 
gung der nationalen Verhältnisse, Wiss. Materialien 
z. Landeskunde d. Böhmischen Länder, hrsg. Vv. 
Collegium Carolinum u. d. Historischen Kommission 
d. Sudetenländer, Heft 3. 320 S., ohne Verlag (Foto- 
druck), München 1958. 

46) J. W. Brügel, „Die Aussiedlung der Deutschen 
aus der Tschechoslowakei, Versuch einer Darstel- 
lung der Vorgeschichte“, in: ‚Vjh. f. Zeitgesch.‘ 
vVIII/1960, S. 135 ff. (mit einer ‚Vorbemerkung‘ von 
Hans Rothfels). 
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wissenschaftlich angesehenster Stelle nu 
scharfer thematischer und chronologischer 


Gliederung und unter Beibringung und 


Belegung weit zerstreuter Materialien 
eine zeitgeschichtliche Studie geschrieben, 
die methodisch und inhaltlich ihrem The- 
ma voll gerecht wird. Wie für den schon 
erwähnten Nachweis des allmählichen 
Wandels im Denken Beneschs dürften 
auch für die Frage nach der Genesis des 
Austreibungsprogramms von 1945 in der 
Zusammenstellung und Deutung der Fak- 
ten das derzeit denkbare Maximum an 
Gründlichkeit und eine vorläufige End- 
gültigkeit erreicht sein. Es kommt B. zu 


Hilfe, daß er tschechische Quellen im Ori- 


ginallesen kann und daß er in London die 
Verhandlungen mit Benesch und seiner 
Exilregierung aus nächster Nähe mit- 


erlebte. Zwar gehörte er damals innerhalb 


der deutschen Sozialdemokratie einer 


Minderheitsgruppe mit eigenen Vorstel- 


lungen an und war deshalb auch an deren 
internen Auseinandersetzungen beteiligt; 
aber er hat — soweit das dem mitbeteilig- 
ten Berichterstatter zeitgeschichtlicher 


Vorgänge überhaupt möglich ist — seinen 


Standpunkt der Betrachtung über den da- 
maligen Gegensätzen gewählt und sich 
von persönlichen Engagements weithin 
gelöst. Das gilt auch für sein Verhältnis 
zur tschechischen Seite. Die Vorsicht und 
Umsicht, mit der er ein meist einseitig 
und simplifiziert gesehenes Problem in 
seiner Kompliziertheit und Vielschichtig- 
keit erfaßt und aus bloßer Schwarz-Weiß- 
Manier löst, lassen einen Bericht ent- 
stehen, der historischen oder politischen 
Gesprächen über die verhärteten Fronten 
hinweg — wenn es endlich dazu kommen 
sollte — als Ausgang oder zumindest als 
Materialbeitrag dienen könnte. 


Im Gott£fried-Herder-Institut in Marburg 
fand Ende 1958 eine Arbeitstagung in 
Form einer wirklichen Expertentagung 
statt, die einem der interessantesten Spe- 
zialthemen der böhmischen Landesge- 
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: elle Vorträge, die Stroh in g 

Zeitschriften erschienen, und die Diskus- Konferenztisch von ee en 

‚sionen hierzu wurden zu einem Bande zu- wirkt. Zwar fehlten. auch diesmal noch 

 sammengefaßt a), Das Thema der Ge- die tschechischen Gesprächspartner, die 

amttagung und die einzelnen Beiträge auf die Dauer für solche Diskussionen un- 

gonen ‚sich einem der Gegenwatt etwas erläßlich sind, aber schon die Tatsache, 

daß zwei von vier Referaten 'den tschechi- 

schen Standpunkt loyal und mit großer 

Sachkenntnis vortragen *), zeigt an, in 

welcher Richtung eine zunächst fachwis- 

senschaftliche Verständigung, später aber 

hoffentlich auch das fruchtbare politische 

Gespräch gesucht werden müssen und 

tegenstand zu erörtern und zu klären, können. 

ndern mit ihm zugleich und an seiner ——————— } 

Hand das Verhältnis beider Völker zuein- 49) Die Referate von Richard Plaschka und Eugen 

el Eee a N R Lemberg; die beiden anderen sind von Helmut 

der sowie jedes von ihnen in seiner Ge- siapnicka (vgl. o. Anm. 36) und Kurt Rabl. Mit 

chichte und seinem Wesen leidenschafts- Plaschka und Slapnicka kommen zugleich zwei in 


N A “= a F Österreich lebende und arbeitende sudetendeutsche 
en und damit schärfer und richtiger zu Wissenschaftler zu Wort, eine wertvolle Verbreite- 
rung der Basis dieser Bemühungen. 

' „Das böhmische Staatsrecht in den deutsch- Nachtrag: ‘Während der Drucklegung erschien: 
tschechischen Auseinandersetzungen des 19. und 20. Martin Broszat, „Das sudetendeutsche Freikorps‘‘, 
Jahrhunderts‘, i. Auftr,. d. Historisch. Kommission in: „Vjh. f. Zeitgesch.‘‘ IX/1961, S. 30 ff. Diese Ar- 
.d. Sudetenländer, hrsg. v. Ernst Birke u. Kurt beit erbringt einen weiteren Beweis für die Ver- 
 Oberdorffer. 147 S., N. G. Elwert Verlag, Marburg logenheit der Hitlerschen Politik gegenüber der 
a. d. Lahn 1960. CSR und den Sudetendeutschen im Jahre 1938. 


Bücher des Grauens 
H. G. Adler (London) 


ennjemand beauftragt wird, überBü- liche Entsetzen hineinziehen lassen, das 
sherdesGrauenszu berichten, weilihm die Verfässer vor ihm enthüllen, sondern 
dieses Grauen durch jahrelanges eigenes prüfen, was jeweils zu wichtigen Einsich- 
Erleben und dann durch noch länger wäh- ten, zur Vermehrung des Wissens und 
rendes Forschen so vertraut ist wie einem zur möglichen Bereicherung der Le- 
' erfahrenen Arzt bestimmte unheilvolle ser beiträgt, für die er über Neu- 
Leiden, die ihn, will er sich selbst bewah- erscheinungen berichtet. Hierbei wird 
ren, bei der Begegnung mit jedem neuen er vergleichen und Lagerbücher an 
Patienten nicht mehr aus der Fassung den Leistungen etwa von Kogon, Lingens- 
bringen dürfen, dann muß man sich vom Reiner, Kautsky oder Primo Levi messen 
Rez. ein kühles und distanziertes Verhält- und dabei erwägen, ob es noch lohne, dem 
nis zu solchen Werken erwarten. Er wird Leser, der kein Fachmann ist, Werke zu 
sich nicht immer wieder in das schmerz- empfehlen, wenn sie nicht grundsätzlich 
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Persönlichkeit der a 


If. 


Sicher ist dies: Man soll vom Konzentra- 
tionslager viel wissen, da es den Abgrund 
der Menschenseele aufdeckt, ohne dessen 
Erkenntnis nicht nur alles psychologische 
Wissen hinfällig bleibt, sondern auch die 
Ohnmacht, ja sogar die ahnungslose Ge- 
fühlsarmut gegenüber dem zum System 
gewordenen Bösen unabänderlich in die 
‚Zukunft fortwirkt. Darum macht ein 
Nichtwissen aus Nachlässigkeit den Men- 
schen zum Schuldigen an der Möglichkeit 
und dem Bestand des Bösen. Es ist gut, in 
Adenauers Geleitwort zum Dachau-Buch 
von Edmond Michelet!) zu lesen: 
»Man wird sich indessen auf die Frage ge- 
faßt machen müssen, ob es denn notwen- 
dig sei, anderthalb Jahrzehnte später noch 


einmal das Entsetzen wachzurufen, das 


schon so viele Berichte über den ‚NS- 
Staat‘, den ‚Univers concentrationnaire‘, 
in der ganzen Welt erregt haben und heute 
noch erregen. Manche unter uns möchten 
der Menschheit anraten, die Greuel der 
Konzentrationslager zu vergessen, weil sie 
selbst damit nicht fertig werden können, 
daß sich die Erinnerungen an diese 
Schrecknisse mit dem deutschen Namen 
verbinden« (S. 5). 


M.s Buch, 1955 französisch erschienen, 
. dient der Erinnerung an eigene Erlebnis- 
se und an Schicksalsgefährten. Der Verf. 
war hervorragend im Widerstand tätigund 
geriet nach Gestapohaft in seinem Lande 
am 15. September 1943 nach Dachau, wo 
er bis zur Befreiung blieb. Er betrachtet 
seine Erfahrungen mit menschlicher Wür- 
de undnährt seine Einsichten mitdemBil- 
dungsgut eines französischen Katholiken, 


1) Edmond Michelet, Die Freiheitsstraße, Dachau 
1943—1945. 272 S., Europa-Contact-Gesellschaft für 
europäische Beziehungen, Stuttgart o. J. [1960] 
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- verständnislos zu werden. Dem deutschen. 


Kenner der Lagerliteratur, sofern er nicht 
an der französischen Problematik jener 
Jahre interessiert ist, wird hier weni 
Neues geboten, aber das Bekannte wird 
ihm nochmals klar und faßlich einge 2 
schärft. So.bestätigt das Buch vor allem 2. 
viele soziologische und psychologische 
Thesen, die bei der erwünschten wissen- 
schaftlich zusammenfassenden Darstel 
lung der Konzentrationslager unter SS- 
Verwaltung zu entwickeln sein werden: 
das Verhalten der Häftlinge untereinan- _ 
der, die Gefahr ihrer Anpassung an die 
Unmenschlichkeit der SS und anderes 
mehr. Eindrucksvoll prägt sich ein Bei- a 
spiel ein, wohin politische Häftlinge ge- Er ? 
raten konnten, wenn sie, gereizt, die Herr- 
schaft über die es verloren, die au 


einem Streit mußte eingegriffen Were ie 
den, »um zu verhindern, daß der spa- 

nische Republikaner, Ehrenkämpfer für 
Primo de Rivera, und der antifaschis RR 
sche Itäliener, der körperlich um den Ruf 
des Duce litt, sich gegenseitig totschlu- 
gen« (S. 104f.). Lehrreich ist auch eine 
Charakterisierung der nationalen Grup- 
pen im Lager, namentlich der Franzosen 
als »wirkliche Anarchisten« (S. 177) mit 
Merkmalen wie »Sichgehenlassen«, die 
auch anderen Beobachtern aufgefallen IK 
sind. 


II. 


Gleichfalls von Dachau berichtet Edgar 
Kupfer-Koberwitz?), dernunden 
zweiten Teil seines vielschichtigen Werkes 

vorlest.Der ersteBand?°) schildertedieEr- 


2) Edgar Kupfer-Koberwitz, Die Mächtigen und 
die Hilflosen, Als Häftling in Dachau, Bd. IT — Wie 
es endete. 263 S., Friedrich Vorwerk Verlag, Stutt- 
gart 1960. : 


3) vgl. NPL, IV/1959, Sp. 277 . 
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lebnisse des Verf. seit seiner Verhaftung 
im Spätsommer 1940 mit einem ersten 
‘ Aufenthalt in Dachau und einigen noch 
grauenvolleren Monaten in Neuengamme, 
von wo K.-K. vollkommen erschöpft zu 


einer nicht genannten Zeit, wohl aber 


noch 1941, mit einem »Invalidentrans- 
port« in das jetzt zunächst fast als »Mu- 
sterlager« empfundene Dachau zurück- 
kehrte. Hier blieb er bis zum Kriegsende, 
davon die längste Zeit in einem auf dem 
äußeren Lagergelände eingerichteten Be- 
trieb »Präzifix«, wo Schrauben für die 
Flugzeugindustrie hergestellt wurden, und 
seit einer schweren Fußverletzung bei 
einem Luftangriff am 23. Oktober 1944 
meist im Krankenrevier. Diese Epoche be- 
handelt der zweite Band. Zunächst wird 
die rückblickende Darstellung der eigenen 
Erlebnisse im Lager wie im ersten Band 
fortgesetzt. Diesen zusammenhängenden 
Text hat K.-K. heimlich vom November 
1942 bis zu seiner Verwundung im Büro 
des »Präzifix« geschrieben, die Darstel- 
lung bricht wohl noch bei Ereignissen von 
1942 ab. Dann folgt des Verf. »Dachauer 
Tagebuch« mit gleichfalls heimlichen Auf- 
zeichnungen vom 8. Dezember 1942 bis 
zum 2. Mai 1945, kurz nach der Befrei- 
ung. 


Das Gesamtwerk, fast 700 Seiten, ist 
wenn schon nicht die einzige, so doch be- 
stimmt die ausführlichste an Ort und Stel- 
le verfaßte Darstellung eines rigoros ge- 
führten deutschen, wahrscheinlich aber 
überhaupt eines Konzentrationslagers und 
schon darum eine wichtige Quelle. Bereits 
eine distanzlose Wiedergabe der täglichen 
Geschehnisse unter solchen Umständen 
wäre aufschlußreich und für die beden- 
kende Nachwelt wertvoll, aber der Verf. 
begnügt sich nicht mit der Aufgabe eines 
beobachtenden Chronisten. Er prüft sich 
selbst und die Menschen seiner Umwelt, 
wie sie unter diesen äußersten Heraus- 
forderungen sich sittlich bewähren. Das 
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Gesehene wird stets auch durchgedacht 
und beurteilt: »Es ist schwer, ein Mund zu 
sein, der aussagt, was alle empfinden oder 
empfanden, wirklich möglich wird das 
wohl erst sein, wenn man tief im Herzen 
all das verarbeitet, umgeformt hat, was 
das Gehirn an Eindrücken aufnahm. Nur 
Äußeres allein niederschreiben, ergibt 
noch kein Buch, das ist ein Notizblock« 
(S. 127). 


K.-K. erreicht eine bestürzende stoffliche 
Dichte, die aber durch die Beleuchtung des 
Charakteristischen stets faßlich ist, so daß 
sich das Werk besonders auch für junge 
Menschen eignet, die einen möglichst le- 
bensnahen Eindruck vom »Univers con- 
centrationnaire« wünschen. Zwei Beispie- 
le wenigstens sollen das verdeutlichen. 
»Wir haben einen Mann im Kommando, 
der ist verbitterter, als ich je einen ge- 
sehen habe. Ich fragte mich oft nach dem 
Grund. Jetzt weiß ich ihn: Seine Frau hat 
sich scheiden lassen, und sein Sohn ist bei 
der SS, — hier im Lager« (S. 129). Und 
hier eine Bemerkung über das Außen- 
kommando Kottern: »Die Soldaten der 
Luftwaffe und die Zivilisten schlagen, ge- 
hen mit Prügeln auf die Häftlinge los. Al- 
so ist es nicht nur die SS, die uns so be- 
handelt, sondern auch die Menschen aus 
dem deutschen Volk« (S. 179). Bittere 
Erfahrungen dieser Art, auch von ande- 
ren Autoren bezeugt, stehen in diesem 
Buch nicht vereinzelt da. Bemerkenswert 
auch sind zahlreiche indirekte Erfahrun- 
gen, die das Grauen jener Jahre spiegeln. 
Viele Nachkriegsveröffentlichungen mel- 
den, was mit den Habseligkeiten der bei 
der »Aktion Reinhard« oder sonst ermor- 
deten Juden geschehen ist. Hier finden wir 
eine Notiz vom 5. Juli 1943: „Wir haben 
neue Unterwäsche bekommen, das heißt 
alte Zivilwäsche. Fast jedes Stück ist mit 
Blut befleckt. Die Wäsche wurde abge- 
stempelt mit dem Stempel: ‚Waffen-SS‘ 
... Unsere Wäsche allerdings stammt von 
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ce Are 


Toten. Wir wissen das, denn sie kommt 
aus einem Lager, in dem die Juden ver- - 
nichtet werden, Auschwitz« (S. 140). 


IM. 


In zweiter, bis auf wenige Anmerkungen 
und etliche Illustrationen unveränderter 
Auflage, wird Walter Pollers‘*) Bericht 
über Buchenwald, 14 Jahre nach dem'er- 
sten Erscheinen, wieder zugänglich. Der 
sozialdemokratische Autor wurde schon 
1933 zweimal kurzfristig festgenommen, 
dann am 31. Oktober 1934 abermals ver- 
haftet, wegen »Vorbereitung zum Hoch- 
verrat« zu einer mehrjährigen Zuchthaus- 
strafe verurteilt und anschließend — vor 
Weihnachten 1938 — nach Buchenwald ge- 
schafft. Nach seiner Entlassung am 10. Mai 
1940 entwarf er skizzenhaft sein Lager- 
buch, das er unmittelbar nach Kriegsende 
ausarbeitete. Für die Würdigung der Stel- 
lung des politischen Häftlings im Konzen- 
trationslager ist dieses kluge und saubere 
Buch sehr nützlich. Die Förderung politi- 


“scher Freunde im Lager rettete den Verf. 


vor dem sicheren schnellen Tod, und der 
Zufall fügte es, daß er über ein Jahr als 
Schreiber für den mörderischen SS-La- 
gerarzt Dr. Ding wirkte, von dem er ein 


- gut fundiertes ausführliches Charakter- 


bild liefert. P. berichtet auch vom Leben 
und Sterben des tapferen Pfarrers der Be- 
kenntniskirche Paul Schneider, den Ding 
auf besonders imfame Weise umgebracht 
hat. Ebenso wie Kupfer-Koberwitz und 
Michelet verliert P. nie das Menschliche 
aus dem Blickfeld. 


4) Walter Poller, Arztschreiber in Buchenwald, 
Bericht des Häftlings 996 aus Block 36. 288 S., Ver- 
lag das Segel, Offenbach 1960. 
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IV. 


Die Bewahrung dieses Menschlichen ist 


für die Überlebenden und die kommenden 


Geschlechter die erste Aufgabe. Das hat 
Hans March’), der Herausgeber von 19 


ärztlichen, psychosomatisch orientierten . 


Obergutachten für Entschädigungsfälle im 
Sinn, wenn er den Zweck seiner für Ärzte, 
Juristen und gebildete Leser bestimmten 
Sammlung nennt: »Ein Mahnmal zu stän- 
diger mitmenschlicher Besinnung, durch 
das alle, die von den unmenschlichen Ver- 
folgungen...der hinter uns liegenden 
Zeit verschont blieben, dazu aufgerüttelt 
werden, in aller Zukunft verantwortungs- 
bewußter darüber zu wachen, daß sich 
niemals Ähnliches wiederhole« (S..7). Was 
bei den Opfern dieses Grauens nicht nur 
von den Beurteilern in den Entschädi- 
gungsämtern, sondern von allen bedacht 
werden soll, stellt Prof. Dr. v. Baeyer fest: 
»Im Gegensatz zu den Bombengeschädig- 


ten und Frontkämpfern blieb es bei den 


Opfern eines totalen Terrors nicht bei re- 
lativ isolierten Erlebnissen von Angst, 
Schrecken, Grauen, körperlicher Verlet- 
zung und Entbehrung. Sie wurden nicht 
alsbald wieder von einer hegenden Ge- 
meinschaft, von fürsorglichen Instituten 
empfangen, bewahrten nicht ihre Geltung 
als Person, ihre Menschenwürde, ihre 
Rechtsansprüche. Sie waren ohne Hoff- 
nungsschimmer auf lange Zeit unabseh- 
baren Gefahren, oft dem fast sicheren Tod 
ausgesetzt, völlig entehrt und entrechtet, 
in eine absolute Nichtigkeit der Person 
hineingestoßen« (S. 37). 


5) Hans March (Hrsg.) und Mitarbeiter, Verfol- 


gung und Angst in ihren leib-seelischen Auswir- 
kungen, Dokumente. 273 S,, Ernst Klett Verlag, 
Stuttgart 1960. 
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DER BUNDESREPUBLIK 


Winfried Martini: Freiheit auf Abruf, 
Die Lebenserwartung der Bundesrepu- 
blik. 451 S., Verlag Kiepenheuer & 
Witsch, Köln-Berlin 1960. 


Rüdiger Altmann: Das Erbe Aden- 
.\  auers. 210 S., Seewald Verlag, Stuttgart- 
Degerloch 1960. 


Was immer man auch von der Bundes- 
'republik halten mag, so scheint doch eines 
'gewiß zu sein: daß sie innerlich ungleich 
efestigter istalsıder Weimarer Staat. Hin- 
er diese allgemein akzeptierte These setzt 
"Winfried Martini nicht nur ein großes 
Fragezeichen; er weist sie überhaupt als 
unbegründet, als Produkt eines gefähr- 
‚lichen und irrealen Optimismus, zurück. 
Sein neues Buch soll den Nachweis lie- 
fern, daß die Bundesrepublik mit Sicher- 
heit nur einen »Bruchteil der Belastung« 
aushalten könnte, die dem Weimarer 
Staat auferlegt war. Verglichen mit der 


»ein höchst kraftvolles Gebilde« gewesen, 
hätte von Anfang an den »Ernstfall« vor 
Augen gehabt und deswegen vierzehn 
Jahre lang durchhalten können; die Bun- 
desrepublik dagegen sei bisher nicht nur 
vom »Ernstfall« verschont geblieben, man 
habe sie auch bewußt in Absehung vom 
“  »Ernstfall«, als »Spielstaat«, konstruiert. 
Der Vergleich der beiden Republiken er- 
. gäbe, »daß in Weimar die Nachteile sicht- 
bar an der Oberfläche lagen, während der 
mehr unsichtbare Unterbau — die objek- 
tive und subjektive ‚Staatlichkeit‘ — noch 
solide war, daß hingegen in der Bundes- 
republik umgekehrt nur die Vorteile 
sichtbar sind, während der Unterbau tiefe 
\ Risse zeigt« (S. 12, 15 ff., 396 ff.,403). 

Der angeführte Satz ist typisch für die 
intellektuell unredliche Beweisführung, 
mit der M. den Leser zu überrumpeln 
sucht. Der Weimarer Staat hatte das Pech, 
daß nur seine »Nachteile« zutage traten, 
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Bundesrepublik sei der Weimarer Staat. 


er wurden — eine a Argumen- 
tation läßt eigentlich nur den Schluß zu, 
daß die Bundesrepublik im Vergleich zu 
Weimar ein ungleich schwächeres Gebilde 
darstellt, das kaum einen schwereren po- 
litischen Sturm übersteht. M.s Verfahren 
ist zu durchsichtig, um ernsthaft den An- 
spruch auf sachliche Diskussion seiner 
Thesen erheben zu können. Er operiert 
mit emotional gefärbten Allgemeinbegrif- 
fen wie »Ernstfall« oder »ernstester Ernst- 
fall«, die nirgends im Hinblick auf die 
verschiedene historische Situation präzi- 
siert werden; er verteilt solange Licht und 
Schatten, bis seine Behauptungen den 
Anschein der Glaubwürdigkeit erlangen; 
unbequeme Tatsachen werden durch ein 
»Um so schlimmer für die Tatsachen!« ge- 
straft. 


Im Vorwort beschreibt M. die Absicht sei- 
nes Buches wie folgt: Es befasse sich nicht 
mit der Frage, ob die Bundesrepublik eine 
»gute« Demokratie ist und ob wir »gute« 
Demokraten sind, sondern mit der un- 
gleich wichtigeren, ob sie die Fähigkeit 
besitzt, unsere Freiheit zu sichern. Nach 
M.s Meinung haben die »westlichen Spät- 
formen der Demokratie« diese Fähigkeit 
weitgehend eingebüßt. Sie seien einer 
Entwicklung verfallen, die über die fort- 
gesetzte Schwächung der Regierungsgse- 
walt in letzter Konsequenz auf die Auf- 
hebung des Staates und seine Ersetzung 
durch eine bloße Gesetzgebungs- und 
Verwaltungsmaschinerie zielt. Einseitige 
Schwächung der Exekutive ist nach M. 
das Grundpostulat demokratischen Den- 
kens. Überall in der westlichen Welt sieht 
er — mit Ausnahme des jüngsten franzö- 
sischen Verfassungsexperiments ,— die 
Macht der Regierung, »schicksalhafte Ent- 
scheidungen zu treffen«, im Schwinden 
begriffen, was sich für ihn besonders in 
der Insuffizienz der modernen Großde- 
mokratien auf dem Gebiete der Außen- 
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und Wehrpolitik offenbart (S. 184 f£f.). Der 

Machtschwund der Exekutive sei deshalb 
in höchstem Maße gefährlich und bedenk- 
lich, weil er unter den Bedingungen der 
pluralistischen Gesellschaft mit einem 
dauernden Schwund der »subjektiven 
Staatlichkeit«, der Hingebung des Bürgers 
an den Staat und seiner Bindung an 
transpersonale Ideen, Hand in Hand gehe. 
Je mehr sich diese Tendenzen durchset- 
| zen, desto weniger ist die Demokratie im- 
 stande, sich selbst und die Freiheit zu be- 
; wahren, sollten einmal auf die »relativ 
ruhigen Zeiten«, die die Demokratie von 
ihrer Struktur her erfordert, Zeiten der 
Unruhe und Spannung kommen. Schlecht- 
‚ hin gilt M. die Demokratie als die Staats- 
_ form der Krisenlosigkeit und des Opti- 
_mismus: »Krisenlosigkeit wie Optimismus 
bilden ihre politische, gesellschaftliche, 
ökonomische und psychologische Voraus- 
setzung« (S. 213). 


Gerade diesen allgemeinen Entwicklungs- 
-tendenzen des spätdemokratischen Staates 
hätten sich die Väter des Grundgesetzes in 
besonders unbekümmerter und verblen- 
deter Weise ergeben. Die Bundesrepublik 
ist in M.s Augen das Musterbeispiel da- 
für, wie wenig die moderne Großdemo- 
kratie auf die Bewältigung einer wirk- 
lichen politischen Krise eingerichtet ist. 
Die Väter des Grundgesetzes hätten es 
nicht nur unterlassen, die nötigen institu- 
tionellen Vorkehrungen für den »Ernst- 
fall« zu treffen; sie hätten sogar die Mög- 
lichkeit des Eintretens des »Ernstfalls« 
ängstlich ausgeschlossen und so die Bun- 
desrepublik zur Ohnmacht und Hilflosig- 
keit verdammt. Entstanden in einem »Zu- 
stande totaler Verantwortungslosigkeit«, 
gewähre das Grundgesetz Freiheiten, »wie 
sie sich ein,normaler‘, also mit der Verant- 
wortung, die der Gefährlichkeit unserer 
Zeit und zumal unserer Geographie ent- 
spricht, beladener Staat gar nicht leisten 
könnte« (S. 156). Beispiele für den Frei- 
heitsluxus, den sich der Parlamentarische 
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Rat angeblich erlaubte, sieht M. vornehm- 


lich in der Freiheit vom Bunde, in der 
Freiheit von einem starken Präsidenten- 
amt, in der Freiheit vom Wehrwillen und 
— last not least — in der Freiheit vom 
Notstandsrecht. Als Korrektiv schlägt er 
dementsprechend vor: ein möglichst har- 
tes Notstandsgesetz, verstärkte Aufrü- 
stung in Verbindung mit einer Straffung 
der militärischen Disziplin, die »Große 
Koalition aller Nichtkapitulanten« aus 
den Reihen der CDU/CSU, der SPD, der 
Unternehmerschaft und des DGB und 
Verdrängung aller Kapitulanten aus ih- 
ren Positionen, also offenbar die zeitwei- 
lige Aussetzung, wenn nicht gar Aufhe- 
bung des parlamentarischen Systems. 


Für den Leser, der sich fragt, weshalb 
denn die Bundesrepublik angesichts ihrer 
Ohnmacht und Hilflosigkeit bis heute 


noch nicht zusammengebrochen ist, hatM. 


eine besonders elegante Erklärung zur 
Hand: Die Präsenz der amerikanischen 
Truppen und die Beschränkungen der 
westdeutschen Souveränität durch den 
Deutschlandvertrag haben kisher der 
Bundesrepublik die Konfrontation mit 
der rauhen Wirklichkeit des 20. Jahrhun- 
derts erspart. Alle Stabilität, die der ober- 
flächliche Betrachter registriert, verdankt 
die Bundesrepublik ausschließlich der 
Tatsache, daß sie sich bisher unter der 
»Schutzglocke des Souveränitätsdefekts« 
entwickeln konnte: »Es ist dieser Souve- 
ränitätsdefekt, der unsere Anomalie aus- 
macht, aber es ist eben diese Anomalie, 
die uns die Normalität der Belastung bis 
jetzt erspart hat und daher eine Stärke 
vortäuscht, die nicht vorhanden ist« (S.19). 
Zweifellos wird hier von M. ein sehr we- 
sentlicher Grund unserer politischen Sta- 
bilität richtig gesehen und prägnant be- 
zeichnet, nur entwertet leider auch hier 
sein Hang zu Übertreibungen und sein tie- 
fes Mißtrauen gegenüber dem Parlamenta- 
rismus die an sich richtige Argumenta- 
tion. Den bei uns stationierten amerika- 
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nischen Truppen verdankt unser Staats- 
wesen nämlich nicht nur die Freiheit nach 
‚außen, sondern auch nach innen: Unser 


De 


2 


sere föderalistische Gliederung haben 
nicht an unseren Bürgern, sondern an den 
. anwesenden Amerikanern ihre entschei- 
dende Stütze und ihren Halt. 


M. spricht es zwar nicht ausdrücklich aus, 
aber er läßt darüber keinen Zweifel: 
Ohne die Anwesenheit der Amerikaner 
hätte unser Staat längst auf manche sei- 
ner Freiheiten verzichten und sich zu je- 
” ner Stärkung der Exekutive aufraffen 
müssen, die die jetzige Verfassung unse- 

res französischen Nachbarn eingeführt 
hat. Die Verfassung der V. Republik ver- 
Ya wirklicht nach M. »das Maximum an De- 
mokratie, das sich zumindest der Groß- 
a staat im 20. Jahrhundert noch leisten 
 kann«; sie habe Frankreich zum ersten- 
mal seit 1918 wieder eine Chance des 
' Überlebens eingeräumt (S. 84). Die opti- 
schen Täuschungen, denen der Verf. auf 
Grund seines Hangs zur Schwarz-Weiß- 
Malerei immer wieder erliegt, werden in 
diesem Argument besonders evident. Aus- 
. gerechnet die Verfassungsinstitutionen 
der V. Republik, deren Funktionieren 
ganz von der Persönlichkeit eines einzigen 
Mannes abhängt, vermöchten mehr reale 
staatliche Autorität als die grundgesetz- 
lichen Institutionen zu entwickeln, die im- 
merhin die »Kanzlerdemokratie« mit ih- 
rer Konzentration der Macht beim Regie- 
rungschef möglich gemacht haben. M. 
sucht den Tatbestand der Kanzlerdemo- 
kratie durch den Hinweis zu entwerten, 


ar mäßig keineswegs vorausbestimmt« ge- 
Her: wesen sei (S. 189). Auch diese Feststellung 
x ist zweifellos richtig, nur ist sie keine 
Stütze für sein Argument. Eher beweist 
Ei sie das Gegenteil: daß nämlich die Ver- 
fassung der Bundesrepublik genügend 
Elastizität besitzt, um auch ohne die insti- 
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tutionellen Vorkehrungen, auf di 


daß die Kanzlerdemokratie »verfassungs- . 


_ vorgebeugt hat. 


Verfassung der V. Republik verläßt, eine 
stabile und dauerhafte Regierung zu er- 
möglichen, die in sich selbst Autorität hat. 
Sicher wird M. von einer subjektiv ehr- 
lichen Sorge, der Sorge um die Autorität 
unserer Regierung, bewegt. Jede parla- 
mentarische Regierung hat, will sie Be- 
stand haben, Autorität nötig, und nie- 
mand, der die Spielregeln des Parlamen- 
tarismus begriffen hat, wird das in Ab- 
rede stellen wollen. Autorität beruht aber 
nicht allein auf der Stärküng der Exeku- 
tive; wer sie annimmt, setzt unbesehen 
das bloße Vorhandensein von Macht mit 
Autorität gleich. Der Denkfehler ist zwar 
verständlich, aber deswegen doch nicht zu 
entschuldigen. Echte Autorität, die nicht 
reglementiert, wird sich stets nur dort 
entwickeln, womansowohldasExtremder 
einseitigen Stärkung einer einzigen Ge- 
walt als auch das Extrem einer zu weit ge- 
triebenen Gewaltenparzellierung vermei- 
det und sich stattdessen mit der recht ver- 
standenen Aufgliederung der Gewalten im 
Staat begnügt. Die sinnvolle Aufgliede- 
rung der Gewalt verhindert, daß sich un- 
heilbar verfeindete Machtinhaber gegen- 
überstehen; sie bewahrt uns am sichersten 
vor jener Konzentration der Macht an 
einem einzigen Punkte, die nur allzu 
leicht das Ende freiwillig ertragener Auto. 
rität bedeutet und an deren Stelle die 
bloße Willkür setzt. Es ist bezeichnend für 
die ideologische Befangenheit M.s, daß er 
diese Seite der Problematik überhaupt 
nicht sieht. So kommt er beispielsweise 
bei seiner Aburteilung unseres föderalen 
Systems nie auf den Gedanken, ob es 
nicht vielleicht manche negativen Rück- 
wirkungen aus der sozialdemokratischen 
Dauerverbannung in die Opposition zu 
kompensieren vermochte und dadurch E 
einer Autoritätskrise in unserem Staat 


Das Regierungssystem der V. französi- E 


M. das Modell für 


| eine starke, ‚von den Fesseln des Parla- 
 mentarismus und Föderalismus befreiten 
| Regierung, das kommunistische Regie- 
 rungssystem aber ihr Gegenspieler, mit 
dem sie den Kampf auf Leben und 
Tod aufzunehmen hat. Nach M.s Meinung 
ist das kommunistische Regierungssystem 
mit seiner totalen Entmachtung der legis- 
lativen und judikativen Gewalt zugun- 
sten der von der Partei beherrschten Exe- 
kutive unserem politischen System so sehr 
überlegen, daß dieses nur dann, wenn es 
sich zu einer rigorosen Einschränkung sei- 
ner parlamentarischen und demokrati- 
schen Freiheiten bereit findet, noch zu 
überleben vermag. Sicher ist die techni- 
sche Überlegenheit der totalitären über 


sichtspunkt, den man bei der Beurteilung 
unserer demokratischen Institutionen nie 
außer acht lassen sollte, und sicher wäre 
es sträflicher Leichtsinn, wollte man ihn 
- gerade angesichts der Zuversicht, die die 
kommunistischen Führer zur Schau tra- 
' gen, bagatellisieren. Unsere demokrati- 
schen Einrichtungen müssen sich schon die 
Prüfung gefallen lassen, ob sie den totali- 
tären Herausforderungen gewachsen sind. 
Der totalitären Herausforderung gewach- 


-sen sein, heißt aber nicht totalitäre Me- 


thoden nachahmen oder gar übernehmen. 
Wer uns dies einreden möchte, hat selbst 
schon vor dem gegnerischen Staatsprinzip 
ideell kapituliert. 


Wir sind der Meinung,daßM. einer solchen 
ideellen Kapitulation vor dem Totalitaris- 
mus bedenklich nahekommt. Gewiß plä- 
diert er nicht offen für die Übernahme to- 
talitärer Methoden, aber er verwischt doch 
die Grenze, wo die demokratische Praxis 
aufhörtunddastotalitäre Regieren beginnt. 
‘Die Demokratie, die sich M.s Rettungs- 
aktion anvertraut, muß vorher in ihre 
Selbstaufgabe eingewilligt haben. Ihre 
Situation gleicht der eines Ertrinkenden, 
von dem man verlangt, daß er doch bitte 
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erst ertrinken möge, wenn er gerettet 


die demokratische Regierung ein Ge- 


werden wolle. Es wäre dem Inhalt des 
Buches angemessener gewesen, hätte sein 
Verf. es nicht »Freiheit auf Abrufe, son- 
dern »Abruf der Freiheit« genannt. Li 


* BR 


Die Schwächen von Martinis Analyse 
werden besonders deutlich, wenn man sie 
mit einer anderen Diagnose unseres poli 
tischen Zustandes, mit Rüdiger Alt- 
manns Untersuchung vergleicht. A. geht 
von einer verwandten These aus: Das Di 
Erbe Adenauers wird »die schwerste Be- 
lastung der Bundesrepublik seit ihrer 
Gründung« bringen, die Bundesrepublik “= 
hat ihre eigentliche politische Bewäh- 
rungsprobe also noch vor sich. Um die Na- 
tur dieser Bewährungsprobe zu erfahren, » 
unterzieht A. die politische Praxis der' 
Kanzlerdemokratie einer scharfen und ein- | er 
dringlichen Kritik, Sein Interesse geht 
nicht dahin, einige weitere Spekulationen ib 
über den möglichen Nachfolger Aden- 
auers zu liefern; er will prinzipiell die 
Frage nach dem Umfang des Adenauer- 
schen Nachlasses und den nach ihm mög- h 
lichen Regierungsmodellen aufwerfen. Be! 1 


A.s Untersuchung besitzt, im Unterschied 
etwa zu der kurz zuvor erschienenen Dar- 
stellung Alfred Rapps !), den Vorzug, daß $: 
sie nicht in der Unverbindlichkeit bloßer 
Beschreibung steckenbleibt. Nie läßt A. ) 
einen Zweifel, wie er über unsere Insti- 
tutionen und ihre Akteure denkt. Er 
scheut sich nicht, unbequeme Wahrheiten 
auszusprechen, räumt energisch Tabus 
beiseite und schreckt auch nicht vor einer 
überspitzten Formulierung zurück. Inso- 
fern scheint zwischen seiner Kritik und 
der Martinis eine gewisse Übereinstim- 
mung zu bestehen. Dennoch wäre nichts 
falscher und ungerechter, als A. mit Mar- 
tini auf eine Ebene zu stellen. Martini 


1) Alfred Rapp, Bonn auf der Waage, Ist unser 


Staat wetterfest?, Stuttgart 1959. 
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ordnet sein Denken einer fixen Idee un- 


ter, die ihm immer wieder den Zugang zur 
Realität versperrt. A. dagegen ist von 
einer solchen Neigung völlig frei. Seine 
Analyse verfolgt nicht die Absicht, eine im 
‚vorhinein feststehende abstrakte These 
empirisch zu verifizieren. Er geht von 
konkreten Beobachtungen und Erfahrun- 
gen aus und will das zu Bewußtsein brin- 
. gen, was von vielen über unseren politi- 
' „schen Zustand, wenn auch meist unklar, 


 - empfunden wird. 


A. analysiert weithin dieselben Tatbe- 
-stände, auf die sich auch Martini beruft: 


Die unaufhaltsame Verbreiterung des 


Wohlfahrtsstaates, den Schwund an 


. Staatlichkeit, die Reduktion der Politik 


"auf Verwaltung und den Einbruch der or- 
ganisierten Interessen in den Staat. Für 


3 - Martini sind diese Tatsachen der Anlaß, 


eine prinzipielle Unzulänglichkeit der par- 
lamentarischen Demokratie gegenüber 
den Anforderungen des 20. Jahrhunderts 
zu konstatieren. A. liegt eine solche Fest- 
stellung gänzlich fern, denn er will gerade 
' zeigen, wie sich der Parteienparlamenta- 
rismus mit den pluralistischen Energien 
unserer Gesellschaft verbinden läßt. Eine 
solche Verbindung hergestellt zu haben, 
ist in seinen Augen die eigentliche Lei- 
‘ stung der »Kanzlerdemokratie«. Nicht daß 
er den Pluralismus der Interessen in Kauf 
nahm, sondern daß er ihn als die »Voraus- 
setzung« seiner Politik erkannte und be- 
nutzte, rechnet der Verf. Adenauer als 
seine spezifische innenpolitische Leistung 
an. 

Die politische Praxis der Kanzlerdemo- 
kratie wird von A. souverän und glänzend 
analysiert. Im Gegensatz zu Martini zeigt 
er, daß die Intention des Grundgesetzes 
nicht auf die Schwächung, sondern gerade 
auf die Stärkung der Regierung geht. Die 
Regierung soll nach dem Grundgesetz das 
»stärkste Verfassungsorgan« der Bundes- 
republik sein. Dennoch hätten die instru- 
mentalen Möglichkeiten, die das Grund- 
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gesetz für die Stabilisierung der Regie- 


rung bietet, die Entwicklung zur Kanzler- 
demokratie nicht ermöglicht; die Verfas- 
sungsschöpfer hätten an eine solche Ent- 
wicklung gar nicht gedacht, geschweige 
denn sie gewollt. Überhaupt sei die Kanz- 
lerdemokratie ein Zustand, der sich in 
seiner Substanz der institutionellen Siche- 
rung entziehe. Ihr Wesen liege nämlich, 
im Unterschied etwa zum Präsident- 
schaftssystem der Vereinigten Staaten, 
nicht so sehr in der »verfassungsmäßigen 
Herrschaft des Kanzlers« über die Exeku- 
tive, als in seiner »faktischen Herrschaft« 
über das Parlament. Die faktische Herr- 
schaft über das Parlament erlangte 
Adenauer dadurch, daß er die Parla- 
mentswahl in ein »persönliches Plebiszit« 
verwandelte; dies bot ihm die Möglich- 
keit, sich nicht nur auf die »Legalität sei- 
ner parlamentarischen Bestätigung«, son- 
dern auch auf die »Legitimität seiner Wahl 
durch das Volk« berufen zu können. In- 
dem die plebiszitäre Wahl die Abgeordne- 
ten zu bloßen Vertretern Adenauers ma- 
che, wirke sie »noch entpersönlichender« 
als das Verhältniswahlsystem. 1953 und 
1957 seien viele Abgeordnete der Union 
allein dadurch, daß sie als Geiolgsleute 
Adenauers auftraten, in den Besitz eines 
Mandats gekommen. »War es nicht selbst- 


verständlich, daß sie ihn vorab als Auto- 


rität betrachteten und nicht als einen mit 
der Regierung beauftragien Kollegen, den 


zu kontrollieren man das Recht hatte?«. 


(S. 37). Über die Union fällt A. das harte 
Urteil, daß sie aus der Regierungspartei 
zur Partei der Regierung geworden sei. 
»Nicht in der Machtlosigkeit der sozialisti- 
schen Opposition, sondern der Majorität 
liegt die Schwäche des Parlaments« (S. 38). 


Da sich Adenauer in weiser Beschränkung 
mit der Herrschaft über die Mehrheit be- 
gnügt, fallen die Machtverschiebungen, 
die sich unter der Kanzlerdemokratie 
vollzogen, nirgendwo aus dem Rahmen 


336 


g 
fi 
3 


. 


' der Legalität. Die Entwicklung zur Kanz- 
lerdemokratie stellt, so wenig sie auch in 
der Intention des Grundgesetzes liegen 
mochte, keinen Verstoß gegen seinen 
Wortlaut dar. A. ist nicht der Autor, den 
eine solche Tatsache beruhigen und von 
Kritik abhalten könnte. Schonungslos kri- 
tisiert er die geistige Leere, die sich unter 
dem Regime der Kanzlerdemokratie in 
der größten Partei, in ihrer parlamentari- 
schen Fraktion und nicht zuletzt in der 
Regierung verbreitet hat. Er nennt es ein 
makabres Bild, wenn der Kanzler unter 
dem Beifall seiner Fraktion prominente 
Politiker seiner Partei behandelt, als seien 
sie seine Kreaturen. »Die Art und Weise, 
wie der Kanzler seine Autorität ausübt, 
bewirkt das Gegenteil von politischer Er- 
ziehung — nämlich, daß das Volk sich 
daran gewöhnt, daß der große Staats- 
mann an der Spitze die Sache schon ma- 
chen werde« (S. 59). Das Regime der 
Kanzlerdemokratie habe eine auszehren- 
de Kraft, sowohl was die leitenden Politi- 
ker als was die Institutionen selbst be- 
trifft. Wen erinnert diese Kritik nicht an 
die leidenschaftliche Verurteilung, die die 
Regierungsmethoden Bismarcks durch 
Max Weber erfahren haben! 
A. verfällt nicht in den landläufigen Feh- 
ler, in den Zuständen der Kanzlerdemo- 
kratie einfach die Frucht persönlicher 
Willkür zu sehen. Auch der schärfste Geg- 
ner könne Adenauer gewisse liberale 
Züge nicht absprechen; nie habe der 
Kanzler versucht, seine Partei als Staats- 
partei zu organisieren, nie habe er etwas 
unternommen, was die Öffentlichkeit un- 
ter staatliche Kontrolle bringen könnte. 
Das Regime selbst erfordere es, »daß der 
Kanzler größer, bedeutender, wissender 
als alle anderen ist«. Es schließe schlecht- 
hin aus, daß die Mitarbeiter des Kanzlers 
eigene Konzepte entwickeln und dadurch 
Format gewinnen. »Der Chef ist die inte- 
grierende Zentralperson. Ohne ihn ist das 
Regime kopflos« (S. 46). Die Machtver- 
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schiebungen innerhalb des Kabinetts, die 
sich unter Adenauers Kanzlerschaft voll- 
zogen haben, sind in A.s Augen im we- 


sentlichen nur die zwangsläufige Folge - 


der Tatsache, daß der Kanzler die fakti- 


sche Herrschaft über das Parlament bee 


sitzt. Als Kanzler ex voluntate populi sei 
Adenauer nicht primus inter pares, son- 
dern primus sine paribus; seine Autorität 
lasse kaum noch eine offene Aussprache 
zu. Wenn auch das Kabinett im ganzen 
noch immer ein Kollegium sei, so begnüge 


sich der Kanzler doch nicht damit, dieall- 


gemeinen Richtlinien zu bestimmen, son- 
dern beanspruche für sich ein besonderes 
Initiativrecht in allen Ressorts. Dank des 
Kanzleisystems, zu dem sich das Bundes- 
kanzleramt ausgewachsen hat, könne sich 
Adenauer über die formelle Zuständigkeit 
seiner Ressortminister hinweg direkt in- 
formieren. Die Minister seien nachgerade 
zu Untergebenen des Kanzlers geworden, 
die ihre Anhänglichkeit an den Amtsses- 
sel über Ehre und Prestige stellen. 


Wer nun annimmt, daß diese wirklich ins 
Schwarze treffende Charakteristik des 
persönlichen Regierungsstils Adenauers 
schon alles wäre, was A. zur Ana- 
lyse der Kanzlerdemokratie beizusteuern 
hätte, irrt sich. Die Analyse dringt tiefer 
und deckt die Verwurzelung der Aden- 
auerschen Regierungsweise im pluralisti- 
schen Status quo unserer Gesellschaft auf. 
Es ist A.s Hauptthese, daß die Kanzler- 
demokratie sozusagen nur mit einem Bein 
im Parteienstaat und seinem Parlament, 
mit dem anderen dagegen innerhalb der 
»Demokratie der organisierten Interes- 
sen« festen Fuß gefaßt hat. Die eigentliche 
Regierungskunst Adenauers liege darin, 
daß er die Interessenverbände durch die 
Hoffnung, vorteilhafte Ergebnisse im 
Machtbereich der Regierung selbst aus- 
handeln zu können, immer wieder an die 
Kanzlerdemokratie zu binden vermochte 
und dadurch ihren Einfluß auf bestimmte 
Sachfragen beschränkt hat. Eindringlich 
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2 Interessen der ErOBEn Gruppen berührt, 


Ba. werden die Beteiligten ausführlich 
ac, und diese Beteiligung trägt all- 


nach A. für die Verbände wie die Regie- 
rung gleichermaßen vorteilhaft. Für die 
Terbände ist es zweckmäßiger, sich an das 
Kabinett oder den Kanzler als an das 
Parlament zu wenden, da letzteres die 
strittigen Fragen zwar politisieren, aber 
meist nicht rechtzeitigneutralisieren kann. 
Für die Regierung andererseits läuft die- 
‚ses direkte Beteiligungsrecht der Verbände 
keineswegs, wie man vielleicht annehmen 
sn öchte, auf eine Autoritätsminderung 
- hinaus. Eher trifft das Gegenteil zu: In- 
_ dem die Verbände den Kanzler anstelle 
. des Parlaments zum Adressaten ihrer 
‘Wünsche machen, schmälern sie nicht, 
sondern erhöhen sie seine Autorität. 


Die verbindliche Anerkennung und Be- 
festigung des gesellschaftlichen Status 
quo ist nach A. die Maxime der Aden- 
. auerschen Innenpolitik, ganz gleich, ob er 
die Gewerkschaften, die Kirchen, die Un- 
ternehmer oder die Landwirtschaft be- 
trifft. Die Balancierung des Status quo 
gehöre neben den parlamentarischen Mit- 
teln zu den Methoden, die heute ein Poli- 
tiker beherrschen müsse, will er nicht die 
Tatsachen aus der Hand verlieren. Ob- 

wohl er sich verfassungsmäßig nicht fixie- 
. ren lasse, und obwohl er kein Dauerzu- 
. stand sei, sondern immer voller Konflikt- 

stoffe stecke, sei der Status quo heute 

doch die »Grundlage der Legalität«. Die 
ER moderne Massendemokratie betrachte ihn 
N als die »überzeugendste Garantie ihrer 
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Adenauer kommen wird, wieder hinter 
den Status quo zurückgehen kann, son- 
dern ihn weiter befestigen und ausbauen 
muß. »Bricht er zusammen oder erledigt 
man ihn auf andere Weise, so öffnen sich 
sofort die Tore .des totalen Staates« 
(S. 132). Bei dem Versuch, den Status quo 
zu halten und weiter auszubauen, könne 
der Nachfolger Adenauers allerdings nicht 
mehr das Instrument der Kanzlerdemo- 
kratie benutzen; diese sei, bei aller Elasti- 
zität ihres Gefüges, zu sehr an Adenauers 
persönliches Können gebunden, um auf 
einen Nachfolger übergehen zu können. 
Hierin liest nach A. das eigentlich Proble- 
matische und Ungewisse von Adenauers 
Erbe, die »offene Situation« unserer Po- 
litik. 

Wenn man behauptet, daß ein Autor für 
seinen Gegenstand auch eine gewisse 
Sympathie mitbringen müsse, so trifft das 
bei A. sicher kaum zu. Seine Analyse läßt 
keinen Zweifel, daß ihm vieles an unse- 
ren politischen Zuständen nicht gefällt. 
Andererseits läßt sie aber auch keine 
Ressentiments gegen unsere Zustände, 


keinen Groll und keine Vorurteile erken- 


nen. Vielleicht liegt es an diesem Fehlen 
von Ressentiments wie Sympathien, daß 
A. unsere Verfassungswirklichkeit so an- 
schaulich, prägnant und glänzend be- 
schreibt. Sein Buch ist ein höchst para- 
doxes Werk: Es übt eine scharfe, un- 
barmherzige, zuweilen sogar bissige Kri- 
tik und verfolgt dabei, aufs Ganze gese- 
hen, eine Absicht, die man eigentlich 
»Konservativ« nennen müßte, „nämlich 
nachzuweisen, daß die Quersumme aller 
Argumente — in A.s eigenen Worten — 
doch nur den Status quo ergibt. Positiv 
geht es dem Verf. um die Präzisierung der 
Begriffe, mit deren Hilfe wir die oft noch 
unausgesprochenen Regeln der pluralisti- 
schen Praxis in den Griff bekommen kön- 
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en Beispielen zu diskreditieren, es liest 
ihm aber ebenso fern, in ihr die Wieder- 


| geburt des von der Verfassung gewollten 


‚repräsentativen Parlamentarismus zu se- 


hen. Er will vielmehr gerade zeigen, wie 
wenig unsere politischen Begriffe noch 
‚ dem Wortschatz des repräsentativen Par- 


lamentarismus entstammen. Hätte sich A. 


' darauf beschränkt, diesen Nachweis nur 


allgemein zu führen, so wäre in seinem 


‚ Buch kaum ein neuer und origineller Bei- 


trag zu sehen. Doch beschränkt er sich 
eben nicht auf die Formulierung allgemei- 
ner Thesen, sondern zeigt konkret das 


. Allgemeine im Besonderen auf. Das macht 


sein Buch zu einem wichtigen, zu einem 
notwendigen Buch. Es schärft das Be- 
wußtsein für die Gefahren, die auf unse- 
ren Staat zukommen werden, wenn er 
eines Tages ohne Adenauer weiterexistie- 
ren muß. 


Frankfurt a. M. Manfred Friedrich 


DIPLOMATEN 
ÜBER DIPLOMATIE 


Hans Riesser: Haben die deutschen 
Diplomaten versast? Eine Kritik an der 


Kritik von Bismarck bis heute. 61 S., H. 
Bouvier Verlag, Bonn 1959. 


K. Braunias u. G. Stourzh (Hrsg.): 
Diplomatie unserer Zeit. 330 S., Verlag 
Styria, Graz-Wien-Köln 1959. 
Heinrich Wildner: Die Technik der 
Diplomatie, L’Art de Negocier. 342 S., 
Springer-Verlag, Wien 1959. 


»Staatsmänner können Konflikte herauf- 
beschwören; Dichter können nationalisti- 


_ sche Verse reimen; Professoren können 


politischen Unsinn veröffentlichen; Zei- 
tungen können Hetzartikel bringen; Ab- 
geordnete können ‚wilde Reden‘ halten; 
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irtschaftler können als ‚Amateur-Politi 
Kr gefährlichen Unfug anrichten; Gene- 
räle können Schlachten verlieren. Wen 
hängt die Öffentlichkeit, wenn alles schief 
geht? ‚Die Diplomaten‘« So sieht ein. 
deutscher Diplomat a. D., der ehemalige 7 
Botschafter Hans Riesser, die Tragik i 
seines Berufs und seiner Kollegen wäih- 
rend der letzten siebzig Jahre, und er hat 
diese bittere Bemerkung in den Mittel- 
punkt seiner »Kritik an der Kritik« ge- % 
stellt (S. 22). Seine — inzwischen wohl 
kaum mehr ernstlich bestrittene — Ant- 
wort auf die im Titel aufgeworfene Frage i 
lautet: Viele deutsche Diplomaten haben. 
zu Zeiten Wilhelms II. wie Hitlers im 
großen und ganzen ihre Pflicht erfüllt, die Ri, 
Lage oft klar beurteilt und gute Figur ge- Re ARE 
macht, aber ihre Hinweise und Warnun- 
gen wurden von selbstherrlichen und aus- 
landsunkundigen Regierungen mißachtet. 


* £ 2 ar 


Die Frage nach der Rolle des Diplomaten 
in der modernen Massengesellschaft und 3 
nach der Rechtfertigung seiner Funktion 
in der gegenwärtigen Weltpolitik, deR, 
auf den deutschen Dienst der vergangenen 
Jahrzehnte beschränkt, in kollegialer 
Apologie, aus reicher Erfahrung und fah- 
licher Belesenheit anschaulich und fast 
impressionistisch behandelt, beschäftigte ! 
in weltweiter Anwendung auch die Red- 
ner des »Internationalen Diplomaten-Se- 
minars« in Kleßheim (Österreich) im Jah- 
re 1958, dessen Vorträge von der »Öster- en 
reichischen Gesellschaft für Außenpolitik BE 
und Internationale Beziehungen« in dem 
Sammelband »Diplomatie unserer Zeit« 
veröffentlicht sind. Außer zwei Histori- 
kern (J. R. von Salis und C. Grove Haines) 
kommen hier nur namhafte diplomatische 
Praktiker verschiedener Länder zu Wort. 
Neben akademischen Vorlesungen hohen f 
Ranges. stehen auf Erfahrung gestützte iR 
Stellungnahmen. ” 
Seitdem der ehemalige französische Bot- 
schafter Francois-Poncet seine Tätigkeit 
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mit der eines Briefträgers verglichen hat- 
_ tet), haben immer wieder Diplomaten 
sich über Sinn und Bedeutung ihrer Auf- 
gabe und Stellung klar zu werden ver- 
.sucht. Die im Kleßheimer Seminar ge- 
äußerten Ansichten sind von gemäßigtem 
Selbstgefühl eingegeben. In einem ein- 


leitenden Referat »Le Diplomate« (S. 69 


—102) setzte sich der italienische Bot- 
schafter in Bonn, Pietro Quaroni, 1957 
mit der These vom Verfall der Diplomatie 


auseinander. Indem er Diplomatie als »la 


technique, ou l’art si vous preferez, des 


 „rapports entre Etats souverains« definiert, 


folgert er, daß es eine Diplomatie so lange 


geben werde wie souveräne Staaten. 


Während aber die Funktion bleibt, ändern 
sich die Methoden. Immerhin sind sich die 
Grundpflichten der Diplomatie stets 
gleich geblieben: informieren, vorausse- 
hen, verhandeln. Besonderes Gewicht legt 
Qu., wie auch andere Referenten, auf die 
Informationsaufgabe des Diplomaten, die 
trotz der modernen Nachrichtentechnik, 
Presse und Rundfunk, bestehen geblieben 
ist. Dieser Auffassung ist unbedenklich 
zuzustimmen, wenn auch nicht zu ver- 
heimlichen ist, daß diplomatische Berichte 
heute die öffentlichen Nachrichtenquellen 
gewöhnlich nur ergänzen, oft auch berich- 
tigen, aber nur selten ihnen einmal zuvor- 
' kommen können. Dennoch bleiben die Be- 
“richte ihrer Auslandsvertreter für eine 
Regierung in der Regel die zuverlässigste, 
eben die amtliche Quelle und damit un- 
entbehrliche Grundlage von Entschlüssen. 


Das Wesen der diplomatischen Informa- 
tion trifft besonders gut und klar eine 
Stelle in dem höchst instruktiven Vortrag 
von Monsignore Igino Cardinale vom 
päpstlichen Staatssekretariat über »Ponti- 
fical Diplomacy« (S. 149, 180), der dem 
verbreiteten Glauben entgegentritt, daß 
der Vatikan der bestinformierte Beobach- 


1) Andre Francois-Poncet, Souvernirs d'une Am- 
" bassade A Berlin, Paris 1946, S. 12. 
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tungsposten der Welt sei. 
schmeichelhaften Ruf könnten vatikani- 
sche Würdenträger nur lächeln. Denn der 
Vatikan sei keineswegs der bestinfor- 
mierte Posten im gewöhnlichen Sinne des 
Wortes. Aber ohne Zweifel sei das im 
Vatikan gebildete Urteil über aktuelle 


Ereignisse objektiver und klarer als das 


a Va An a A TER NE a an 
a a 
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Über diesen 


vieler anderer Beobachter, da man dort 


die Dinge unparteiisch, vorurteilslos wä- 
gend und desinteressiert betrachte. Was 


hier vom Heiligen Stuhl gesagt wurde, _ 


sollte von jeder diplomatischen Mission 
auch gesagt werden können. 


So ist es verständlich, daß em Historiker, 
wie J.R.von Salis, hohe Anforderun- 
sen an die Ausbildung der Diplomaten 
stellt (»Geschichte und _Diplomatie«, 
S. 13£f.).. Wenn er jedoch behauptet, 
der moderne Diplomat sei »Verwal- 
tungsjurist, Wirtschaftssachverständiger, 
Kenner der Politik und Kulturmensch in 
einer Person«, er solle sich dem »verglei- 
chenden Studium der Geschichte, Politik 
und Kultur der verschiedenen Länder im 
Hinblick auf die sachverständige Erfül- 
lung seines amtlichen Auftrages« widmen 
Sprachkenntnisse werden vorausge- 
setzt —, so zeichnet er ein Idealbild, dem 
in der menschliehen Wirklichkeit der mo- 
dernen Diplomatie nur wenige über- 
durchschnittlich begabte Persönlichkeiten 
entsprechen. In der Regel finden die Per- 
sonalabteilungen der Außenministerien 
den Zusammenklang der Erfahrungen 
und Begabungen, der Spezialkenntnisse 
und Bildunssgänge nicht in der universa- 
len Bildung Einzelner, sondern in der dif- 
ferenzierten Zusammensetzung der Ar- 
beitseinheiten mit Fachleuten verschiede- 
ner Richtung. Wenn auch der all-round 
Diplomat immer wieder als Ziel der Aus- 
bildung hingestellt wird, ist doch auch 
hier der Spezialist weit verbreitet und un- 
entbehrlich, während mancher Missions- 
chef, namentlich. wenn er ein Außenseiter 
ist, sich weniger mit Fachwissen als mit 
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_ und ebenen politischer Eerakrung le- 


gitimiert. 
* 


Ein langjähriger Praktiker, der verstor- 
bene ehemalige österreichische General- 
sekretär für die Auswärtigen Angelegen- 
heiten, Heinrich Wildner, dessen Werk 
in diesem Zusammenhans, last but not 
least, anzuzeigen ist, ist mit Satow ?) der 
Ansicht, »daß eine alles überwiegende In- 
telligenz (brilliant genius) für unseren 
Beruf ‘nicht unbedingt notwendig sein 
mag...« (S. 169). Dafür verlangt er vom 
Diplomaten Vertrauenswürdigkeit, gesun- 
den Menschenverstand, Unterscheidungs- 
vermögen, Scharfblick, Selbstbeherr- 
schung, Vorsicht, die aber nicht in Furcht 
ausarten soll, Maßhalten und Geduld 
(S. 169 f£.). 


Das Werk W.s kann als Lehr- und Hand- 
buch der diplomatischen Praxis bezeichnet 
werden, das mit seinem umfassenden 
Überblick, seinen zahllosen Einzelheiten, 
der reichen Erfahrung und Literatur- 
kenntnis seines Verf. dem aktiven Diplo- 
maten ein Werkzeug zur Selbstprüfung 
und dem angehenden Jünger dieses Be- 
rufes eine gründliche Einführung bieten 
kann. Nach einem geschichtlichen Über- 
blick über die Entwicklung der Diplomatie 
und ihrer Technik folgen Abschnitte über 
das Personal des auswärtigen Dienstes, 
den Außenminister und .sein Amt, die 
Technik des Apparats, die Verhandlungs- 
technik, über »Diplomatie außerhalb des 
regulären offiziellen Rahmens« — Presse, 
Propaganda, Orden, Geschenke, Interven- 
tionen in die innere Politik des Gastlan- 
des — und über die Kritik und Kontrolle 
der Diplomatie. W. arbeitet mit einem klar 
abgegrenzten Begriff der Diplomatie, die 
er richtig von der »wirklich und tätig be- 
stimmendenPolitik an sich« unterscheidet 


2) Satow, Guide to Diplomatie Practice, 4. Ausg. 
1958, 8. 130. 
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' und als Werkzeug, als Mittel zur Durch- 


führung der Politik kennzeichnet. An der 
Beachtung dieser fundamentalen Unter- 
scheidung fehlt es hin und wieder in den 
Vorträgen des Kleßheimer Seminars, wo 
sich zum Thema »Der Diplomat« (einer 
bestimmten Nation) gelegentlich eine Vor- 
lesung über die Außenpolitik des betref- 
fenden Landes und ihre Prinzipien findet 
(Quaroni, Le diplomate italien, S. 183 ££f.). 
Andererseits lest W. wohl etwas zuviel 
Gewicht auf das Verhandeln zur Erhal- 
tung des Friedens als Hauptaufgabe der 
Diplomatie und gerät damit weiter in die 
Übergangszone zur Politik als es die Na- 


tur des diplomatischen Geschäfts verlangt. 
Damit soll ihm jedoch nicht vorgeworfen 


werden, daß sein Buch die. anderen Tätig- 
keiten des Diplomaten "vernachlässige: 


ein besonders gelungenes Kapitel ist Sinn 
und Technik der Berichterstattung gewid-. _ 


met (S. 133 f£.). 


Daß zu einigen der wichtigsten aktuellen 


Probleme und Tendenzen in der moder- 
nen Diplomatie, die W.s Buch behandelt, 
auch die Vortragenden in Kleßheim Stel- 
lung genommen haben, verwundert nicht. 
Die »Demokratisierung« und Verbürger- 
lichung dieses einst ein Vorrecht des Adels 
bildenden Berufes wird von allen nicht 
nur konstatiert, sondern auch bejaht, 
wenn auch der sozialpolitische und fiska- 


lische Grund der früheren Privilegierung 


— nur der Adel hatte die zur Repräsenta- 


tion erforderlichen Mittel (und Umgangs- 


formen) — nicht verkannt wird. Der ehe- : 
malige britische Staatssekretär Christo- 


pher Mayhew räumt zwar ein, daß die 
Mehrheit der britischen Diplomaten aus 
der Oberschicht und dem oberen Mittel- 
stand stamme, erklärt dies aber mit dem 
englischen Erziehungssystem und glaubt, 


das Ausleseverfahren des Foreign Office‘ 


gegen den kommunistischen Vorwurt 
einer vom Klassenvorurteil bestimmten 
Personalpolitik in Schutz nehmen zu müs- 
sen (Diplomatie unserer Zeit, S. 125 ff.). 
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Ad 


en dien. die sich in jüngster Zeit 


über ihren Beruf geäußert haben, über 


‚die Verwendung der Frau in der Diplo- 
matie. Mrs. V.L. Pandit, Indiens Spit- 


A zendiplomatin der ersten Nachkriegszeit, 


agte in einer geistvollen Plauderei in 


 Kleßheim über »The Woman in Diplo- 


macy« mit der Argumentation der Frauen. 
rechtlerin ihrem Geschlecht eine immer 
srößere Rolle im auswärtigen Dienst vor- 
‚aus und behauptete, die weibliche Natur 
sei besonders geeignet, die Hauptaufgabe 
‚des Diplomaten, Ausgleich und Versöh- 
nung der Gegensätze, zu erfüllen (S.285 £f.). 
IhreKollegen von Herwarth (S. 227 ff.) und 
‚Wildner (S.54 ff.) urteilen wesentlich skep- 


' tischer. Beide halten dafür, daß der Ver- 
 wendbarkeit der Frau im diplomatischen 


Dienst gewisse Grenzen gesetzt sind. W. 
macht den Kolleginnen zwar das Zugse- 


 ständnis, »daß sich in der Gruppe der Zu- 


‚geteilten (Mitarbeiter) bei zweckdienlicher 


 Individualisierung immer wieder ein ver- 


.dienstliches Tätigkeitsfeld für weibliche 
Kräfte finden wird« (S. 57). Im übrigen 


_ müßten aber längere Erfahrungen abge- 


‚wartet werden. 


° Während Kleinbürger und Frauen »New- 
 comers« im Beruf sind, hat es Außensei- 
ter in der Diplomatie schon immer gege- 
ben, wenn sie als solche auch erst gekenn- 
zeichnet werden können, seit der auswär- 


tige Dienst in den letzten 150 Jahren zu 
einer Zunft geworden ist. In den Anfän- 
gen waren alle Diplomaten Außenseiter. 
»Heutzutage, da die Diplomatie zu einem 
Zweig des Berufsbeamtentums geworden 
ist«, erklärt W., »wird man es verstehen, 


. daß die Zunftgenossen von berufsfremden 


Einschüben nicht entzückt sein können« 
(S. 72), besonders deswegen, darf ich 
anfügen, weil der Berufsdiplomat lan- 
ge ausharren und sich empordienen 


muß zu leitenden Stellungen, die der 


Außenseiter nicht selten dank poli- 
tischem oder persönlichem Rückenwind 
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ah Be zu leitenden diploma- 
tischen Posten hat vor allem in den Ver- 
einigten Staaten eine Rolle gespielt, wie 
C. Grove Haines in seinem Kleß- 


‘ heimer Vortrag (»The American Diplo- 


mat«, S. 103) ausführt. Immerhin habe 
das spoils system nicht verhindert, daß 
auch einige glänzende und erfolgreiche 
outsiders ernannt wurden. Überhaupt ge- 
ben alle Zunftgenossen, die sich in den 
hier angezeigten drei Veröffentlichungen 
äußerten, ohne weiteres zu, daß der 
Dienst »von außen« her auch mit hoher 
Begabung und echter Persönlichkeit be- 
reichert werden kann. Daß es in keinem 
öffentlichen Dienst so wie im diplomati- 
schen auf die Persönlichkeit ankommt, ist 
wohl communis opinio der Auslandsbe- 
amten, die über ihren Beruf nachgedacht 
haben. W. nimmt aber noch zur Frage des 
besten Alters Stellung und zitiert einen 
italienischen Diplomaten des 19. Jahrhun- 
derts, Graf Nigra, der behauptet hatte, 
erst mit 75 Jahren beginne der Diplomat 
seinem Lande wirklich nützlich zu sein. 
Wenn auch W. sich diesem Urteil nicht an- 
schließt und Beispiele von hervorragen- 
den Gesandten im Alter von 20 (d’Aussy 
1517), 21 (Graf Cobenzl), 24 (Graf Stadion) 
und 30 Jahren (Lord Aberdeen) anführt, 
neigt er doch zu einer hohen Bewertung 
der Erfahrung, die mit vorrückendem Al- 
ter kommt (S. 175). 


Mit den Kleßheimer Rednern ist W. darin 
einig, die populäre Vorstellung zu be- 
kämpfen, daß zur Diplomatie wesentlich 
Verschlagenheit, List, Unwahrhaftigkeit 
gehörten. Vertrauen erringen und Ver- 
trauen schenken soll, bei aller gebotenen 
Vorsicht, bei allem nationalen Egoismus 
der Staaten, die Maxime des guten Diplo- 
maten sein, der seine Aufgabe in der Re- 
präsentation seines Landes, der Unter- 
richtung seiner Regierung und im Ver- 
handeln zu sehen hat. Vielleicht über- 
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Hr nis die Wirksamkeit der Moral und 

der Vernunft im Weltgeschehen, so z. B. 
wenn er meint, durch einen Appell an das 
Gewissen der alliierten Völker hätte die 
deutsche Delegation in Versailles 1918 
mehr erreichen können (S. 186). Seiner 
idealtypischen Definition des Verhandelns 
tut das jedoch keinen Eintrag: »Verhan- 
deln heißt also, durch gegenseitige Aus- 
sprache, durch Überreden und gütliches 
Beeinflussen zu einem Ergebnis zu kom- 


men, das beide Teile befriedigt« (S. 186). 


Wird eine Regelung durch übermächtigen 
' Druck erzielt, dem sich der eine Teil fügen 

- muß, so liegt nach W. nicht das Ergebnis 
von Verhandlungen, sondern ein Diktat 
vor, das der Natur des diplomatischen Ge- 
schäfts zuwiderläuft. Es ist allerdings 
fraglich, wieviele zwischenstaatliche Kon- 
ferenzen und Unterhandlungen, auch 
außerhalb von Besatzungs- und Kolonial- 
verhältnissen, nur während der letzten 
150 Jahre in diesem idealen Sinne noch 
als Verhandlungen gelten können. Frie- 
densverhandlungen, die auf eine militäri- 
sche Niederlage folgen, wohl kaum jemals, 
und doch sind an ihnen regelmäßig Diplo- 
maten, und nicht die schlechtesten, betei- 
list. Die Grenze zwischen Verhandeln und 
Diktieren wird in der Tat von der effek- 
tiven Handlungsfreiheit aller Partner be- 
stimmt. In der Praxis ist diese aber kaum 
je gleich groß, und man wird von Diktat 
nur sprechen können, wo einem Partner 
nur die Wahl zwischen Unterwerfung und 
Vergewaltigung bleibt. 


Im übrigen ist W. durchaus kein naiver 
Idealist oder Pazifist.. Wenn er auch 
(selbstverständlich) Wesen und Aufgabe 
des Diplomaten von denen des Militärs 
ausdrücklich unterscheidet und meint, der 
Diplomatie hafte ein pazifistischer Zug an 
(S. 303), läßt er doch beide Stände neben- 
einander gelten. Den Schlagworten und 
Bestrebungen des 20. Jahrhunderts, mit 
denen die traditionelle Diplomatie refor- 
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en Geschichts- ? 


rn 


miert, beschränkt oder ersetzt werden 
sollte: Demokratisierung, parlamentari- 


sche und öffentliche Kontrolle, Abschaf- 


fung der Geheimdiplomatie, Völkerbunds- 
diplomatie usw. begegnet er mit der 


Skepsis des in langer Erfahrung weise ge- 


wordenen Praktikers, der überzeugt ist, 
»daß ein systematisch ausgewählter und 


durchgebildeter diplomatischer Apparat 2 4 


als solcher immer noch die beste Bürg- 


schaft für die verläßliche Pflege der zwi- Be. 


schenstaatlichen Beziehungen _bietet« 


(S. 308). Wenn der diplomatische Dienst 


sich den Forderungen des Zeitgeistes an- 


paßt und seine Angehörigen sich dabei 


mit ihrer oft im Schatten liegenden Mitt- 
lerstellung bescheiden, werden sie die be- 
rufenen Ratgeber in den auswärtigen Ge- 
schäften bleiben. 


Mailand 


PÄDAGOGISCHES DENKEN UND 
SOZIALE ENTWICKLUNG 


Theodor Wilhelm: Pädagogik der Ge- 


genwart, = Kröners Taschenausgabe, 
Bd. 248, 2. verb. und erw. Aufl. 504 S., 
Alfred Kröner Verlag, Stuttgart 1960. 


Peter Heintz (Hrsg.): Soziologie der 


Schule, = »Kölner Zeitschrift für Sozio- 


logie und Sozialpsychologie«, Sonder- 
heft 4. 200 S., Westdeutscher Verlag. 
Köln-Opladen 1959. 


Theodor Wilhelms »Pädagogik der 
Gegenwart« konnte nach einem Jahr 
schon in 2. Auflage erscheinen !). Damit 
bestätigt sich, wie anziehend die Darstel- 
lungsweise des Verf. des »Partner- 
schafts«-Buches ist. Dieses wurde zwar 
vielfach kritisiert, aber eine umfassende 
Auseinandersetzung mit den Problemen 


1) Vgl. NPL, V/1360, Sp. 1033 f. 


350 


Helmut Rumpf - | 


et en / 


politischer Bildung ist bisher nicht erfolgt. 


Wer um das Selbstverständnis des politi- 
schen Erziehers bemüht ist, bleibt so auf 
verstreute Zeitschriftenpublikationen an- 


gewiesen. Umso nützlicher mag es er- 
scheinen, das neue Werk W.s nach Ge- 
'sichtspunkten für die politische Bildung 


zu befragen. Das ist keine willkürlich ge- 
wählte Perspektive, denn gerade der zen- 
trale Gedanke des Buches und sein wert- 
vollster Teil ist, den Zusammenhang von 
pädagogischem Denken und gesellschaft- 
licher Entwicklung aufzudecken, die »Ge- 
meinschaftsmodelle der deutschen Erzie- 
huns« in Beziehung zu sehen zu den auto- 
ritären und totalitären Tendenzen der 
politischen Wirklichkeit. 


Von der Aufgabenstellung her muß das 
Buch einen Gesamtüberblick geben, ja es 
werden fast alle Randbereiche der Päd- 
agogik mit einbezogen. So enthält der 
Band Berichte über die Jugendforschung 
und die Jugendgesetzgebung, den Stand 
der Hochschulreform, über den Wehr- 
dienst oder die Erwachsenenbildung. Die 
Wiedergabe von Informationen aus zwei- 
ter Hand ist dabei unvermeidlich, und es 


kann auch nicht verwundern, wenn man- 


ches nicht immer treffend charakterisiert 
erscheint. 

Auf seinem ureigensten Erkenntnisfelde 
bewegt sich W. jedoch bei seinen glänzen- 
den Analysen über die Motive und Folgen 
der pädagogischen Theoriebildung in der 
ersten Hälfte dieses Jahrhunderts. Er 
enthüllt die in der deutschen Bildunsstra- 
dition begründeten Mißverständnisse und 
Wirklichkeitsverfehlungen. So lernen wir 
die Wechselwirkung ideenbestimmter 
Modelle und machtausnutzender Kräfte 
erkennen an der Art, wie die reform- 
pädagogischen Tendenzen indirekt vom 
Nationalsozialismus aufgesogen wurden. 
Es sollte uns nachdenklich stimmen, wenn 
eine methodisch-technisch so ungeheuer 
fruchtbare Bewegung, die die pädagogi- 
sche Grundsituation auflockerte und den 


sol 


Lernprozeß menschlicher machte, "mangels ARE: 
inhaltlicher Substanz keinen durchgehen- 
den Widerstand gegen den totalitären 
Druck zu werken vermochte, vielmehr mit 
in ihn hineingetrieben wurde. Eine War- 
nung, daß der gute Wille nicht ausreicht, 
Gutes zu realisieren. Dies anzunehmen, 
gehört zu den fundamentalen Irrtümern 
des deutschen Bildungsdenkens. So soll- 
ten wir aus der Vergangenheit die Lehre 
ziehen, daß die Gesinnungsethik in der 
Verantwortungsethik ein Korrektiv fin- 


“ den muß. Andernfalls wird der Wert der 


Distanz, der schlichten Gewohnheiten, der 
einfachen Verhaltensregulierung unter- 
schätzt, Verinnerlichung gepredigt und 
ein hochtouriges Gemeinschaftstraining 
betrieben. 


An der Gemeinschaft war denn auch 
orientiert, wer auf den verschiedensten 
Wegen in den ersten Dezennien unseres 
Jahrhunderts den Erziehungsbereich re- 
formieren wollte. Die pädagogischen 
Überlegungen wurden von einem Idealis- 
mus angetrieben, der sich an einer ihm 
nicht entsprechenden Wirklichkeit zum 
Enthusiasmus steigerte. Dabei wurde das 
»Gesamtbild der Jugend« zu einer »Vision 
der Reinheit und Heilheit« überhöht, da- 
mit aber einerseits zu einem Instrument 
der Kulturkritik, andererseits auch zum 
Objekt der Manipulation durch radikale - 
politische Kräfte gemacht (S. 22£.). So 
überforderte sich einerseits die Bildung 
selbst, indem sie glaubte, die nationale 
Volksbildung nachholen zu können. An- 
dererseits wurde sie ausgebeutet, um eine 
Volksbildung totalitärer Provenienz zu 
gewährleisten. Derartige Bemerkungen 
erscheinen auch heute akut, da wiederum 
die Neigung besteht, den Einfluß‘ der 
Schule zu überschätzen, ohne ihr die Vor- 
aussetzungen für eine solche Wirkung zu 
bewilligen. 

In der vornationalsozialistischen Zeit je- 
denfalls verpaßte das pädagogische Den- 
ken den Anschluß an die gesellschaftliche 
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Wirklichkeit, gerade weil es von der Illu- 
‚sion bestimmt war, der industriellen Ent- 


wicklung entgegenwirken zu können. Das 
Pathos des antitechnischen Affekts, die 
Demagogie der falschen Alternative von 
Masse und Persönlichkeit bzw. Elite ließ 
das pädagogische Bemühen auf Irrealem 
gründen. Der Wirklichkeitsschwund wur- 
de kompensiert mit der Gebärde der In- 
nerlichkeit und dem Verweis auf die in- 
time Gemeinschaft. Gesellschaftliche Vor- 
gänge und Funktionen waren so nicht zu 
erfassen. Statt dem Menschen zu helfen, 
die Gegensätze, in die er verfangen ist, 
aushalten zu lernen, wurde die Einheits- 
sehnsucht bestärkt. Statt Verständnis zu 
schaffen für die Aufgaben, die aus der 
Vergangenheit erwachsen und hier und 
jetzt bewältigt sein wollen, wurde die 
Neigung gefördert, in die Zukunft auszu- 
weichen. »Man schloß, eingehüllt in die 
Decke der Bildung, die Augen vor der 
Verwandlung der Welt« (S. 142). Und nach 
1918 glaubte man, »den schmerzlichen Ver- 
lust der politischen Macht durch einen 
idealistischen Aufschwung der Bildungs- 
idee wettmachen zu können« (S. 109). So 
muß W. die Richertsche Bildungskonzep- 
tion und Schulreform kommentieren als 
einen Weg, der an der Aufgabe, zu sozia- 
ler Sittlichkeit und politischer Urteils- 
fähigkeit zu erziehen, vorbeiführte Den 
tieferen Grund für derartige Verfehlun- 
gen sieht der Verf. aber in einer überlie- 
ferten Bildungstheorie, die ein Wert- 
system »erdenkt« und es der Pädagogik 
zur »Verwirklichung« anbietet. Kultur ist 
damit bestimmt nach einer »zeitenthobe- 
nen Rangordnung dinglicher Inhaltlich- 
keiten ohne Zusammenhang mit dem Le- 
bensprozeß, ohne Bezug zum zwischen- 
menschlichen Verhalten« (S. 139). 


Diese wertphilosophische Herkunft konn- 
ten auch alle Versuche der Verlebendi- 
gung nicht verleugnen. Die Verantwor- 
tung vor der Gegenwart wurde entweder 
durch geistvolles Verstehenwollen über- 
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spielt, Erfahrung und Situation jedoch 
aus dem Bildungsdenken ausgeklammert, 
oder es wurde organologisch besetzt und 
der Integrationsfaktor der pädagogischen 
Gemeinschaft für die Volksgemeinschaft 
überbewertet. Es war aber eine falsche 
Transfer-Erwartung, wenn etwa Ker- 
schensteiner glaubte, wer seinen Beruf 
gut ausübt, sei auch ein guter Staats- 
bürger. Auch er blieb trotz seines Blickes 
auf die Arbeitswelt dem Idealismus ver- 
haftet. Denn keine Art von Schule kann 
eine maßstabgerechte Verkleinerung von 
Staat und Gesellschaft darstellen, und so 
kann sie auch nicht durch ihre Struktur 
Übungsfeld für die politische Bildung 
sein. Das natürliche Hineinwachsen in die 
Gesellschaft ist für uns heute erschwert, 
weil ihre Lebensformen, weil ihre An- 
spruchssysteme von Pflichten und Rech- 
ten nicht mehr ohne weiteres eindeutig 
erkennbar sind. So erscheinen die Ein- 
sichten der Soziologie von sroßer Bedeu- 
tung für das künftige bildungstheoreti- 
sche Denken. Ob die gegenseitige Be- 


fruchtung von Soziologie und Pädagogik . 


bei den gegenseitigen Antiaffekten aller- 
dings so ungestört vor sich gehen wird, 
wie W. hofft, muß nach den bisherigen 
Erfahrungen bezweifelt werden. Umso 
wichtiger ist allerdings der Hinweis. Und 
mit Roth läßt sich sagen: Die Pädagogik 
muß »wechselnd hinschauen auf die Natur 
des Menschen, die verraten soll, wofür sie 
bestimmt ist und was noch aus ihr werden 
kann und auf die Kultur des Menschen, 
wie sie ist, wie sie sein sollte und was 
noch aus ihr werden kann« (S. 137 f). 


Dieses Zitat ist, wie eine Reihe anderer, 
ein Zusatz der 2. Auflage. Sie enthält 
sonst keine wesentlichen Änderungen. 
Hinzugekommen sind Abschnitte über das 
Berufsschulwesen und das Gespräch mit 
der Theologie. Hier erscheint ein näheres 
Eingehen auf Martin Buber immer noch 
wünschenswert. Aktuellen Ausbau dürfte 
auch das Kapitel »Didaktische Einsich- 


354 


Y 


Ya 


 ten« erfahren. Die Gedanken um die ka- 
tegorale Bildung (Klafki) und um die Di- 
 daktik der Lehrinhalte (Fink) sind dar- 
stellenswert. Wenn hier auch noch keine 
vr ‚detaillierten Ergebnisse vorliegen, so zei- 
gen sich doch entscheidende Entwick- 
Jungstendenzen an. 


Y Den Kern des Buches bildet zweifellos die 
. Lehre aus der Vergangenheit. Das idea- 
 listische Ethos ist verbraucht, das natio- 
“nale Pathos überholt. Politik kann nicht 
"Sinngebung vermitteln, aber sie befindet 


den einseitige und damit radikale Paro- 
len Zustimmung. Reflektion erscheint 
- dringlicher als Handeln. Das Phänomen 
des »anderen« will begriffen sein. Bisher 
aber hat »die Brille der Gemeinschaft ... 
"uns daran gehindert, differenzierte So- 
0. zialvorstellungen und soziale Verhaltens- 
{ weisen zu entwickeln, die der. gesell- 
schaftlichen Wirklichkeit besser Rech- 
nung tragen« (S. 198). 
Derartige Überlegungen erscheinen umso 
. wichtiger, als man W. zustimmen muß, 
wenn er sagt: »Die unbewältigte Vergan- 
genheit gefährdet die Gegenwart nicht so 
sehr durch neofaschistische Neigungen als 
durch den Menschentyp, der immer noch 
 unverwandelt unter uns lebt« (S. 423). 
Dennoch ist das, was der Verf. zu den 
‚ Konsequenzen für die künftige politische 
Bildung sagt, nicht von gleicher Überzeu- 
gungskraft wie seine Analyse Gerade 
Kae wenn man seine Ausgangsthese bejaht, 
Voraussetzung für die Wirkung politi- 
‘ scher Bildung sei die Glaubwürdiskeit, 
dann muß man die Auseinandersetzung 
x mit den soziologischen und psychologi- 
ji schen Schwierigkeiten vermissen, die eine 
solche Glaubwürdigkeit behindern. Es 
sind ja nicht nur aktuelle Hemmnisse, von 
denen der Verf. einige anführt, sondern 
7 auch strukturelle, die die Diskrepanz 
zwischen Theorie und Praxis nur schwer 


355 


überwinden lassen und die politische 


"dung heute ständig der Gefahr aussetzen, _ E 
Spielerei im Sandkasten zu bleiben, hin- 


ter der Wirklichkeit herzuhinken, mit ge- 
genläufigen Antriebsmomenten nicht fer- 
tig zu werden. So sollte man Bildungs- 
pläne zur Sozialkunde nicht kommentar- 
los wiedergeben, sondern die heimat- 
kundlichen und geistesgeschichtlichen An- 
sätze auf ihre Symptomatik und ihre Wir- 
kung hin kritisch überprüfen, neue Ge- 
sichtspunkte, Schwerpunkte und Verfah- 
rensweisen suchen. Das gilt gerade auch 
dann, wenn man den grundsätzlichen 
Thesen W.s zustimmt: Dem umfassenden 
Verständnis des Politischen, der rationa- 
len Einstellung zum Staat, dem Blick auf 
den Horizont der Weltpolitik, der An- 
erkennung einerseits der Notwendigkeit 
von Macht, andererseits aber auch des 
Wertes von Formen und Gewohnheiten 
des Zusammenlebens als Medium der Po- 
litik. Und es gilt insbesondere, wenn man 
die Aufgabe wie W. darin sieht, »dem 
nachdenklichen Schüler zu zeigen, daß 
Wahrheit, die nur bedinst gilt und von 
Zeit zu Zeit revidiert werden muß, darum 
noch keine geringere Wahrheit ist und 
darum nicht weniger verpflichtet als die 
Wahrheit des Glaubens« (S. 254). Und 
schließlich auch dann, wenn wir mit W. 
den »Talweg der Verantwortung« für den 
allein richtigen halten »zwischen dem 
Normativismus der Gesinnung und dem 
Occasionalismus der Entscheidung«. Denn 
»ihn hatten wir aus den Augen verloren, 
weil der Blick durch die Höhenzüge der 
Pflicht und der Selbstaufopferung faszi- 
niert war. Auf ihn wird sich die Auf- 
merksamkeit des Erziehers mehr als bis- 
her richten müssen« (S. 210). 


* 


Verantwortung heißt, bereit und in der 
Lage sein, die Folgen seines Handelns zu 
überschauen und auf sich zu nehmen. Das 
setzt die Kenntnis der gesellschaftlichen 
Bedingungen des Handelns voraus. Für 
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Er 


pädagogische Tun waren sie bis jetzt 


"wenig geklärt. Die Soziologie der Erzie-- 


hung steckt bei uns noch in den Anfängen. 
Ein Sonderheft der »Kölner Zeitschrift 
für Soziologie und Sozialpsychologie« 
liefert nun eine Übersicht über den Stand 
‚der internationalen Forschung. -Am ein- 
dringlichsten ist die zur Frage der »Schul- 
Klasse als soziales System«. In überzeu- 
gender Weise gelinst es Wayne Gordon, 
die verschiedenen Interaktionsmodelle 
zwischen Lehrenden und Lernenden auf 
ihren gemeinsamen Wirklichkeitsgehalt 
zurückzuführen. Der Orientierung am Ge- 
genstand, dem Vorrang des Lernens, der 
Betonung des Wissens ist die Orientie- 
rung am Bildungsspartner, der Vorrang 
des Verhaltens, die Betonung des mensch- 
lichen Kontakts und der Gruppenintegra- 
tion gegenüberzustellen. Einmal geht es 
um das Ziel der sachlichen Leistung, zum 
anderen um das des inneren Halts. Diese 
verschiedenen Richtungen der Energie 
und des Aufgabenverständnisses sind im 
Zusammenhang mit den jeweils vorherr- 
schenden sozialen Normen zu sehen, im 
Idealfall wäre aber eine menschliche und 
sachgerechte Kombination beider Ten- 
denzen anzustreben. 

Wie selten sie praktisch erreicht wird, er- 
hellt die einleitende vergleichende Dar- 
stellung des Schulwesens in der Bundes- 
republik, Frankreich, England und den 
USA. Auf dem Hintergrund der angel- 
sächsischen Länder erweist sich das deut- 
sche Schulsystem als besonders traditio- 
.nell verfestist. Mangelnde Durchlässig- 
keit, starre Altersklassen, fehlende Ta- 
gesschulen sind nur die auffallendsten 
Merkmale dafür. Welche fragwürdigen 
politischen Konsequenzen aber mit der 
hierarchischen Struktur unserer Erzie- 
hungsinstitutionen verbunden sein kön- 
.nen, wird an Charlotte Lütkens Beitrag 
»Schule als Mittelklasseninstitution« 
deutlich. 


Das Heft enthält jedoch nicht nur der- 
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artige Übersichten, sondern auch Berichte 
von Detailuntersuchungen. Vorzügliche 
Beachtung verdient, was Basil Bernstein 
über die »sozialkulturellen Determinan- 
ten des Lernens« zu sagen hat. Zwei Spra- 
chen zu haben, die Terminologie der Stu-. 
dierten und den Alltagsjargon, wird meist 
als spezifisch »Deutsche Krankheit« ange- 
sehen. Um so aufschlußreicher erscheint 
der Nachweis sprachlich unterschiedlich 
geprägter sozialer Gruppen am Beispiel 
Englands. Auch wenn man die Aufteilung. 
von »Mittelklasse« und -»Arbeiterklasse« 
nicht akzeptieren will, die aber wohl auf 
die Härte der direkten Übersetzung zu- 
rückzuführen ist — ähnlich wie das Be- 

griffspaar »formal« und »öffentlich« bei 

dem Versuch, die verschiedenen Sprech- 
weisen zusammenfassend zu kennzeich- 13 
nen — bleibt doch der Aufweis der Pro- N 
blematik ernst zu nehmen. Die Intensität 

des Sprachumganges in der Frühkindheit 

bestimmt im Normalfall die Differenzie- 
rungsfähigkeit über Bestätigungsge- 


schwätz und Zirkelschlüsse hinaus. Esbill- 


den sich zwei Formen des Sprachge- 
brauchs heraus, die nicht nur im Umfang 
des Wortschatzes begründet sind, sondern. 5 
sich in Syntax und Diktion ausprägen und 
von daher auch eine spezifische Struk- 
tur der Gefühlseinstellung und der er- 
kenntnismäßigen Welterfassung implizie- 
ren. Die Frage nach der Begabung rückt 
damit jenseits des Streits um das Gewicht 
des Anlage- und des Erziehungsfaktors. 


Die Verstehensschwierigkeiten können 
danach auch nicht mehr, wie es in 
Deutschland beliebt ist, allein auf Eigen- 
willen und Prestigesucht der »Gebilde- 
ten« zurückgeführt werden. Die Schwie- 
rigkeiten schließlich, die »Dialektgrenze« 
zu überschreiten, die sich besonders auf 
dem zweiten Bildungsweg zeigen, erschei- 
nen somit in ihren Motiven anvisiert. 
Weitere Untersuchungen gerade auf die- 
sem umstrittenen Feld unseres Erzie- 
hungswesens hätten damit einen realisti- 
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| schen Ausgangspunkt und sie sollten vor- 
" dringlich gefördert werden. 


Recht gründlich ist schon der »Rollenpro- 
blematik des Lehrerberufs« nachgegan- 
gen. Der Verf. dieser Studie, Janpeter 
Kob, versteht den Rollenbegriff zwar an- 
fangs psychologischer als Darendorf bei 
seinem Versuch, ihn in die Diskussion in 
Deutschland einzuführen. Aber er kommt 
dann doch dazu, die Erwartungen und 
Ansprüche zu untersuchen, die heute vor- 
nehmlich von den Eltern an die Lehrer 


‚gestellt werden. Sein Ergebnis führt den 


Leser zu dem Eindruck, daß das Gefühl 


des Unterprivilegiertseins, das Kob bei 
. den Lehrern feststellt und das er für un- 


berechtigt hält, doch sehr wohl zu ver- 
stehen ist. Zwar sind Industrialisierung 


und Pädagogisierung ineinandergreifende 
- Tendenzen . und die 


Erziehungsberufe 
werden auf der Prestigeskala erstaunlich 
hoch eingestuft. Aber damit dient die 


scheinbar exakte Befraguug einer gesell- 


schaftlichen Heuchelei. Die gleichzeitige 


'Kommerzialisierung und die Rangord- 
“nung des öffentlichen Haushaltsdenkens 
‚müssen beim Lehrer zu einem Unbehagen 


führen, zumal ihn seine exponierte Stel- 


3a lung einer immer stärkeren Direktheit 


der Ansprüche ausliefert. Sie sind aber, 
wie die Untersuchung von Kob ersibt, 
weitgehend verfehlt. Die erzieherische 


"Funktion des Lehrers wird praktisch erst 
dann anerkannt, wenn es zu spät ist, 
‘ wenn er korrigieren soll, was durch das 


Elternhaus verdorben ist, wenn eine sy- 
stemgerechte Leistungsbewältigung nicht 
gelingt. Da die Kriterien des pädagosi- 
schen Erfolgs oder Mißerfolgs aber selten 
in der Situation, wie es angebracht wäre, 
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sondern meist in den Personen gesucht. 
werden, diese Maßstäbe aber der Einheit- 


lichkeit entbehren müssen, darf der 
Drang der Lehrer nach einer außerpäd- 
agogischen, fachlichen Orientierung ihres 
Berufsverständnisses nicht wunderneh- 
men. / 

Daß dabei der derzeitige Mangel an Leh- 
rern eine Übergangserscheinung ist, ver- 
sucht Hasso von Recum in seinem Auf- 
satz »Volksschullehrerberuf und soziale 
Mobilität« mit dem Hinweis zu begrün- 
den, wegen der neuen erhöhten Einstu- 
fung des Ausbildungsganges müsse erst 
ein neues Rekrutierungsfeld erschlossen 
werden. Hier reicht aber die soziologische 
Betrachtungsweise genausowenig aus wie 
bei der Beurteilung der Einsichten, die die 
Untersuchung von Kob erbracht hat. So- 
lange keine angemessenen Rollenerwar- 
tungen an den Lehrer gerichtet werden, 
solange er mit Anforderungen rechnen 
muß, die weder Eltern vor sich selbst 
rechtfertigen können, noch eine Erzie- 
hungssituation entstehen lassen, darf man 
auch nicht von Lehrern erwarten, daß sie 
die objektiv gegebene Aufgabe erfüllen, 
ja, man wird befürchten müssen, daß ge- 
rade diejenigen, die als Erzieher geeignet 
erscheinen, sich dem Lehrberuf gar nicht 
zuwenden. Die Wirkung institutioneller 
kulturpolitischer Maßnahmen wird im- 
mer abhängig bleiben von dem gesell- 
schaftlichen Normensystem. Geprägt von 
elterlicher Egozentrik und der falschen 
Vorstellung, der Schulbesuch entscheide 
für das Leben, setzt es den Lehrer Zumu- 
tungen aus, die eine Soziologie der Schule 
so deutlich wie möglich analysieren sollte. 


Hannover Hans Tietgens 


360 


POLITIK UND STRATEGIE . 
IM ZWEITEN WELTKRIEG 


Artisır Bryant: Sieg im Westen (1943 
bis 1946), Aus den Kriegstagebüchern 
des Feldmarschalls Lord Alanbrooke, 
Chef des Empire-Generalstabs. 557 S., 
138 Abb., 6-Ktn., Droste-Verlag, Düssel- 
dorf 1960. 


John Toland: Ardennenschlacht. 423 S., 
Alfred Scherz Verlag, Bern-Stuttgart- 
Wien 1960. 


Frido von Senger und Etterlin: Krieg in 
Europa. 459 S., Verlag Kiepenheuer & 
Witsch, Köln-Berlin 1960. 


Von dem für die Zusammenhänge von 
Politik und Kriegführung Großbritan- 
niens sowie für die Kontroversen zwi- 
schen der britischen und amerikanischen 
strategischen Planung im Zweiten Welt- 
krieg bedeutsamen Werk von Arthur 


Bryant liest nunmehr auch der 
zweite, abschließende Band in der 
deutschen Ausgabe vor!). Umschloß 


der erste die. frühen Kriegsjahre bis zur 
»Kriegswende« ?), so setzt der zweite mit 
der alliierten Landung in Italien im Sep- 
tember 1943 ein und endet mit der Ver- 
abschiedung Lord Alanbrookes als Chef 
des Empire-Generalstabs im Juni 1946. 
Er umfaßt damit die strategischen Ent- 
schlüsse der Westalliierten, die für die 
Herausbildung “der Nachkriegssituation 
in Europa und Ostasien entscheidend 
wurden. 

Stärker noch als im ersten Band hat 
sich B. auf die Tagebuchnotizen Alan- 
brookes gestützt, die gegenüber den 
Nachkriesskommentaren des Feldmar- 
schalls (wiederum klar von ersteren un- 
terschieden) und dem eigenen verbinden- 
den Text den weitaus größten Teil des 


1) Englische Originalausgabe: Triumph in the 
West 1943—1946, 1959. 


2) Vgl. NPL, III/1958, Sp. 626 ff. 
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- Bandes einnehmen. Dies .E 
begrüßen wie die Tatsache, daß B. für: re: 


seinen eigenen Text die Bände der offi- 


ziellen britischen »History of the Second 
World War« (Reihe: Grand Strategy) her- R 
angezogen hat (ferner die Memoiren der 


bedeutendsten britischen und amerikani- 
schen Staatsmänner und Militärs), so daß 
der Niveauunterschied 
Aussagewert der Tagebuchnotizen und 


des Zwischentextes nicht so groß ist 5 
wie beim ersten Band, bei dem B. selbst 


eine veraltete Sekundärdarstellung in 
der Hauptsache zu Rate zog. Dagegen 
kann das in. dem vorliegenden Band ge- 
wählte Verfahren, die Weglassungen 


beim Zitieren der Tagebücher Alanbroo- = 2 
kes nicht mehr zu kennzeichnen, weil 


einige Kritiker des ersten Bandes unzu- 
treffende Schlüsse aus dem wissenschaft- 
lich allein vertretbaren korrekten Ver- 


fahren zogen, nicht gebilligt werden. Die 


Lösung, »das Weglassungszeichen nur an- 
zuwenden, wo wesentliche oder wichtige 
Stellen ausgelassen sind«, ist unbefriedi- 
gend. 


Wie schon der erste Band, so verdient‘ 
auch dieser ein doppeltes Interesse. Ne- 


ben den behandelten sachlichen Proble- 
men, den Fragen der Entstehung der 
grundlegenden strategischen Entschlüsse 


und dem Zusammenwirken von politi- 


scher Führung und militärischen Füh- 
rungsstäben, sind es die — selbstver- 
ständlich subjektiv gefärbten. — Charak- 
teristiken der verschiedenen Persönlich- 
keiten, die aus den Tagebuchnotizen 
Alanbrookes hervortreten und die ihrer- 
seits wieder Schlüsse auf die Persönlich- 
keit des Feldmarschalls selbst gestatten. 
Wie schon im ersten Band steht dabei im 


Mittelpunkt die überragende Gestalt des, 


Premierministers Churchill, der als Ver- 
teidigungsminister Alanbrookes Vorge- 
setzter war und dessen eigenwillige Pläne 
dem Generalstabschef das Leben schwer 


machten. Doch kam es »im Gegensatz zu 
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ist ebenso zu 


zwischen dem. 
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AT 


dem Altokrateh, der die ae Str te- 
>. irreleitete, nicht ‚einmal vor, daß er 


2 er zu ed (S. 22). 


;o überwiegt bei aller Schärfe der Kritik 
im ganzen doch die Bewunderung Alan- 
 brookes für Churchill — so scheint es 
jedenfalls, denn im Gegensatz zum ersten 
"Band fehlen »radikale« Äußerungen des 
 Feldmarschalls. Es ist zu hoffen, daß sie 
nicht dem Rotstift B.s zum Opfer gefal- 
len sind, der bei Erscheinen des ersten 
I andes seinerseits von Teilen der öffent- 
ichen Meinung kritisiert wurde, die die 

‚Churchill-Legende : pflegten. Immerhin 
wird deutlich, wie sehr »die riesige Last, 
ie er den Krieg hindurch tapfer getra- 
en hatte«, Churchill allmählich im Früh- 
jahr und Frühsommer 1944 zu erdrücken 
‘drohte. Diese mit den Nachwirkungen 
iner Lungenentzündung zusammenhän- 
gende Krise in der Vitalität Churchills, 
"die sich erst später voll wieder entfalten 
onnte (am stärksten im Frühjahr 1945), 
führte — in Verbindung mit dem gerade 
35 ‚ in dieser Zeit (Mitte 1944) ganz zur Gel- 


'rikanischen Kriegsbeitrages in Europa — 
$ dazu, daß der alliierte Oberbefehlshaber 
’ kisenhower eine Bedeutung gewann, die 
über das rein Militärische weit hinaus- 
. ging und im März 1945, als Churchill seine 
volle Kraft zurückgewonnen hatte, so 
„stark war, daß er selbstherrliche Ent- 
schlüsse zu fassen in der Lage war, die in 
der Folge verhängnisvolle Auswir- 
kungen zeitisten. Gegenüber der ätzen- 
den Kritik Montgomerys an Eisen- 
_ \hower wirkt freilich die Alanbrookes ge- 
 mäßigter und ausgewogener. Sie lautet in 
- der Sprache des Tagebuchs: »Kein wirk- 
‚licher Führer, der Gedanken, Pläne, 
Kräfte und Richtung bestimmt oder lenkt. 
“ Eben ein Koordinator, ein guter Mischer, 
R ein Verfechter interalliierten Zusammen- 
: wirkens, und in dieser Hinsicht können 
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in -der Sprache des Nachkriegskor 
»Ein vollkommener Meister in der 


tung kommenden Übergewicht des ame- 


tars: 
Behandlung Alliierter, völlig unparteiisch 
und infolgedessen das Vertrauen aller ge- 
nießend. Eine bestrickende Persönlichkeit 
und ein guter Koordinator. Aber kein 
wirklicher Befehlshaber« (S. 193). 


Aus der Fülle der sachlichen Probleme, 
über die dieser Band neue Aufschlüsse 
bietet, seien im folgenden nur einige we- 
nige von allgemeinerem Interesse ge- 
nannt. Auch durch die Aufzeichnungen 
Alanbrookes und die verbindenden Ab- 
schnitte B.s wird nicht restlos klar, was 
es mit den viel diskutierten Balkanplänen 
Churchills auf sich hatte und in welcher 
Weise der Generalstabschef sie mit mili- 
tärischen Argumenten förderte bzw. 
bremste. Im großen war es das strategi- 
sche. Grundkonzept Alanbrookes, durch 
einen alliierten Angriff im Mittelmeer- 
raum mit Schwerpunkt Italien möglichst 
viele deutsche Kräfte in diesen Raum zu 
ziehen, ehe die entscheidungsuchende 
Invasion in Frankreich im Zusammen- 
wirken mit einer sowjetischen General- 
offensive den Zusammenbruch Deutsch- 


lands von West und Ost herbeiführte. Im 


Gegensatz dazu hielt die amerikanische 
politische und militärische Führung den 
alliierten Fesselungsangriff im Mittel- 
meerraum für überflüssig, ja für kräfte- 
zersplitternd und wollte von vornherein 
im direkten Stoß nach Frankreich hinein 
— unter Zusammenfassung aller Kräfte 
— die Entscheidung erzwingen. Die ame- 
rikanische Führung hielt die militärische 
Begründung des britischen Planes nicht 
für ausschlaggebend, sondern vermutete 
politische Ziele, die Churchill auf dem 
Balkan hegte. Gegen diese Unterstellun- 
gen hatte bereits Churchill in seinen Me- 
moiren (Bd. V, 2, S. 29 ff.) heftig prote- 
stiert und dargelegt, daß er eine „Massen- 
invasion des Balkans« stets abgelehnt und 
sich in dem umstrittenen Zeitraum des 
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we. vereinbarten 
2 Verteilungsschlüssel 
Kräfteverteilung im Mittelmeer — %/ı0 für 


für die alliierte 
Italien, !/ıo für Korsika und Yıo für das 
östliche Mittelmeer — festgehalten würde. 
‚Ziel aller Anstrengungen, Rhodos zu ge- 
winnen und in der Ägäis Fuß zu fassen. 
sei es gewesen, die Türkei auf die alliierte 
Seite herüberzuziehen, »Rußland die 
rechte Hand zu reichen und ihm das Ma- 
terial für seine Armeen auf einer weit 
weniger kostspieligen, ‚schnelleren und 
viel ergiebigeren Route zuzuführen als 
über das Eismeer und den Persischen 
Golf«, kurz, eine ausschließlich militäri- 


‘sche Zielsetzung in der Absicht, den so- 


wjetischen Verbündeten Be unter- 
stützen zu können. 


Nach B.-Alanbrooke — jr. ist gerade 
an dieser Stelle (S. 59£.) der Anteil des 
Verf. und des Tagebuchschreibers nicht 
klar zu trennen — sieht es nun so aus, daß 
Churchill hoffte, »es Könnte durch einen 


“ phantasievoll erfinderischen Einsatz klei- 


nerer Landungstruppen möglich sein, die 
bereits mächtigen Partisanen-Erhebun- 
gen auf dem Balkan zu einer Lawine an- 
wachsen zu lassen. Dies, so glaubte er, 
könnte das Gerüst der Naziherrschaft in 
Osteuropa (gemeint ist wohl Südost- 
europa. Der Rez.) zum Einsturz bringen 
und einen Sturmangriff auf Hitlers Fe- 
stung vom Westen her überflüssig ma- 
chen«. Churchill, »tief human und zu- 
gleich mit außerordentlicher Vorstel- 
lungskraft begabt«, habe im Westen Blut- 
bäder wie im Ersten Weltkrieg befürch- 
tet; sie zu vermeiden, sei das Hauptmotiv 
für seine militärisch nie völlig durchdach- 
ten Balkanpläne gewesen. Zwar hatte 
auch Alanbrooke starke Befürchtungen 
hinsichtlich eines Mißlingens der Inva- 
sion (das im übrigen selbst von Eisen- 
hower einkalkuliert wurde), gerade daher 


"trat er aber für eine gründlich überlegte 


Planung im Mittelmeerraum mit Konzen- 
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i tion: auf a in Italien ein, um. 


später dann Gen nach seiner Meinung un-. Y 


umgänglichen " Entscheidungsschlag der 


Invasion mit größtmöglicher Sicherheit £ 


zum Erfolg zu führen. In diesem Sinne 
wurden die auf seiner Konzeption auf- 
bauenden, grundlegenden strategischen 


Empfehlungen des »Komitees der Stabs- o* Bi: 


chefs« vom 11. 11. 1943 abgefaßt (S. 69 £f.), 


die schließlich auch von der amerikani- + 


schen Führung grundsätzlich akzeptiert e 


wurden, so daß der Mittelmeerraum en: 


strategischer Ablenkungsraum erhalten 
blieb. 


Has 


Hatte sich damit die britische strategische N 


Konzeption gegenüber der amerikani- } 


schen durchgesetzt, so wandelte sich das ' “ 


Verhältnis im Sommer 1944 entscheidend 


zugunsten der amerikanischen Seite, und 


Alanbrooke geriet in die Rolle, immer 
wieder erfolglos auf militärischer Ebene 


opponieren zu müssen, so wie es auf poli- 


tischer Ebene die Tragödie Churchills 
wurde, trotz besserer Einsicht in die Si- 


tuation in Europa nur die Rolle der Kas- 


sandra spielen zu können, da er mit sei- 


nen Ideen nicht mehr durchdrang. Das 


wird an Hand des Tagebuches von Alan- 
brooke erstmals bei der interalliierten 


ER 


Diskussion von Mai bis August 1944 deut- 


lich, als es um die Frage ging, ob die an 
sich lange vorher geplante, aber auf 
Grund der veränderten günstigen Lage 
im Westen eigentlich überflüssig gewor- 
dene Landung in Südfrankreich tatsäch- 
lich durchgeführt werden oder ob man 
nicht stattdessen die vorhandenen Reser- 
ven im Mittelmeerraum besser in Italien 
einsetzen sollte, um, wie es Churchill 
plante, über die Po-Ebene und die Lai- 
bacher Senke in Richtung auf Wien vor- 
zustoßen. 

Während über die Balkanpläne Churchills 
von 1943 trotz seiner Memoiren und jetzt 
der entsprechenden Abschnitte dieses 
Bandes noch immer nicht die letzte Klar- 
heit herrscht, sind diese auf Wien gerich- 
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En srößere 


BR A ber 


teten Pläne des Premierministers an sich _ 


schon seit dem Erscheinen von Churchills 
Memoirenwerk bekannt. Erst jetzt jedoch 


25 wird vollends deutlich, daß hier der ent- 
E 'scheidende Wendepunkt in dem bisher im 
ganzen führenden Einfluß der englischen 


Seite auf die alliierte Kriegführung in 


= "Europa erreicht war undnunmehr.die Füh- 
rung auf die amerikanische Seite über- 


ging, gerade zu einem Zeitpunkt, da die 
»Europanähe« Englands diesen 
Einfluß notwendiger denn je machte. Der 


j damit beginnende Abschnitt der alliierten 
Strategie unter amerikanischer Lenkung 


führte auf dem europäischen Kriess- 


% ‚schauplatz über die verpaßte Chance im 


Herbst 1944, dem bereits zusammengebro- 
chenen deutschen Westheer den Todes- 


 stoß zu versetzen, und über die Krise an- 


. läßlich der Ardennenoffensive Hitlers im 


Dezember 1944 zu der verfehlten Planung 


.des Deutschlandfeldzuges mit dem viel zu 
stark angesetzten rechten Flügel, der nach 
_ Süddeutschland vorstieß, um das imagi- 
 näre »Reduit« in den Alpen zu erobern. 


Den Höhepunkt der Kritik Alanbrookes, 
die damals kaum mehr eine Wirkung er- 
zielte, seitdem Eisenhower die unmittel- 
bare Kriegführung im September 1944 


. ganz in die eigene Regie genommen hatte, 


bildet dabei das eigenmächtig, ohne Füh- 
lung mit der politischen Führung — je- 
denfalls Englands — und dem britischen 


" Generälstabschef abgesandte Telesramm 


Eisenhowers an Stalin vom 29. 3. 1945, in 
dem er eine Koordinierung der westalli- 
ierten und der sowjetischen Operationen 
vorschlug und gleichzeitig mitteilte, daß 
er seine Streitkräfte an der Elbe halten 
lassen werde, um »dort die Russen zu 
erwarten« (S. 441). Die prompt eintref- 
fende Antwort Stalins begrüßte diesen 
Entschluß. Berlin, so meinte er, habe 
»seine frühere strategische Bedeutung 
verloren«, und das sowjetische Oberkom- 
mando plane jetzt, gegen die Stadt nur 
zweitrangige Truppen anzusetzen, und 
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Berlin in krassem Widerspruch stehenden 


Behauptung Stalins, die Eisenhower in 


seinem Entschluß bestärkte, stand — So 
meint Bryan-Alanbrooke- (wieder ist der 
Anteil beider nicht eindeutig zu trennen) 
— die weitere Entwicklung in Mittel- 
deutschland endgültig fest. Alanbrooke 
nennt Eisenhowers direktes Herantreten 
an Stalin eine »Usurpierung von Autori- 
tät«, doch blieb es für ihn und für Chur- 
chill bei ohnmächtigen Protesten. Der 
Tiefpunkt des britischen Einflusses auf 
die alliierte Kriegführung war erreicht. 
Relativ wenig Neues berichtet Alanbrooke 
über die großen alliierten Konferenzen 
von Kairo, Teheran, Jalta und Potsdam. 
Wesentlich für die Korrektur der meist 
viel zu stark den Vorgängen auf dem euro. 
päischen Kriegsschauplatz verhafteten 
zeitgeschichtlichen Vorstellungen sind die 
Einsichten, die die Aufzeichnungen von 
den Zusammenhängen der verschiedenen 
Kriegsschauplätze in Europa und Asien 
sowie im Pazifik vermitteln. Selbst in den 
Zeiten, als das Hauptaugenmerk des bri- 
tischen Generalstabschefs auf die Inva- 
sions- und Mittelmeerfront gerichtet war, 
verlor er doch niemals Indien und Burma; 
China und Singapore, Australien und 
Neu-Guinea aus den Augen. Die Wechsel- 
wirkung der verschiedenen Schauplätze 
auf die wirklich globale Strategie der 
Alliierten tritt eindeutig hervor. 

Von den vielen Einzelheiten, die die Lek- 
türe dieses Bandes trotz mancher Breite 
so fesselnd machen, sei abschließend nur 
noch die Szene hervorgehoben, von der 
Alanbrooke unter dem-23, 7. 1945 kerich- 
tet, als die amerikanische Meldung über 
das erfolgreiche Atom-Experiment bei 
den in Potsdam versammelten Alliierten 


und bei der britischen Delegation einging. 


Churchills erste Reaktion lautete, »daß 
wir jetzt etwas in der Hand (hätten), das 


368 


dies auch nicht vor Mitte Mai. Mit dieser _ 
zur tatsächlich schon am 16. April folgen- 
den sowjetischen Großoffensive gegen 


das Gleichgewicht mit den Russen wie- 
‚derherstellt« (S. 475). »Das Geheimnis 


RE 


. dieses Sprengkörpers und die Macht, ihn 


zu benutzen, werde auch das seit der 
deutschen Niederlage ins Treiben gerate- 
ne diplomatische Kräfteverhältnis völlig 
verändern« (S. 475 £.). 


Die Unmittelbarkeit der Tagebuchauf- 
zeichnungen Alanbrookes, die bei aller 
subjektiven Sicht und Begrenztheit des 
Augenblicks dem Historiker doch mehr 
geschichtliche Atmosphäre vermitteln als 
ein bloßes Aktenstudium, andererseits 
nicht dadurch belastet sind, daß nachträg- 
lich Erkanntes untergemicht wurde, wie 
es bei Memoiren mehr oder weniger be- 
wußt oder unbewußt unvermeidlich ge- 
schieht, beweist einmal mehr die Notwen- 
digkeit, beides, unmittelbare persönliche 
Aufzeichnungen und Dokumente, mitein- 
ander zu verbinden, wenn man ein wirk- 
lichkeitsgetreues Bild eines Abschnittes 
der jüngsten Vergangenheit gewinnen 


will. 
* 


‘Ein Zwischenakt im alliierten Feldzug 


- von der Normandie bis zur Elbe, Hitlers 


Ardennenoffensive im Dezember 1944 und 
der amerikanische Abwehrkampf in Süd- 
ostbelgien, die sich in den Tagebuchnoti- 
zen Alanbrookes als ein Abschnitt in der 
britisch-amerikanischen Auseinanderset- 
zung um Planung und Führung des Feld- 


. zuges widerspiegeln, ist als Kampfgesche- 


hen Gegenstand eines von dem Amerika- 
ner John Tolıand verfaßten »Tatsachen- 
berichts« geworden?°). Er gehört ohne 
Zweifel zu den besseren Vertretern dieser 
umstrittenen Darstellungsform zwischen 
Dichtung und Geschichtsschreibung, zwi- 
schen Reportage und dramatisch-epischer 
Gestaltung, die sich immer noch steigen- 
der Beliebtheit erfreut und eine viel grö- 
Bere Breitenwirkung erzielt als ernsthafte 
The 


3) Amerikanische Originalausgabe: Battle: 


Story. of the Bulge, 1960. 
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zeitgeschichtliche Arbeiten, eine Darstel- 
lungsform, bei der es immer schwer fällt, 
den richtigen Maßstab für eine gerechte 
Beurteilung zu finden. 


Im vorliegenden Falle ist es dem Verf. gut - 


gelungen, die Atmosphäre des Kampfes 
an der Front, bei 


alliierte, vor allem die amerikanische Sei- 


te, wo namentlich die in Panik und Hyste- ec. 


rie ausartende Wirkung der geheimnis- 
umwitterten Hitleroffensive auf die Etap- 


pe bis nach Frankreich hinein deutlich 


hervortritt.. In beschränkterem Mäße 
kann es auch für die deutsche Seite gesagt 


werden, Der Verf. hat sich um Objektivi- 


tät und Gerechtigkeit bemüht, etwa auch 
gegenüber den Sonderunternehmen Skor- 


zenys und v. d. Heydtes, doch ist die Si- = 


tuation in ihrer ganzen gespenstischen 


Unwirklichkeit, wie sie namentlich bei 


Hitler herrschte und wie sie sich auf alle 
Maßnahmen bis 
nicht deutlich genug. eingefangen, der 
Charakter des Unternehmens nicht. ein- 
deutig ausgesprochen worden. 


den rückwärtigen 
Dienststellen und im Hinterland einzu- 
fangen. Im vollen Maße silt dies für die 


ins kleinste auswirkte, - 


Seltsam-befremdlich muten die in direk- 


ter Rede wiedergegebenen Gespräche Hit- 
lers und der deutschen Befehlshaber an. 
Hitlers Aufenthaltsort während der Ar- 
dennenoffensive wird ständig wechselnd 
mit Berlin, »Wolfsschanze« und Ziegen- 
berg (was allein zutreffend ist) angegeben. 
Ernster fällt ins Gewicht, daß trotz aller 
in den locker gefügten Szenen gut einge- 
fangenen Atmosphäre des Kampfes nicht 
auf höherer Ebene deutlich wird, daß es 
sich bei der Ardennenoffensive um einen 
Verzweiflungsakt der bankerotten Hitler- 
schen Strategie handelte, (dessen katastro- 
phaler und verlustreicher Ausgang ange- 
sichts des Kräfteverhältnisses im großen, 
zumal.bei der überspannten Zielsetzung, 


von vornherein feststand, der die letzten 


deutschen Reserven verbluten ließ, dieEnd- 
katastrophe nur hinauszögerte und durch 
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mit all seinen Folgen Hatsıtbeschwroß 
SR Mögen manche Übertreibungen, die den 


Eisenhower »und noch ein paar Einge- 
weihte wußten, daß deutsche Wissen- 
schaftler möglicherweise kurz vor der 
Fertigstellung einer Atombombe standen. 
‚Vielleicht hatte die ganze Offensive nur 
den Zweck, diesen Wissenschaftlern noch 
‚ein wenig Zeit zu verschaffen« (S. 184). 
Mit dieser Behauptung, die, nimmt man 
sie “wörtlich (da die Distanzierung durch 
‚den Autor nicht erkenntlich ist), geschicht- 
lich absolut falsch ist (bekanntlich wurden 
‚die Vorarbeiten 1942 eingeschränkt und 


ir 


gefährliche Legende zu neuem Leben er- 
weckt. Trotz des zweieinhalbjährigen 
Quellenstudiums«, das der Verf. für die 
bfassung dieses »„Tatsachenberichtes« 
betrieben haben soll — leider fehlt ein 
x Quellen- und Literaturverzeichnis _, 
" bleibt daher das Ergebnis vom Inhalt- 
lichen her in mancher Hinsicht problema- 
tisch, sobald die Schilderung die unmittel- 
bare Kampfsphäre verläßt und sich zu 
allgemeinen strategischen oder gar ins 
_ Politische hineinragenden Fragen des 
Zweiten Weltkrieges vorwagt. 
* 


Memoiren sind auf anderer Ebene ähnlich 
umstritten wie »Tatsachenberichte«. Der 
kritische Leser tut gut, ihnen stets mit 
“ Vorbehalten zu begegnen, die meist allzu 
IM berechtigt sind. Umso erfreulicher ist es, 
Et, auf die wenigen Ausnahmen hinzuweisen, 
die nicht zu der Gruppe der mehr oder 
minder ausgeprägten Rechtfertigungs- 
_ schriften gehören. Von der Fülle der mili- 
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Ausnahmen. In ihnen nehmen die Erinne- 
rungen des Generals der Panzertruppen 
a.D. von Senger und Etterlin 
einen hervorragenden Platz ein. Selbst 
wer an das Werk dieses klugen und be- 
sonnenen Offiziers und Militärschriftstel- 
lers schon mit besonderen Erwartungen 
herangegangen ist, wird überrascht durch 
gedankliche Klarheit und Tiefe dieses 
Bandes. Hier schreibt ein Mann, dessen 
ethische Haltung und deutliche Ablehnung 


des Hitlersystems »damals«schonüber alle 


Zweifel erhaben war und der sich hoher 
Achtung über die Grenzen Deutschlands 
hinaus erfreut. S. u. E., der geistig ent- 
scheidend durch Studienjahre in Oxford 
1912—14 geprägt wurde und der sich 
selbst als »Zufallsoffizier« bezeichnet — 
er ließ sich im Ersten Weltkrieg aktivie- 
ren —, ist ein Soldat eigener Art, dessen 
innere Unabhängigkeit jede Zuordnung 
zu einem »Typ« ausschließt und der durch 
die Weite seiner geistigen Interessen in 
jeder Beziehung einen Sonderfall dar- 
stellt. 


Die kriegsgeschichtlichen und militärwis- 
senschaftlichen Teile seines Werkes, in 
denen der Verf. u. a. über seine Eindrücke 
in Italien 1940/41 berichtet — wo er als 
Chef des Verbindungsstabes der deutsch- 
französischen und  italienisch-französi- 
schen Waffenstillstandskommission weil- 
te —, seine Führung der 17. Panzer-Divi- 
sion bei dem Entsatzvorstoß in Richtung 
auf Stalingrad im Dezember 1942 dar- 
stellt, eine exakte Darstellung der Vertei- 
digung Siziliens im Juli 1943 an Hand von 
Tagebuchaufzeichnungen des von S. u. E. 
geführten deutschen Verbindungsstabes 
beim italienischen Armeeoberkomman- 
do 6, der Räumung Sardiniens und Kor- 
sikas und der Schlachten von Monte 
Cassino gibt, die S u. E. als Kar. 
General des XIV. Panzer-Korps verant- 
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hören im Grass nur. "wenige zu diesen =: 


ur schildert, seien. Bier nur summarisch er- 


wähnt. 'Sie. verdienen eine gründliche 
Auswertung durch die kriegsgeschicht- 
liche Forschung. Ebenso kann auf das vor- 
zügliche knappe Kapitel über die strategi- 
schen Kontroversen der Alliierten, das 
sich auf die amtlichen amerikanischen und 
britischen Darstellungen stützt, nur hin- 
gewiesen werden. 


Etwas näher soll jedoch auf den Schluß- 
teil eingegangen werden. Hier nimmt 
S. u. E. zu den »Ursachen der Nieder- 
lagen Hitler-Deutschlands« Stellung und 
berichtet zudem über seine Eindrücke 
in den deutschen Offiziersgefangenen- 
lagern 1945/46. In seiner Analyse der 
deutschen Katastrophe ist nichts von 
der Zweideutigkeit und den Hypothe- 
sen enthalten, die in so manche militä- 
rischen Memoiren Eingang gefunden ha- 
ben. Der Verf. kritisiert nicht nur in der 
 »üblichen« Weise Hitler und seine Metho- 
den der Kriegführung, sondern greift bei 
seiner Stellungnahme tiefer. Auch »das 
Volk erfaßte die Lage nicht so, wie es zur 
Einschätzung seiner Kräfte wünschens- 
wert gewesen wäre ... Das Volk glaubte 
an die Möglichkeit, durch eine geniale 
Führung auch unter ungünstigen Kräfte- 
verhältnissen entscheidende Siege errin- 
gen zu können. Diesen Irrtum teilte auch 
der Generalstab Der Generalstab 
spielte lange mit dem Gedanken, durch 
gründliche Absetzbewegungen das Gesetz 
des Handelns wiederzugewinnen. Hitlers 
dilettantische Führung überspielte dies 
Bestreben. Aber der Generalstab ver- 
kannte auch, daß die Zeiten vorüber wa- 
ren, in denen durch große . Umfassungs- 
‚schlachten Kriege gewonnen werden 
konnten, und daß die Herrschaft über die 
Meere, die stärkere Koalition und das im- 
mer wachsende Rüstungspotential letzt- 
lich ausschlaggebender sind als ein Dut- 
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ren auch ‘nicht reine Amateure waren« 
(S: 422 ff.). Ohne andere Generale mit Na- : 
men zu nennen, übt S. u. E. hier eindeutig 
Kritik an denen, die heute noch die These £ % 
vertreten, ohne Hitlers starre Haltestrate- 
gie wäre durch ein geschicktes »Operie- 
ren« der Krieg zu gewinnen oder durch 
ein militärisches Remis zu beenden gewe- 5 
sen: »Es heißt, auch unabhängig von der 
katastrophalen Staats- und Kriegführung 
Hitlers zu einem klaren Urteil zu kom- 


men. Bei der in beiden Weltkriegen gege- 


benen Ausgangslage konnte auch eine 
andere, freiere Führung in Deutschland 


keinen Krieg gewinnen« (S. 428). Mag man 
mit manchen Urteilen und Einzelauffas- 


sungen des Verf, in diesem Kapitel auch 


nicht übereinstimmen (etwa mit der Über- 


schätzung der Oppositionsrolle des Frhrn. 
v. Fritsch), so zeigt das Werk im ganzen 


doch wie kaum ein anderes Memoiren- 


werk die klare und entschiedene Urteils-. 
fähigkeit seines Verf. Hervorzuheben sind 


auch die eindeutige — sich keineswegs auf RR 


eine formale, heute vielfach übliche Stel- 


lungnahme beschränkende — Verurtei- 
lung des Antisemitismus und der Juden- _ 
vernichtung durch die Machthaber des . 


»Dritten Reiches« und die volle Würdi- 


sung der Tat des 20. Juli. All dies wirkt 
nicht als Einschub in eine sonst trockene R BRIE: 
kriegsgeschichtliche Darstellung, sondern 


ist eng mit der Grundhaltung des Ye 
verbunden. 


Besondere Beachtung schließlich verdient 
auch die Schilderung der Gespräche 
und Diskussionen 
lagern in Italien und England. S. u. E. 
charakterisiert treffend die drei Gruppen, 
die sich damals stets herausbildeten: die 
Gruppe derer, die bewußt mit dem Sy- 


stem abrechneten und Konsequenzen zo- 


gen, zum großen Teil aus alten Gegnern 
des Regimes bestehend und daher in Ge- 
fahr, sich gegenüber den anderen abzu- 
kapseln, die Gruppe der großen Mehrheit, 
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in den Generals- 
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sten Deutschen vertrat, und drittens die 
verstockten Anhänger Hitlers. S.u.E. be- 
gnügt sich jedoch auch hier nicht mit die- 

& f ‚ser Gegenüberstellung, sondern wendet 
‚sich klar gegen die »unechten« Gegner 

‘ Hitlers, die sich nur deshalb gegen ihn 
wandten, »weil sie sich selbst imstande 
 - wähnten, ohne Hitlers Einmischungen 
. Fehler in der Kriegsführung zu vermei- 
den und den Krieg selbst womöglich noch 
zu gewinnen. Ein solcher unechter Gegen- 
satz zu Hitler, der nur seinen Mangel an 
= Kompetenz meinte, belastete die deutsche 
- Situation sowohl im Kriege als auch nach 
dem Kriege« (S. 451£.). Schließlich weist 
vs der Verf. auf die Problematik einer Grup- 
pe von »echten« Hitler-Gegnern hin, die 
— vornehmlich Anhänger der konstitutio- 
. ..nellen.Monarchie — den »Defekt« zeigten, 
»„das Schwergewicht der Staatsform der 
Exekutive auszuliefern«, damit aber gei- 
stig den »Nährboden einer Untertanenge- 
sinnung« förderten, »ohne die Hitlers ano- 
male Diktatur nie möglich gewesen wäre«. 
 »»Aus diesem Grunde fühlte ich für- viele 
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2. die die durchschnittliche Haltung der mei- 


Te i - 
“ » 


- an ee U ee R 
meiner Kameraden tiefes Mitl 


Solche Demokratie lehnt jeden mystischen 
Führerkult ab und verließ sich darauf, 
durch einen unablässigen und fairen gei- 
stigen Kampf zu Entschlüssen von gesun- 
dem Menschenverstand zu gelangen« 
(S.- 453). 


Ebenso klar wird die Erkenntnis der eige- 
nen Schuld und des eigenen Versagens 


ausgesprochen: Mit Recht kann der Verf. » 


sagen, »daß sich die wissenden Gegner 
Hitlers schuldiger gemacht hatten als sei- 
ne unwissenden Anhänger«. »Mit Recht« 
besteht der Vorwurf, »daß wir die Lage 
hätten erkennen und etwas für die Liqui- 
dierung des Krieges hätten tun müssen« 
(S. 458). Es sind dies nur wenige Splitter 
einer Gedankenkette, die in ihrer inneren 
Geschlossenheit und Konsequenz vonder 
hohen geistigen und sittlichen Warte 
zeugt, von der aus dieses Erinnerungs- 
werk verfaßt ist. 


Darmstadt Andreas Hillgruber 


Ä Ä eid.Siehat- 
ten die größere Stärke der Demokratie nie 
kennengelernt wie ich in meiner Jugend. 
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Hinweise: KERSFee 

Georg von Huebbenet: Die rote Wirt- 

schaft wächst, Aufbau und Entwick- 

lungsziele des Comecon. 300 S., Econ- 

Verlag GmbH, Düsseldorf 1960. 
Die politische und auch ökonomische Ge- 
genwart steht in allen Teilen der Welt im 
Zeichen der Integration der Nationalstaa- 
ten in größere Blöcke. Der wirtschaftliche 
Großraum mit seinen Vor- und Nachtei- 
len, seinen Problemen und Widersprü- 
‚chen löst das Einzel- und kleinstaatliche 
Denken ab. Längst ist auch der Ostblock 
der unter politischer Führung der 
UdSSR stehende kommunistische Staa- 
tenblock — zu einem integrierten wirt- 
schaftlichen Großraum geworden. 
Bei uns in der westlichen Welt herrscht 
über den Grad wirtschaftlicher Integra- 
tion des Ostblocks, über die Art und Wei- 
se . dieser Integration selbst in Wirt- 
schaftskreisen Unklarheit. Zum Teil liegt 
das an den objektiv vorhandenen Sprach- 
schwierigkeiten, zum Teil aber auch ein- 
fach daran, daß wir den östlichen Groß- 
wirtschaftsraum schon politisch und wirt- 
schaftlich abgeschrieben haben. Diese 
Wissenslücke will Georg von Huebbenet 
mit seinem Buch über die wirtschaftliche 
Integration des Ostblocks schließen. Er 
hat sich zum Ziel gesetzt, nüchtern und 
- aufmerksam Geschichte und Gegenwart 
des »Comecon« — des »Rates für gegen- 
seitige Wirtschaftshilfe« — darzustellen. 
Man darf dem Verf. bestätigen, daß ihm 
dieser Versuch recht gut gelungen ist. 
In letzter Zeit häufen ‚sich die Arbeiten 
über den kommunistischen Teil der Welt. 
Vom Wunschdenken geleitet, mit mehr 
oder weniger Gewissenhaftigkeit, wird 
von einer Vielzahl z. T. bekannter Auto- 
ren Wirtschaft und Gesellschaft der kom- 
munistischen Welt und ihrer einzelnen 
Bestandteile gezeichnet. v.H.s Buch zeich- 
net sich vorteilhaft von anderen Publika- 
tionen aus: Mit nüchterner Sachlichkeit 
werden hier die Entwicklung, der Aufbau 


377 


und die Ziele des kommunistischen Groß-. 


wirtschaftsraumes gezeichnet. Wer sich 
über die wirtschaftliche Integration des 
Ostblocks, ihre Intensität und Form in- 
formieren will, sollte zu diesem Buche 
greifen. 


Der Verf. ist Journalist — das ist seine 


Stärke, andererseits auch seine und des B $) 
Buches Hauptschwäche. So brillant die 


Darstellungsweise an sich ist, so sehr ver- 


liert sie an Wert durch die Tatsache, daß 


im ganzen Buch nicht ein einziger Quel- 
lennachweis zu finden ist. Selbst der sehr _ 
wertvolle Anhang — Übersetzungen der 
»Comecon«-Satzungen etc. — verliert sei- | 
nen Wert, da auch hier der Quellennach- 
weis fehlt. Wissenschaftlich ist das Buch 
dadurch weitgehend entwertet. Der inter- 
essierte Wissenschaftler kann zwar das 
Buch zu seiner Information benutzen — 


da aber die wissenschaftliche Integrität Be: 


des Buches nicht gegeben ist, darf der 
Fachmann das Buch nicht als Quelle ver- 
wenden. In einer zweiten Auflage müßte 
dieser Mangel behoben werden. Auch... 
einige der aufgeführten statistischen Da- 
ten sind falsch. Da keine Quellen angege- 
ben sind, läßt sich nicht nachprüfen, ob 
Druckfehler oder Irrtümer vorliegen. So 
z. B. wird die Steinkohleförderung des 
Comecon-Blocks für 1959 mit 506,5 Mill. t 
angegeben (S. 44). Tatsächlich förderten 
die Comeconstaaten 1959 660,1 Mill. t, und 
die Zahl »506,5« ist allein die sowjetische 
Förderzahl (vgl. »Hospodafistvi sociali- 
stickych zemi v roci 1959«, in »Zahrenicni 
Obchod, Prag, Heft 6—7, Juni/Juli 1960, 
S. 39). 

Auch sieht v. H. zwischen dem Comecon 
der Stalinära und dem der Gegenwart 
keinen qualitativen Unterschied. Er führt 
lediglich das Stalinsche Desinteresse an 
einer stärkeren Integration an. Der 
Hauptunterschied aber ist, daß der Come- 
con unter Stalin ausschließlich der Aus- 
beutung der europäischen Ostblockländer 
durch die UdSSR diente, während heute 
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re Prognosen liefern sollen. Unsere 


Auf dem Mineralölgebiet ist das heie 
schon offenkundig. Bei Werkzeugmaschi- 
nen beginnt es sich abzuzeichnen. Wo 
noch? Diese Frage wird nicht beantwor- 
tet. Und trotzdem: Es gibt z. Zt. nichts 
esseres auf diesem Gebiet, und ungeach- 
et der kleinen Schönheitsfehler ist es für 
jeden ein Gewinn, H.s Buch gelesen zu 


Paul Zieber 


Joachim Joesten: Öl regiert die Welt, 
Geschäft und Politik. 544 S., Karl Rauch 
Verlag, Düsseldorf 1958. 


Das Erdöl ist dem Menschen seit Jahrtau- 
senden bekannt. Erst mit der Erfindung 
der Petroleumlampe in der Mitte des 
19. Jahrhunderts entwickelte sich ein Be- 
darf und damit eine Nachfrage nach Erd- 
öl; dessen eigentlicher Siegeszug begann 
mit der Erfindung und der weltweiten 
Anwendung des Verbrennungsmotors, 
mit der Verdrängung der festen Brenn- 
. stoffe in Industrie und Haushalt und 
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irtschaft braucht nicht nur gute Infor- 


1859 "wurde ‚erstmalig, nach Erdöl. 
bohrt, bis dahin konnten die. natürlichen 
Erdölquellen den Bedarf noch befriedi- 
gen. Jene erste Bohrung wurde bis zum 


 Fündigwerden reichlich 20 m tief getrie- 


ben; heute bohrt man 2000 m und noch 
tiefer. Das Auffinden von Erdöllagern 
war lange Zeit eine Angelegenheit des 
Zufalls und des Glücks; es war eine rechte 
Tätigkeit für wagemutige und spekula- 
tionsfreudige Abenteurer, denen biswei- 
len gewaltige Erfolge beschieden waren. 
Die Methoden, sich durchzusetzen, waren 
oft recht hemdsärmelig. Trotz modernster 
technischer Hilfsmittel und wissenschaft-. 
licher Erkenntnisse der Geologie, trotz 
erheblicher Finanzkräfte ist das Risiko 
der Erschließung neuer Erdölfelder auch 
heute noch groß; aber es kann organisato- 
risch beherrscht werden, so daß auch die 
staatliche zentrale Planwirtschaft der- 
artige Aufgaben bewältigen kann. Ein 
Zug zum Abenteuerlichen aber a der 
Erdölwirtschaft verblieben. 


Technische Entwicklung und Waffenent- 
wicklung sind ein unzertrennliches Paar, 
und der Zugang zu dem unumsänglichen 
Roh- und Betriebsstoff Erdöl ist in unse- 
rer Zeit Voraussetzung für politische Gel- 
tung. Das ist die eine Seite der Verbin- 
dung zwischen Erdöl und Politik. Der Zu- 
gang zu den Erdölquellen ist jedoch auch 
nötig für die Versorgung des zivilen Ver- 
brauchs. Kein Wunder, daß die »Geschäf- 
temacher« an gewissen politischen Vor- 
gängen interessiert sind. 


In einem umfassenden Bericht über die 
Erdölindustrie hat es Joachim Joesten un- 
ternommen, seinen Lesern diese Ver- 
quickung durchschaubar zu machen. Auf 
dem Umschlasblatt steht unter dem wohl 
etwas überspitzt formulierten Titel die 
Bemerkung: »Geschäft und Politik -— Wer 
steht dahinter?«. Diese Titelbemerkung 
sollte nicht zu einem Vorurteil gegenüber 
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, Milliardenvermögen der Großen im Erd- 

ölgeschäft nachgehen; er möchte den 
Nachweis eines gewaltigen Erdölkartells 
erbringen. Nun, es gelingt dem Verf. 
nicht, in die rechnerische Kalkulation der 
Preise der Erdölprodukte einzudringen. 
Wer könnte das auch, da ja die Kosten 
und Risiken dieses Geschäftes gar nicht in 
ein festes Bezugssystem zu bringen sind. 
J. weist auch selbst auf das große Wagnis 
hin, das in den riesigen Investitionen 
steckt, die in diesem Wirtschaftszweig 
notwendig sind; er schildert selbst die bei 
günstigem Geschäft aufkommenden 
„Außenseiter, die immer und immer wie- 
der auftauchen und dafür sorgen, daß die 
Bäume nicht in den Himmel wachsen. 


J. geht es um die heutigen Erdölkonzerne 
und deren Herren, die die Geschehnisse 
in unserer Zeit bestimmen oder zumin- 
dest ihren Einfluß bis in unsere unmittel- 
bare Gegenwart ausgeübt haben. Die Be- 
gründer, die erste Generation der Erdöl- 
wirtschaft wie Rockefeller und Zeitgenos- 
sen werden nur am Rande erwähnt. Der 
Verf. analysiert die großen Erdölkonzerne 
nach ihrer Finanzkraft, schildert ihre An- 
fänge, ihre Geschichte und zeigt, auf 
welche Erdölreserven sie sich stützen. In 
Länderberichten wird die Ölversorgung 
der einzelnen Industriestaaten aus eige- 
nen oder fremden Erdöllagern dargestellt. 
Ein Abschnitt ist dem »roten« Öl gewid- 
met; in den sowjetischen Bemühungen, 
die Ölförderung auf dem Gebiete der 
UdSSR zu forcieren, sieht der Verf. er- 
hebliche Gefahren für das Preisgefüge des 
westlichen Ölgeschäftes. 


Die interessantesten Abschnitte des 
Buches sind ohne Zweifel die Kurzbiogra- 
phien der Großen der Erdölwirtschaft: 
_ der Eigentümer der Ausbeutungskonzes- 
| sionen und der Tankerflotten. Oft begann 
der Aufstieg vom Nullpunkt aus. Der Le- 
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ser 5 erfährt manches Ärgernis, 
. \ ' Kunde von manchen rigorosen Einfluß- 
ehung der Mubsnensertone Fe der 


erhäl 


nahmen, von manchen Machenschaften. - 


. Bei der Schilderung der Lebensläufe eini- 


ger der Großen verhehlt der Verf. seine 
Sympathie und seine Anerkennung nicht. Be 
Diese Galerie der Erdölmagnaten wird er- Y 
gänzt durch die Darstellung der Erdöl- 
könige und Erdölscheichs, denen durch die Be 
Erdölströme aus dem Wüstensand ihrer 
Länder gewaltige Geldsummen zufließen 
davon aber verschiedenen Gebrauch ma- ; 
chen: der eine verschwendet fast alles für 
seine Hofhaltung und macht am Ende SR 
noch Praulen) gr andere ist vor allem 


J. gibt eine tatsächlich umfassende und 
en Reportage der We iS 


benen föriierendän Bericht verarbeitet 
hat. Über weite Strecken des Buches wird 
der Leser in Spannung gehalten. a 


Im Anhang findet sich ein Personen- und 

Firmenregister. Die verwendeten Quellen 

sind in einem Verzeichnis festgehalten, so 
daß der Leser gegebenenfalls auf das ur- 
sprüngliche Material zurückgreifen kann. 
Schließlich sei vermerkt, daß einige Mle 
die EWG mit der OEEC (S. 100ff) und 
bisweilen Genf als Sitz der ECE mit Ge- Naies 
nua verwechselt worden ist (S. 47 ff.). 2 


Köln Heinz Eckert 


Vladeta Milicevie: Der Königsmord von, 
Marseille, Das Verbrechen und seine. = 
Hintergründe. 135 S., Hohwacht Verlag, 
Bad Godesberg 1959. 


Als König Alexander I. Karageorgevic 
von Jugoslawien am 9. 10. 1934 zu einem 
Staatsbesuch in Frankreich in Marseille 
eintraf, wurde auf der Fahrt in die Innen- 
stadt ein Revolverattentat auf ihn verübt, 
bei dem er und der französische Außen- 
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minister Louis Barthou tödlich verletzt 
" wurden. Die empörte Menge lynchte den 


Täter, drei seiner Komplizen mißglückte 


_ die Flucht, sie wurden zu lebenslänglichen 


Zuchthausstrafen verurteilt. Die Verant- 
wortung für diesen»Königsmord von Mar- 


seille«, der in der internationalen Öffent- 
lichkeit allgemeine Bestürzung auslöste, 
 trachtete 


t unlängst der 
DEFA-Film »Teutonenschwert« 


sowjetzonale 
deut- 


schen Abwehrstellen unter der Leitung 


des jetzigen Generals Speidel zuzuschie- 
-ben. Dagegen hatte schon der Prozeß ge- 


gen die Gehilfen des Attentäters eindeu- 


tig erwiesen, daß eine Organisation innen- 
politischer Gegner des südslawischen Mo- 
"narchen den Überfall verbereitet und aus- 
‘geführt hatte. Der Verf., damals hoher 
Beamter des Belgrader Innenministeri- 


. ums und seit 1943 Innen- und Justizmini- 
“ster der jugoslawischen Exilregierung in 


BIT "London, schildert nun Hintergrund und 


‘ Einzelheiten des Komplotts gegen das Le- 


ben Alexanders I. aus genauer Kenntnis 
der Vorgänge, da ihm seinerzeit die Über- 


' wachung regierungsfeindlicher Emigran- 


ten oblag. 


“ Die Ermordung Alexanders I. wirft ein 
. grelles Licht auf den erbitterten Nationa- 


litätenkonflikt zwischen Serben und 
Kroaten, der das junge jugoslawische 
Staatswesen seit 1919 belastet hat und bis 
1941 nicht zur Ruhe kommen ließ. Gegen 
den serbischen Unitarismus und Belgra- 
der Verwaltungszentralismus opponier- 
te das selbstbewußte Kroatentum, zeigte 
sich. indes durch seine politischen Reprä- 


.sentanten in der »Kroatischen Bauernpar- 


tei« bis zur Zerschlagung Jugoslawiens 
durch die Achsenmächte zu staatspoliti- 
schen Kompromissen geneigt. Damit woll- 
te sich jedoch die nationalrevolutionäre, 
semifaschistische Ustascha-Bewegung des 
Agramer Advokaten Dr. Ante Pavelic 
nicht abfinden, vor allem seitdem die In- 
nenpolitik des Landes in der Periode der 
Königsdiktatur Alexanders I. (seit dem 
6. 1. 1929) im. Zeichen eines integralen, 
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 zedonischen Revolutionären 
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südslawisch-gesamtstaatlichen Nationalis. Ir e 


. mus stand. Aus der Emigration in Wien, 
‘dann — nachdrücklich von Mussolini be- 


günstigt — in Italien (S. 32 ff.) versuchte 
diese extremistische kroatische Geheim- 
organisation durch aufsehenerregende 
Aktionen zum Kampf gegen die serbische 
Monarchie und für die kroatische Unab- 
hängiskeit aufzurufen. Nachdem ein At- 


' tentat auf Alexander I. im Dezember 1933 


in Agram gescheitert war (S. 481.), wurde 
der nächste Schlag in engster Zusammen- 
arbeit mit der berüchtigten »Inneren Ma- 
Organisa- 
tion« (IMRO), die auch den Täter an Pave- 
lic „auslieh«, sorgfältig vorbereitet. Trotz 
der Warnungen, die M., durch seine Agen- 
ten dem Unternehmen auf die Spur ge- 
kommen, dem König in letzter Stunde zu- 
kommen ließ, glückte der Anschlag der 
kroatischen Terroristen, freilich ohne die 
gewünschten Folgen für die jugoslawische 
Innenpolitik nach sich zu ziehen. Obwohl 
die Fäden offensichtlich bis in die Ausbil- 
dungslager der Ustaschi in Italien und 
Ungarn liefen, wurde aus Rücksichtnahme 
der Regierung Laval auf Mussolini die 
Königinwitwe dazu bestimmt, ihre Zivil- 
klage fallen zu lassen, und das Prozeßver- 
fahren spürbar eingeenst. Die eigent- 
lich Verantwortlichen, die Ustascha- 


Leitung unter Pavelic, die den Schutz des 


Duce genoß, konnten nicht zur Rechen- 
schaft gezogen werden; nach dem vier 
Jahre währenden Zwischenspiel des Usta- 
scha-Regimes im »Unabhängigen Staat 
Kroatien« (1941—45) glückte Pavelic und 
seinen Vertrauten nach dem Krieg die 
Flucht nach Argentinien. 

Der Verf. kann sich durchweg auf eigene 
Erfahrungen stützen, bringt jedoch in 
einem dokumentarischen Anhang auch 
noch zusätzliche, seine Auffassung bestä- 
tigende Aussagen leitender französischer 
Kriminalisten und kündigt ein ca. 400 Sei- 
ten umfassendes Buch mit dem »gesamten 
Beweismaterial« (S. 20) an. 

Köln Hans-Ulrich Wehler 
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Frankreichs Kommunisten in der Krise. 


O-P., XI111/1961, 6, S. 162—171. 


fx  Goldhagen, Erich: Chimeres et Re&alites 


du Communisme. CONTR. SOC., V/1961, 
1, S. 38—44. | 


.. Kommunismus wirkt heute vornehmlich als 


‘ Mythos, 


Allemann, Fritz Rene: Die Revolution der 
Bärtigen, Zwei Jahre Fidelismus auf 
Cuba. MONAT, XIIT/1961, 149 (2), S 
5—12. 

Goldenberg, Boris: Kubas Weg in den 
Kommunismus. AUSS. POL., XIT/1961, 
- 2, S. 103—110. 


Kuba ist eine wichtige Schlüsselstellung des 


‘ , Ostens im Kalten Krieg. 
‚ Die Moskauer Beratungen der kommuni- 


stischen und Arbeiterparteien im No- 
vember 1960. EUR. ARCH., XVI/1961, 2, 
S. D 35—D 72. 

Wortlaut der ‚Erklärung‘ und des „Appells an 
alle Völker der Welt‘‘, 

Lazitch, Branko: Le VIII. Congres de 
l’Internationale Communiste  E-O,, 
XIII/1961, 249, S. 6—9. 

Eingehender Kommentar zu den Moskauer Be- 
ratungen mil vielen Einzelheiten. 


Sowjetunion 


Seton, Francis: The Soviet Economy in 
Transition. PROB. COM., X/1961, 1, S. 
34—41. 

Ökonomische Reformen in der USSR können den 
Weg zu rationeller Wirtschaftspolitik öffnen, 
Laurat, Lucien: Un budget de stagnation. 

E-O., XIII/1961, 251, S. 12—15. 
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- Kent, Nikolai: Boviet Plans for Deyeıne 3 : 


ing Heavy Industry in the. Satellite 
Countries. BULL. INST.,USSR., VII/ 
1961, 2, S. 3—10. 

Tamberg, Robert: Handelskrieg mit So- 
wjetöl. OSTBRIEF,- VIV1961, 67, S. 
78—82. 

Kasten, Herbert A. W.: Die Ostsee im 
strategischen Spiel der Sowjets. SBZ- 
ARCH., XIl/1961, 6, S. 95—98. 


Lewytzkyj, Borys: Die gegenwärtige Lage 


in den Gewerkschaften der UdSSR. 
OSTEUR. XY/1961, 2, S. 113—119. 
Meissner, Boris: Die Sowjetunion vor dem 
XXII. Parteikongreß der KPdSU, I. Die 
Innenpolitik Chruschtschows. OSTEUR., 
XT/1961, 2, S. 81—97. 
Rückblick und Bestandsaufnahme, } 
Pächter, Heinz: Koexistenz als Idee und 
Strategie. AUSS. POL., XII/1961, 3 
149—161. 


Koexistenz ist eine Bann des Konflikts, nicht der 
Versöhnung. 


China 


Ho Wei-Yang: Die Politik der Chinesenin 
Afrika. AUSS. POL., XIl/1961, 3, S. 
162—168. ” 

Huebbenet, Georg von: Peking für Mos- 
kau wichtiger als Belgrad. AUSS. POL., 
XII/1961, 2, S. 134—137. } 

Zur Struktur der chinesischen Velkskom. b: 
mune. O-P., XIIl/1961, 2, S. 34—47. i 


Artikel aus der rot-chinesischen Presse. 


Vereinigte Staaten 


Der Regierungswechsel in den Vereinig- E 


ten Staaten. EUR. ARCH., XVT/1961, 3, 
S: D 73—D 90. 


Dokumente: Rechenschaftsbericht Eisenhowers v., 


12. 1. 61 und Antrittsrede Kennedys v. 20. 1. 61. & E 
Regierungsprogramm des Präsidenten .der 


Vereinigten Staaten, John F. Kennedy. 4 


EUR. ARCH., XVT/1961, 4 S. D 101— 7 


DRAKE 3 

Rusk, Dean: Der Präsident der Vereinig- 
ten Staaten. MONAT, XIII/1961, 149 (2), 
S. 13—25. [ 

Birrenbach, Kurt: Das Ende einer Epoche, 
Amerikas neue Außenpolitik. POL. 
MEINUNG, VI/1961, 58 (3), S. 2331. 

Krippendorff, Ekkehart: Zum Problem | 
der Parteimitgliedschaft in USA. Z 
POLIT., VIIT/1961, 1, S. 54—62. 
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IN WESTDEUTSCHLAND 


von 


Dolf Sternberger — Friedrich Erbe — Peter Molt — Erwin Faul 
Herausgegeben von Erwin Faul | 
VII, 371 Seiten. Broschiert DM 18.30 DM 


Aus dem Inhalt 


Mutation des Parteiensystems. Eine Betrachtung zur dritten Bundes- 
tagswahl. Von Professor Dr. Sternberger. 
Vierzehn Jahre Wahlen in Westdeutschland (1946—1960) 
Von Friedrich Erbe. 
Vom kaiserlichen Reichstag zum Bundestäg. Wandel und Beständig- 
keit des deutschen Parteiwesens im Spiegel der Wahlen. 
Von Dr. Peter Molt. 


Soziologie der westdeutschen Wählerschaft. Von Dr. Erwin Faul. 
Literatur. — Verzeichnis der abgekürzten Parteinamen der bei den 
Wahlen nach 1945 aufgetretenen Parteien. — Wahlergebnisse in der 
Bundesrepublik und in den westdeutschen Ländern. — Die Wahlen 
zum Deutschen Reichstag in Baden, Bayern, Schleswig-Holstein, 

Württemberg. 


Aus dem Vorwort 


Die vorliegende Schrift versucht zum ersten Mal ein Gesamtbild der deut- 
schen Bundes- und Landtagswahlen nach dem Zweiten Weltkrieg zu ver- 
mitteln und sie durch kurze vergleichende Rückblicke auf die Wahlen in 
der Weimarer Republik und im Kaiserreich in einen weiteren Zusammen- 
hang zu stellen. Die Darstellung muß sich freilich, der gegenwärtigen 
staatlichen Organisation Deutschlands entsprechend, auf das Gebiet der 
heutigen Bundesrepublik beschränken, wo allein nach 1945 periodische 
freie Wahlen stattgefunden haben und auch die Rückschau auf die Wahlen 
vor 1933 ist, wo immer möglich, aus Gründen der statistischen Vergleich- 
barkeit, auf die entsprechenden Gebiete Westdeutschlands beschränkt 
worden. 

Die Autoren haben versucht, den Elementen der Verfassungs- und Wahl- 
rechtsordnung, der gesellschaftlichen Gliederung der Wählerschaft, der 
politischen Situation und der an sie anknüpfenden Wahlpropaganda glei- 
chermaßen Beachtung zu schenken und dabei vor allem die langfristig 
sichtbaren Entwicklungstendenzen gebührend zu betonen. Hierdurch konn- 
ten vor allem auch die Eigentümlichkeiten des Verhaltens der Wähler- 
schaft, die sich auf verhältnismäßig beständige sozialstrukturelle Gegeben- 
heiten gründen, von denjenigen, die mehr durch die aktuellen politischen 
Entscheidungen bestimmt werden, deutlicher unterschieden werden als 
dies bei der Untersuchung einzelner Wahlen möglich gewesen wäre. Diese 
zu verstärken, ist freilich der einzige Weg, die noch dunklen Regionen un- 
serer Kenntnisse von den Wahlhandlungen aufzuhellen. 
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DIE GEHEIMEN PAPIERE | 
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Herausgegeben von Norman Rich und H. H. Fisher 
Deutsche Originalfassung von Prof. Dr. Werner 
Frauendienst, Institut für Europäische Geschichte, Mainz 


Band Ill Briefwechsel 1 
650 Seiten, Gr. 8°, Leinen ca. DM 60,— hr 


Bereits früher erschienen: 


Band | Erinnerungen und politische Denkwürdigekeiten 
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1. Abb. auf Tafel, Gr. 8°, Leinen DM 24,80 


Band ll Tagebuchblätter 
XX und 442 Seiten, Gr. 8°, Leinen DM 32,80 
Mit Wirkung vom 1.7.1961 werden die Preise für Band I auf DM 32.- und für Band II auf DM 46.- erhöht. 


Die beiden ersten Bände im Spiegel der Presse: 

»... Zwei Bände politisches Dynamit sind auf dem internationalen Buch- 
markt erschienen. 48 Jahre nach seinem Tode erfährt die Welt, was der 
legendenumwobene Geheimrat Friedrich von Holstein wirklich dachte. 
Viele Legenden zerplatzen, dafür treten neue erregende Enthüllungen ins 
Licht der Geschichte. Worauf die Welt seit einem halben Jahrhundert war- 
tete, hat sich erfüllt — der geheime Ränkeschmied der Bismarckschen Ära 
gibt den Blick in seine Werkstatt frei...« WELT AM SONNTAG 


»... Für die Historiker, Politiker und Publizisten, die dem Verhältnis Hol- 
steins zu Bismarck nachspüren wollen, die neue Einzelheiten über Bis- 
marcks Leben und Wirken suchen, die sich das Bild jener Zeit durch neue 
Schilderungen vervollkommnen möchten, sind die ‚geheimen Papiere‘ eine 
Fundgrube... .« DEUTSCHE PRESSEAGENTUR 


»soviel echte Faszinationskraft bewahrt, daß alle historisch interessierten 
Europäer eine seltene Spannung erfaßte, als bekannt wurde, die nachge- 
lassenen Papiere Friedrich von Holsteins würden publiziert... .« 
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